


Titelbild 
von oben links: 

1.	 Reme: Damprerfuhrt 
der Roten Hilfe in 

Hamburg zum Bruns­
büttelkoog, Juli 1930 • 
Broschürentitel, 1926 • 

Broschüre der RHD, 
1932. 

2. Reihe: Demon­
strationszug der Roten 

Hilfe • Jungpioniere 
beim Besuch im 

Arbeiterkinderheim 
Barkenhoff der Roten 

Hilfe in Worpswede 
bei Bremen, 1928. 

3. Reihe: Demon­
stration in Hamburg, 

1927 • Plakat von 
Heinrich Vogeler zu 
fünf Jahre Interna­
tionale Rote Hilfe, 

1928 • Propaganda­
Wagen der Roten Hilfe, 

1928 • Solidaritäts­
demonstration 

für Sacco und Vanzetti. 

4. Reihe: Demon­
stration "Freiheit für 

Ingrid Strobl" • 
Umschlag einer Bro­

schüre für den ein­
gekerkerten Ernst Thäl­
mann, 1935 • Mitglied 

der Roten Hilfe 
Brünning aus Hamburg 

beim Verkaufen des 
"Roten Helfers" • 

Empfang politischer 
Gefangener aus dem 

Zuchthaus Cottbus 
durch Berliner Arbeite­

rInnen am Görlitzer 
Bahnhof, 1.8.1927 • 

Solidaritätsdemon­
stration für die 

Autonome Antifa (M) 
in Göttingen am 

16. Juli 1994 

Montage: 
KuK	 . August 1996 

Holzschnitt von Heinrich Vogeier . aus Arbeiter Zeitung, Bremen 1927 

Eigentumsvorbehalt 
Diese Broschüre bleibt bis zur Aushändigung an den 
Adressaten/die Adressatin Eigentum der Roten Hilfe 
e.V. "Zur-Habe-Nahme" ist keine Aushändigung im 
Sinne dieses Vorbehaltes. Nicht ausgehändigte 
Broschüren sind unter Angabe des Grundes der 
Nichtaushändigung an die Rote Hilfe e. V. zurückzu­
senden. 

Impressum 

Herausgber: 
Bundesvorstand der 
Roten Hilfe e.V. 
Postfach 64444 
24125 Kiel 

Anrufbeantworter 
und Fax: 
043117 5141 

V.z'.S.d.P.: 
H. Leutemann 

Beitrags- und 
Spendenkonto: 
Rote Hilfe e. V. 
Konto-Nr.: 1911 00-462 
Postbank Dortmund 
BLZ 440 100 46 

Konto des 
Literaturvertn'ebes: 
Rote Hilfe 
Konto-Nr.: 91009209 
Sparkasse Kiel 
BLZ 210 501 70 

1. Al{/lage: 2000 Ex. 

Preis: 8,- DM 

Bestellbedingungen: 
Einzelbestellung 
8,- DM 
plus 2,- DM Porto 
(10.- in Scheinen 
oder Briefmarken) 

ab 5 Exemplare 
Wiederverkaufsrabatt 25% 

bei Bestellungen 
ab 5 Exemplare gilt eine 
Versandkostenpauschale 
von 5.- DM 

Lay-Out und Satz: 
KuK (Kunst und Kampf) 

Druck und Herstellung: 
AktivDruck . Göttingen 
Cl) 0551167065 
Fax 05511632765 



.
.
 
'"Inhalt .. ., 1Il"" <} "',."" I!' ~ " .. SI '\" "" ~ '" <l." .... "'. Ill .... 'i> "'., ,. .. '!I" "''' 'Il "I .. " '" It"" * I!! "' .. '" II ,,"',. "' .. ,., .. '" '" "" 'l> l''': 11 <t> il .. ,.". .. 1>"" "'" .. " oSt.so 11 "' .. "'." .. "~ .. ,, 

I 
Editorial ' , , , , , , , , , , ,	 ,4 

,5"Solange es Unterdrückte gab... " 

Die Situation in Deutschland 
, , , , , , , , , 7 und die Gründung der Roten Hilfe 

Gegen den weltweiten Klassenterror ­
die Internationale Rote Hilfe ' , , , , , , , , , , , , 10 

Bündnisarbeit 
der Roten Hilfe Deutschlands , 14 

Klassenjustiz ' . , , . , , , ,18 

Kampagnentätigkeit der Roten Hilfe , 21 

Die Kinderhilfe der Roten Hilfe ' . , ,25 

Die Arbeit der Roten Hilfe im Zeichen 
der verschärften Klassenjustiz ,29 

Allgemeine Lage ab 1933 ' , , , , , ,32 

Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
der Roten Hilfe ' , , , , . , , , , , ,34 

Finanzielle und materielle Unterstützung 
von politischen Gefangenen und deren Familien ' , 36 

Fluchthilfe in der Illegalität ' , , , , , , , 38 

Der Kampf von Frauen in der Illegalität ' , 39 

Das Ende der Roten Hilfe Deutschlands . 40 

Gesellschaftliche Entwicklung der Linken 
in der BRD seit Ende der 60er Jahre	 ·43 

Die Entwicklung der Roten Hilfe 
von 1975 bis heute . , , . , , ,47 

Die praktische Arbeit der Roten Hilfe ,52 

Antirepressionsarbeit - Kampagnenpolitik ,55 

Solidarität ist eine Waffe! "".", ,58 

Personen, Organisationen und Abkürzungen , 60/61 

Mitgliedsgruppen, Literaturvertrieb, , 62/63 

Rote Hilfe
 



Ednortal "".,." •• "".""" "" .. 

Werbeveranstaltung der 
Roten Hilfe auf 

dem Barkenhof, 1927 

4 

.
 .
 
~ 

j 921 gründeten sich in Deutsch­

land erste Rote Hilfe Gruppen, 

1994 jährte sich die Gründung 

der Roten Hilfe Deutschlands zum 

siebzigsten mal und 1995 konnten 

wir das 20 jährige Bestehen der neu­

gegründeten Roten Hilfe e. V. bege­

hen. Diese jubiläen haben wir zum 

Anlaß genommen, uns mit der Ge­

schichte der Roten Hilfe auseinan­

derzusetzen. 

So sehr sich die gesellschaftliche 

Situation und die politische Praxis 

der Linken in diesem jahrhundert 

verändert hat, an der Notwendigkeit 

einer Solidaritätsorganisation wie 

der Roten Hilfe hat sich nichts geän­

dert. 

Die Stärke der Roten Hilfe lag 

stets darin, daß sie keine Partei, 

sondern eine linke Bündnisorganisa­

tion war. Unser besonderes Augen­

merk haben wir deshalb auf die 
Entwicklung der Bündnispolitik der 

Roten Hilfe in Abhängigkeit von der 

konkreten politischen Situation 

gerichtet. 

Politische Differenzen sind in ei­
ner Bündnisorganisation unvermeid­

lich, und es hat sie auch in der Ro­

ten Hilfe immer gegeben. Die Ge­

schichte der Roten Hilfe hat aller­
dings auch gezeigt, daß Auseinan­

dersetzungen um allgemeinpolitische 

Fragen die Rote Hilfe in ihrer eigent­

lichen Arbeit als linke Schutz- und 

Solidaritätsorganisation behindern 

und immer wieder in die Gefahr der 

Spaltung bringen. 

Diese Broschüre versucht, die 

wechselvolle Geschichte der "Roten 
Hilfe" nachzuzeichnen und in den hi­

storischen Kontext einzuordnen. 

Die Geschichte der Roten Hilfe 

läßt sich in folgende historische 

Abschnitte gliedern: 

Sie beginnt mit der Entstehung 

kleiner Solidaritätsgruppen zu Be­

ginn der 20er jahre, führt über die 

Entwicklung der "Roten Hilfe 
Deutschland" (RHD) zur größten 

revolutionären Massenorganisation 

der Weimarer Republik bis zum En­

de der RHD während des Nazi­

Faschismus. 

Einen weiteren Abschnitt bildet 

die Neugründung der Roten Hilfe in 

den 70er jahren sowie ihre Entwick­

lung bis zum heutigen Stand. 

Neben der Bündnispolitik der 

Roten Hilfe wird versucht, die politi­

sche Praxis der Roten Hilfe insbe­

sondere am Beispiel ihrer Kampa­

gnentätigkeit aufzuzeigen. 

Die Aufarbeitung der Geschich­

te der Roten Hilfe konnte nur unter 

erschwerten Bedingungen erfolgen: 
da keine greifbare Literatur zur hi­

storischen Entwicklung der Roten 

Hilfe existiert, mußte diese anhand 

von Quellenmaterial rekonstruiert 

werden. Sowohl aufgrund des be­

grenzten Umfangs der Broschüre als 
auch wegen des erforderlichen Ar­

beitsaufwand zur Sichtung und Aus­

wertung des Quellenmaterials konn­

ten wir bei der Darstellung der Ge­

schichte der Roten Hilfe nicht immer 

in die Tiefe gehen, eine detailliertere 

Untersuchung bleibt späteren Publi­

kationen vorbehalten. 

Zum 'Teil sind die verwendeten 

Quellen, in der Regel Publikationen 

der "Roten Hilfe Deutschlands" und 

der "Internationalen Roten Hilfe/ 
MOPR", auch widersprüchlich, was 

sich in einigen verwendeten zahlen 

innerhalb des Heftes widerspiegelt. 

Unser besonderer Dank gilt den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

der "Stiftung Archiv der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR", 

ohne deren Arbeit dieses Heft nicht 

entstanden wäre sowie Heinz Som­
mer, dessen Bibliographie über hi­

storische 'Texte der Roten Hilfe 

außerordentlich hilfreich für diese 

Arbeit war. Ein besonderer Dank gilt 
auch den Roten Helferinnen, die uns 

ihre persönlichen Erfahrungen und 

Archive zur Verfügung gestellt ha­

ben. Weiterhin danken wir allen, die 

uns bei der Erstellung der Broschüre 

tatkräftig unterstützt haben. 
Die Redaktion 
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n einer Ende 1931 vom Rote Hil­
fe Deutschland (RHD)-zentral­
vorstand herausgegebenen Bro­

schüre "Was will die Rote Hilfe?" 
heißt es:' 

»So lange es Unterdrückte gab, 
die sich gegen das Joch der Herr­
schenden azifbäumten, kann man in 
der Geschichte dieser Kämpfe die 
Ansätze zu einer Organisierung 
praktischer Solidarität verfolgen.« 

Diesen einleitenden Passagen 
der Broschüre ist zu entnehmen, in 
welche Tradition sich dJe RHD steil­
te, und es wird deutlich, daß die Ge­
schichte einer "Roten Hilfe" in 
Deutschland (und nicht nur dort) 
weiter zurück reicht, als es das Grün­
dungsjahr 1924 zunächst vermuten 
läßt. Im folgenden soll es um diese 
Vorgeschichte gehen, ohne die weder 
die Entstehung noch die Entwick­
lung der RHD - und das gilt für die 
Weimarer Republik wie für die 
Bundesrepublik gleichermaßen - hi­
storisch richtig zu erfassen und poli­
tisch angemessen zu bewerten wäre. 

Sei es zur zeit der Sklavenauf­
stände im alten Rom, sei es während 
der Bauernaufstände im Mittelalter, 
immer schon gab es die solidarische 
Unterstützung der Kämpfenden und 
Verfolgten durch Gesinnungsgenos­
sInnen... doch erst mit der Geburt 
des industriellen Proletariats setzten 
die ersten Versuche ein, organisierte 
Solidaritätsarbeit zu leisten. Dabei 
wurde von vornherein sowohl das 
Prinzip der proletarischen Solidarität 
als auch der revolutionäre Charakter 
solcher Hilfe betont. Die von der 
Klassenjustiz Verfolgten sollten un­
terstützt werden, um sie letztlich 
wieder für den Klassenkampf zu 
stärken; dazu schreibt Johannes zelt 

in seinem Buch "... und nicht ver­
gessen - die Solidarität": 

»Die Solidarität gebührte allen 
revolutionären Kämpfern und poli­
tisch Verfolgten und wurde ohne 
Ansehen der Person und der An­
schauung auch gewährt. Entschei­

dend war lediglich die revolutionäre 
Betätigung. « 

Neben anderen betätigten sich 
auch Marx und Engels an interna­
tionalen Solidaritätskampagnen: Als 
eines der ersten Beispiele ist hier die 
Hilfe für die Verfolgten und Emigrant­
Innen nach der zerschlagung des 
"Bundes der Communisten" in Brüs­
sei 1848 zu nennen. So gründete 
Kar! Marx in England ein "Komitee 
zur Unterstützung der deutschen po­
litischen Emigranten", 1852 über­
nahm er die Verteidigung der An­
geklagten im sogenannten "Kölner 
Kommunistenprozeß", und gemein­
sam mit Engels organisierte er 1871 
die Hilfe für diejenigen, die nach der 
Niederschlagung der Pariser Kom­
mune flüchten mußten. Während 
schon damals der Kampf um das 
Aufenthaltsrecht im Zufluchtsland ei­
ne große Rolle spielte, wurde den In­
haftierten zugleich durch Unterstüt­
zungsaktionen der bereifs ver­
bannten oder geflüchteten Genos­
sInnen geholfen. 

Solidarisch gegen das 

"Sozialistengesetz" . 1878 bls1890 

Ein entscheidender Punkt in der 
Entwicklung organisierter proletari­
scher Solidaritätsstrukturen in der 
deutschen ArbeiterInnenbewegung 
war zweifellos Bismarcks "Sozia­
listengesetz" im Jahre 1878. Vorder­
gründiger Anlaß waren zwei Atten­
tate auf den amtierenden deutschen 
Kaiser Wilhelm I. - der politische 

Hintergrund war die Angst der Herr­
schenden vor einer Wiederholung 
der Ereignisse der Pariser Kommune 
von 1871. Die Angst mag nicht ganz 
unbegründet gewesen sein, denn mit 
dem Aufschwung der deutschen In­
dustrie in den siebziger und achtzi­
ger Jahren des letzten Jahrhunderts 
war auch die politische Klassen­
bewegung des deutschen Proleta­
riats stärker geworden. Dabei wurde 
nicht mehr nur gegen das wirt­
schaftliche Elend' der ArbeiterInnen 
und für freie gewerkschaftliche Ar­
beit gekämpft, die Sozialdemokratie 
diskutierte auch über ein Programm 
zur politischen Machtübernahme in 
Deutschland und dessen Umwand­
lung in eine sozialistische Arbeiter­
Innenrepublik. 

Das "Gesetz gegen die gemein­
gefährlichen Bestrebungen der Sozi­
aldemokratie" vom 21. Oktober 
1878, wie es im Original hieß, führ­
te u.a. zum Verbot zahlreicher sozial­
demokratischer, sozialistischer und 
kommunistischer Vereine und Orga­
nisationen bzw. zur Auflösung ent­
sprechender Versammlungen; ihre 
Druckschriften wurden ebenfalls ver­
boten und beschlagnahmt. Wer die­
sen Verboten zuwiderhandelte, wur­
de mit Geld- oder Gefängnisstrafen 
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Empfang von ent· 
lassenen pOlitischen 

Gefangenen aus dem 
Zuchthaus Conbus auf 
dem Brunnenplatz vor 

dem Amtsgericht 
Weddlng am 
19. Juli 1928. 

In der Menge u.a. Arthur 
Golke. Max Hoelz, 
Jakob Schlör und 

Hugo Eberleln 

belegt, noch härter wurden aller­
dings die zahlreichen Ausweisungen 
empfunden: Einzelne Personen oder 
ganze Gruppen wurden aus ihren 
Städten, Kreisen oder Ländern ver­
bannt. Die massiven Repressions­
wellen, die bis zum Auslaufen des 
Gesetzes 1890 anhielten, hatten frei­
lich unter dem Strich nicht ganz die 
gewünschte Wirkung: Zwar blieb der 
revolutionäre Aufstand aus, die 
..Sozialistische Arbeiter Partei 
(SAP)" war jedoch weiterhin parla­
mentarisch aktiv, beteiligte sich an 
Wahlen und konnte erheblich an Be­
deutung gewinnen. Zugleich bot das 
Ausmaß der Repression unter dem 
..Sozialistengesetz" den Anlaß, erst­
malig solidarische Hilfeleistungen 
sehr aufwendig zu organisieren, wie 
es in einer RHD-Broschüre von 1931 
beschrieben wird: 

»Hilfekomitees und Vereine 
wurden gegründet, Sammlungen 
ohne behördliche Erlaubnis durch­
geführt. In Berlin bildete sich 
sogleich in den ersten 'RJ.gen des 
Sozialistengesetzes ein Unterstüt­
zungskomitee zur Hilfeleistung für 
die Ausgewiesenen und Verfolgten, 
sowze für ihre Frauen und Kinder. 
Kurze zeit später entstand dann in 
Leipzig (..) eine .. zentralstelle für 
die im Reich gesammelten Gelder" 
unter Leitung von August Bebei, 
Wilhelm LIebknecht u.a.« 
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Dabei war 
die politische 
Bandbreite der 
Unterstützung, 
die weit über die 
sozialdemokra­
tischen Partei­
grenzen hinaus­
ging, wohl ein 
Grund für den 
Erfolg dieser 
organisierten 
Soldaritätsar­
beit. Neben der 
Gewährung 
praktischer Hilfe 
(Unterschlupf 
etc.) wurden 
große Summen 
von Unterstüt­

zungsgeldern zusammengetragen, 
so daß für die damalige zeit recht ho­
he Geldbeträge an die Verfolgten und 
ihre Angehörigen ausgezahlt werden 
konnten. Aus den aufgezeichneten 
Erinnerungen des Arbeiters Molken­
buhr wird deutlich, daß hier erstmals 
jene Solidaritätsstrukturen ent­
wickelt wurden, die später das Bild 
der Roten Hilfe prägen sollten: 

»Hunderte Familien waren ihres 
Ernährers beraubt. Für die Ausge­
wiesenen und deren Familien muß­
te gesorgt werden. Das war.fürje­
den Genossen selbstverständlich. 
Jede Ubche mußten Unterstützungs­
gelder vorhanden sein. Jetzt wurde 
gesammelt. Die Sammler erzogen 
bald ihr Publikum. Sie sagten: Es 

mußjede Ubche eine große Summe 
vorhanden sein. Sie kann nur be­
schafft werden, wenn sich eine 
große Anzahl Genossen findet, die 
sich verpflichtet, jede Ubche oder 
jede 14 rage einen bestimmten Be­

trag zu geben. Einerlei ob der Ge­
nosse sich erbot, 10 Pfg oder sonst 
eine Summe zu geben, Sie wurde 
prompt abgeholt. So kam man bald 
dahin, regelmäßig mehr zu erhal­
ten, als wzr vorläufig brauchten.« 

"Das Sozialistengesetz 
1878-1890", S. 61f 

Gleichwohl blieb die Haltung der 
Sozialdemokratie gegenüber der 
staatlichen Repression gegen links 

ambivalent. Neben zahlreichen Be­
mühungen, das Sozialistengesetz zu 
unterlaufen und die Gegenwehr zu 
organisieren, entwickelte sich die 
Partei zunehmend legalistisch und 
parlamentarisch. Bereits in dieser 
zeit wurden die Grundlagen für die 
Spaltung der proletarischen Klasse 
gelegt, die nur wenig später vollen­
det sein sollte: Mit dem Aufstieg der 
SPD zur staatstragenden Volkspartei 
und mit ihrer Zustimmung zur Be­
willigung der Kredite für den 1. Welt­
krieg war die Einheit der Arbei­
terinnenbewegung endgültig zerbro­
chen. Als der SPD auf den Trittbret­
tern der Revolution von 1918/19 der 
entscheidende Schritt an die Macht 
gelang, wurde die Sozialdemokratie 
mehr und mehr vom Opfer zum 
Täter: In dem Maße, in dem sie sich 
in den Folgejahren an der staatlichen 
Repression gegen Links beteiligte, 
verschwand auch die Notwendigkeit, 
die eigenen Reihen vor Verfolgung zu 
schützen bzw. eine entsprechende 
Solidarität zu organisieren. Die 
.. roten" Hilfestrukturen des Kaiser­
reichs fanden ihre Fortsetzung nicht 
in der Sozialdemokratie der Weima­
rer Republik, sondern in der revolu­
tionären Arbeiterinnenbewegung der 
Kommunistischen Partei Deutsch­
lands. 
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ie in allen Ländern, in 
denen das Proletanat es 
wagte, den revolutionären 

Klassenkampf aktiv aufzunehmen, 
aber dabei unterlag, die Bourgeoisie 
sich wegen dieses Versuches grau­
sam am Proletanat rächte und der 
weisse 7error seine wzldesten Orgien 
feiert, so auch in Deutschland. Die 
Januar- und Märzkämpfe 1919, die 
Abwehr des Kapp-Putsches im Jahre 
1920, die März-Kämpfe 1921 wa­
ren Versuche des revolutionären 7ei­
les des deutschen Proletariats, die 
Bourgeoisherrschaft zu brechen, um 
diefortgesetzten Anschläge des Ka­
pitals aufLeben und Gesundheit der 
Arbeiter unmöglich zu machen. Die­
se Versuche wurden mit Hilfe der so­
Zialdemokratischen Führerschaft 
blutig niedergeschlagen.« 

Broschüre .. Schafft Rote Hilfe", 
RHD 1925 

Die Lage des revolutionären Pro­
letariats nach den Märzkämpfen im 
Mitteldeutschland 1921 war gezeich­
net von rechten Freikorps und Poli­
zeiterror, der fur viele tausende auf­
ständische ArbeiterInnen massen­
hafte Einkerkerung und Folterung, 
und Kir die Familien von Ermordeten 
und Gefangenen eine Situation größ­
ter Not bedeutete. 

Die Kommunistische Partei 
mobilisierte durch Aufrufe in den Ar­
beiterzeitungen die notwendige Soli­
darität des Proletariats. Im Aufruf 
"Hilfe fur die Märzopfer" , der, zu­
nächst verkürzt durch Zensur der 
reaktionären Landesbehörden, in der 
Arbeiterpresse erschien, heißt es: 

»...Die Vorhut des Proletanats 
zahlt mit Leben und Freiheitfür die 
PassiVität der Arbeiterklasse in 
ihrem Bifreiungskampfe und sie 
wird solange damit zahlen, bis das 
gesamte Proletanat aufsteht um mit 

seinen Ausbeutern und Unter­
drückern letzte Rechnungzu halten, 
bis das Proletanat aufsteht und 
seine Bifreiung wahr macht durch 
die Aufrichtung des Kommunismus. 
Bis dahingzlt es Hilfe den Opfern der 
Kämpfer zu bringen. Die Familien 
der Eingekerkerten und Verwunde­
ten gzlt es zu unterstützen. Den 
Eingekerkerten müssen die Tage der 
Freiheitsberaubung erleichtert wer­
den durch unser Hi(fswerk. Rechts­
schutz müssen wir denen bringen, 
die man noch vor die Gerichte schlei­
fen wird. Um dieses Werk proletari­
scherSolidantät vollbnngen zu kön­
nen, hat sich aus den Kreisen der 
Arbeiterschaft die Rote Hilfe gebz7­
det. ... Arbeiter! Klassengenossen! 
Organisiert sofort Geld- und Lebens-

Opfer des proletarischen Bifrei­
ungskampfes. ... « 

Rote Fahne vom 15.April 1921 

Die ersten Solidaritätsaufiufe rich­
teten sich also an die revolutionären 
Arbeiter in Deutschland, d.h. in der 
Hauptsache die über die kom­
munistische und Arbeiter-Presse er­
reichbaren Klassengenossen des ge­
fangenen und ermordeten Prole­
tarierInnen. Da im Besonderen Kom­
munistinnen und deren Familien von 
dem Thrrorregiment der Justizbehörden 
betroffen waren, es wurden wahre 
Massenverfolgungen gegen vermutete 
Aufständische und KommunistInnen 
initiiert, war es dringendste Aufgabe 
der Kommunistischen Partei, die 
Unterstützungsorganisation zu bele­
ben und aufzubauen. 

mittelsammlungen. Kein Lohntag 
daif vorübergehen, wo nicht jeder 
Arbeiter seinen Beitrag zur Unter­
stützung der Arbeiter leistet. In al­
len Versammlungen und In Ubhnun­
gen muß gesammelt werdenfür die 

Eine feste Organisation der Ro­

ten Hilfe bestand, bis auf teilweise 
lose zusammengefaßte Orts- und 
Bezirkskornitees, die ihre Mittel auch 
zum Teil aus Sammlungen bei der 
Partei- oder anderen Arbeiterorgani-

Rätedemonstration 
gegen die Wahl zur 
Nationalversammlung 
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Hitgliedsbuch von 
Wllhelm Pleck Nr. 3801 

Konferenz der 
Roten Hilfe für 

Nordwestdeulschland 
In Bremen, 1931 

sationen erbrachten, nicht. Auch 
Spenden von kommunistischen Par­
teien aus verschiedenen europäi­
schen Ländern gingen über unter­
stützende Strukturen der KPD an die 
gefangenen Kämpferinnen. Ihre So­
lidarität gegenüber den Werktätigen 
der kapitalistischen Länder bewiesen 

viele Arbeiter und Bauern der 
Sowjetunion durch Sammlungen von 

·
 

·
 
· ·
 
·
 
· 

Geldern und Kleidung während lan­

ger Jahre. Gerade durch die Unter­
stützung verfolgter Proletarier in 
Deutschland drückte sich ihr Ver­
ständnis für internationalen proleta­
rischen Schutz aus, den sie organi­
siert durch die sowjetischen MOPR 
(IRH) aufbrachten. 

Besondere Erwähnung finden 
muß die Bedeutung der Ausmaße 
der Verhaftungen und Verurteilungen 
durch die Sondergerichte des sozial­

demokratischen Reichspräsidenten 
Ebert, die Verhängung des Ausnah­
mezustandes und besonders die 
Seeckt-Diktatur, die die Verfolgungen 

1924 erst einleitete. 
Insbesondere Anfang 1924, als 

nach dem Verbot der Kommunisti­
schen Partei erneute Massenver­
folgungen einsetzten, wurde die 
Tätigkeit der RH-Organisation inten­
siviert, die Schaffung fester Mit­

gliederorganisationen mit Einzel­
und Kollektivmitgliedschaften ange­
strebt. Auch die von Verboten be­
drohte Tätigkeit der Roten-Hilfe-Ko­
mitees machten, neben der zu ver­
bessernden Propaganda- und Wer­
bungstätigkeit sowie der umfassen­
den und geordneten Kassierung von 
Mitgliedsbeiträgen, eine Festigung 

und organisationsumfassende Ver­

einheitlichung notwendig. Dazu der 
erste Vorsitzende der Roten Hilfe 
Deutschlands, Wilhelm Pieck, der 
nach der Umstrukturierung in einem 
Bericht des Zentralkomitees auf einer 
Reichstagung 1925 ausführte: 

»Aber die Rote Hiife ist nicht et­
wa eine rein phdantropische, can"ta­
tive Organisation, wie sie ihre 
Unterstützungen nicht als Wohl­
tätigkeit auffaßt, sondern sie ist ei­
ne Solzdantätsorganisation der 
Werktätigen zur Behebung des 
Elends, das durch die deutsche Klas­
senjustiz hervorgerufen ist. Und 
deshalb kann sich die Rote Hilfe 
nicht auf die Beschaffung von der 
Geldmitteln beschränken, sondern 
muß versuchen, die Quellen dieses 
Elends zu verstopfen. Dazu dient 
dient die politische Aufklärung über 
Wesen und Zweck der Klasser!Justiz 
und des weissen Terrors, sOWie über 
die Notlage, die dadurch unter den 
werktätigen Massen hervorgenifen 
wird. Die Rote Hilfe wdl mit dieser 
Aufklärung die Massen gewinnen 
für die Unterstützung der Forderun­
gen azifBeseitigung der Quellen die­
ses Elends, zum Kampf.für die Am­
nestie, gegen die Klasse,?justiz, 
gegen den weissen Terror. ... Das ist 
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r----------------------------------------------------- ,
j	 der politische Zweck der Roten 

§1	 Zweck 
Hilfe, das soll erreicht werdenDie Rote Hilfe Deutschlands ist eine überparteiliche Hilfsorganisation zur 

I Unterstützung durch dauernde breite Kam­
0) der proletarischen Klassenkämpfer, die wegen einer aus politischen Grün­ pagnen zur AufTÜttelung der 

I 
I den begangenen Handlung oder ihrer politischen Gesinnung in Haft ge­ Massen, durch Herausgabe vonI nommen sind. I	 Literatur, durch Eingaben an dieI	 b) der Frauen und Kinder von inhaftierten, gefallenen oder invaliden Klassen­
I	 Behörden und durch lnte­
I kämpfern. 

I	 ressierung der breiten (j/Jent­Rote Hilfe
§2 Mitgliedschaft	 lichkeit an diesen Notständen. 

Mitglied der Roten Hilfe kann ieder werden, der den Zweck der Roten Hilfe Aber das ist alles nur meglich, !	 anerkennt und regelmäßig Mitgliedsbeiträge zahlt. Proletarische Partei-, Ge­ wenn hinter diesen Bestre­I werkschafts-, Genossenschafts-, und Sportorganisationen sowie die Beleg­I	 bungen eine straffe, zentrale Or­schaften von Betrieben können die Mitgliedschaft gegen Zahlung eines regel­I 
I
I mäßigen Beitrages korporativ erwerben. ganisation mit einem ständigen 
I Funktionärskörper und mit fi­

§3 Organisation/Ortsgruppen na~~ff uistu~ifMigkft 
Die Rote Hilfe baut ihre Organisation noch Wirtschaftfsbeziken auf. Diej	 steht.« 
Grundlage der Organisation bilden die Ortsgruppen, die ihre Hauptstütze in
 

I den Betrieben hoben sollen. Zur Erledigung der propagandistischen und Or­

So wurden in der weiteren 

I dos sich aus den Vertretern der Einzelmitglieder und den angeschlossenen Arbeit besonders die Orts­
ganisatorischen Aufgaben wird in ieder Ortsgruppe ein Ortskomitee gewählt, 

I 
I	 Betrieben-, Partei-, und Gewerkschaftsorganisationen, Internationale Arbei­ gruppen in Betrieben und Stadt­

terhilfe usw. zusammensetzt. Die Wahl, die in der Mitgliederversammlung er­I	 bezirken nach arbeitsteiligen Kri­

i folgt, unterliegt der Bestätigung des Bezirkskomitees. 
terien aufgebaut. Verbindlich wa­
ren die Besetzungen von dem po­

I	 §4 Bezirke 
Die Ortsgruppen der Roten Hilfe eines Bezirkes bilden den' Bezirksverband litischen sowie organisatori­

I
und unterstehen dem Bezirkskomitee, das auf einer Bezirkskonferenz aus den schen Leiter, dem Kassierer, dem
 
Vertretern der Ortsgruppen einschließlich der angeschlossenen Betriebe und
 Obmann für die Revisionskom­
Organisationen gewählt wird. Die Wohl unterliegt der Bestätigung durch dos mission, dem Rechtsschutz und 

I	 Zentralkomitee, dem dos Recht zusteht, einzelne Mitgllieder .des Bezirksko­
Literaturobmann, sowie dem fa­mitees ihres Postens zu entheben.! milien- und Gefangenenpfleger.I 

I	 §S Zentralkomitee 
Die Leitung der' gesamten propagandistischen und organisatorischen Arbeit ))Die Rote Hilfe ist wze jede

I der Roten Hilfe liegt in den Händen des Zentralkomitees, das aus den Ver­ revolutionäre Massenorganisa­
tretern der Vorstände der angeschlossenen Organisationen besteht. 

tion nicht auf dem födera­

I 
Das Zentralkomitee bestimmt allein die Art und den Umfang der Unterstüt­

zungen. Alle Einnahmen und Ausgaben in den Ortsgruppen sind durch die listischen, sondern aufdem zen­

Bezirkskomitees mit dem Zentralkomitee zu verrechnen. tralistischen Pnnzip aufgebaut. ! Das heißt, die Rote Hilfe ist kein 

I	 §6 RevisionskommissionenI Verezn, der in vzele kleinen Ver­
I 

elnchen In den Orten und Stadt­l	 §7 Beiträge 
I	 Der monatliche Mindestbeitrag für vollbeschäftigte Mitglieder beträgt teilen zeifällt, von denen jeder 

10 Pfennig im Monat, für nichtvollbeschäftigte Mitglieder 10 Pfennig im nach eigenen Grundsätzen und I 
I 

Monat. Wirtschaftlich besser gestellte haben höhere Beiträge zu leisten. Der Richtlimen arbeitet, sondern un­
Betrag der korporativ angeschlossenen Organisationen und Belegschaften sere Organisation, die feste Zie­
unterliegt besonderen Vereinbarungen. Er soll iedoch mindestens im MonatI	 le hat, wird einheitlich geleitet, 5 Mark für das erste Tausend Mitglieder oder Arbeiter und für iedes weitere I Tausend je ! Mark betrogen. Der Beitrag der Organisationen entbindet de­ um die ganze Kraft der ganzen 

! ren Mitglieder ober nicht von Verpflich'tung, als Einzelmitglieder der Roten Organisation immer in einer be­
I Hilfe Beiträge zu leisten.	 stimmten Richtung wirken zu 

lassen. Das eifordert dze!	 §8 Unterstützungen

I	 Beachtung und unbe­
Die Unterstüzung besteht in der Gewährung von Rechtsschutz, barem Gelde, 

dingte Durchführung al­Lebensmitteln, Kleidungsstücken, Unterbringung der Kinder in Kinderheime. 
I Ferner in der Pflege der geistigen Verbindung der Arbeiterschaft mit den Ge­ ler Organisations­
I 

fangenen und ihren Angehörigen (Patenschaften), in der Versorgung mit beschlüsse, die im Ge­I 
literatur, außerdem in dem ständigen öffentlichen Wirken um Erleichterung,I	 samtinteresse liegen müs­

I Einschränkung und Erlaß der Strafe (Amnestie). Ein klagbares Recht auf Ge­
sen, da nach dem Pri~'p der Abzeichen der HOPRwährung von Unterstützung steht den Unterstützungsempfän'gern nicht zu. 
proletarischen Demokratie Dele­und der Roten Hilfe I DeutschlandsZentralkomitee der Roten Hilfe Deutschlands gierte und uitungen von untenI 

I	 (Originalgröße) 
I nach oben gewählt werden.« 
IL _ 

Die Statuten der Roten Hilfe aus dem Jahre 1924	 9 



Getlen den weltWeiten Klassenterror - die Internationale Rote Hilfe .• 

Eine Einladung der 
Roten Hilfe Luxemburgs 

zur öHentlichen 
Protestversammlung 

gegen die Ermordung 
von Sacco und Vanzettl 

Zu den Organisatoren 
der IRH gehörten 
Fellx Kon (Mitte). 

Jullan Marchlewski (links). 
der erste Vorsitzende der 

IRH und 
(Iara Zetkln (rechts). 
die nach dessen Tod 

Im Jahre 1925 den 
Vorsitz übernahm 

1
 

as Ende des 1. Weltkriegs, 
der Untergang der 
1I. Internationale und die 

Oktoberrevolution läuteten nicht nur 
in vielen Staaten Europas, Asiens 
und Südamerikas den Beginn 
zahlreicher Revolutionen und natio­
naler Befreiungskämpfe ein, sondern 
markiert auch eine Phase von bis 
dahin ungekannten Terrors gegen die 
werktätige Bevölkerung durch die 
Bourgeoisie, oftmals unter Mithilfe 
von sozialdemokratischen Regierun­
gen oder faschistischer Regimes, der 
"weiße Terror". 

In zahlreichen Staaten Nord­
und Osteuropas wurden schon 1918 

Konzentrationslager eingerichtet, in 
denen allein in Finnland mehr als 
26.000 Menschen durch Hunger, 
Krankheit oder Erschießungen ums 
Leben kamen, in Bulgarien und 
Bessarabien wurden ca. 30.000 
Menschen erschossen, ertränkt oder 
mit Bajonetten niedergestochen, in 
Polen wurde mit Giftgas gegen strei­
kende Arbeiter vorgegangen. Mit Be­
ginn der 30er Jahre wurde vor al1em 
China im Zuge der Auseinander­
setzung zwischen der chinesischen 
Roten Armee und der Kuomintang 
Schauplatz beispielloser Greueltaten: 
al1ein in den ersten vier Monaten des 
Jahres 1931 wurden 106.915 Men­
schen durch die Kuomintang hin­

gerichtet. 

Die Gründung der IRH 

Aus dieser Situation heraus ent­
standen in mehreren Ländern, u.a. 
Deutschland, Bulgarien und Polen, 
erste lose Hilfsorganisationen, in de­
nen vor al1em die Angehörigen der 
getöteten, verhafteten oder ge­
flohenen Revolutionärinnen wirkten. 
Der tobende Klassenkrieg machte 
aber eine internationale revolutionä­
re Organisation zur Unterstützung 
der politisch Verfolgten immer not­
wendiger. Die Initiative ging schließ­
lich von Julian Marchlewski sowie der 
"Gesellschaft der ehemaligen politi­
schen Zuchthäusler und Verbann­
ten" und der "Gesel1schaft der alten 
Bolschewiki" aus. Um das Ziel, die 
Gründung einer internationalen, 
strömungsübergreifenden Schutz­
und Verteidigungsorganisation der 
Opfer der revolutionären Klassen­
kämpfe, zu erreichen, wandten sich 
diese an den IV. Weltkongreß der 
Kommunistischen Internationale. 
Dieser beschloß am 22. November 
1922 die Gründung eines "Politi­
schen Roten Kreuzes", der Interna­
tionalen Roten Hilfe (IRH) und rief 
die kommunistischen Parteien auf, 
beim Aufbau nationaler Rote-Hilfe­
Sektionen mitzuarbeiten. Diese 
Schutz- und Verteidigungsorgani­
sation, nach der russischen Bezeich­
nung "MOPR" genannt, konnte 
schon 1924 22 nationale Sektionen 
zählen und entwickelte sich in den 
nächsten Jahren rasch, so daß 1932 
weltweit 71 Sektionen und Schwe­
sterorganisationen, die, wie z.B. die 
RHD, nicht formelles Mitglied der 
IRH waren, aber ständig in ihr mit­
arbeiteten, zur IRH gerechnet 
werden konnten, in denen 13,8 Mil­
lionen Menschen organisiert waren. 
Neben den Sektionen der euro­

päischen Staaten gab es u.a. Orga­
nisationen in China, den USA, EI 
Salvador, Guatemala, Südafrika 
usw., in denen zum Teil nur wenige 
hundert Mitglieder organisiert 
waren. Von den Sektionen mußten 
1932 45 illegal oder halblegal 
arbeiten, so war z.B. die Sektion 
Madagaskar zeitweise fast komplett 
inhaftiert. 

Aufgaben und Ziele der IRH 

Aus der konkreten Situation 
leitete die IRH folgende Aufgaben 
und Ziele für sich ab: 

1.	 Den Opfern des revolutionären 
Klassenkampfes, der Befreiungs­
kämpfe nationaler Minderheiten, 
der antikolonialen Bewegungen 
und anderen verfolgten Revolutio­
närinnen und deren Angehörigen 
wird materielle, moralische und 
juristische Unterstützung gewährt 

2.	 Ein ständiger Kampf wird gegen 
kapitalistische Reaktion, imperia­
listische und faschistische 
Gewalt, Klassenjustiz und Folter, 

Illegales Plakat der Roten Hilfe 
Italiens. 1934 



Foto­

Gegen den weltweiten Klassenterror - die Intematlonale Rote Hilfe 

kurz gegen jede Form des weißen kampfs. Unter anderem konnten in arbeit wurden z. T. große Tei­

Terrors gefuhrt. Italien. Deutschland. Polen und Chi­ le des internationalen Prole­


na (z.T. illegale) Kinderheime einge­ tariats und des Kleinbürger­

3.	 Für Asylrecht und die Befreiung richtet werden, diese wurden u.a. tums mobilisiert, wie z.B. bei 

der proletarischen revolutionären durch Patenschaften von BürgerIn­ der "Sacco und Vanzetti"-Kam­
Gefangenen zu kämpfen, die nen der SU finanziert. Auf dem Ge­ pagne. Mit AgitProp-Gruppen. 
gefangenen RevolutionärInnen biet der Propaganda verfugte die IRH_ Aufführung von Theaterstücken, 
weitestgehend zu unterstützen in den kapitalistischen Staaten über RH-Filmen und 
und politisch weiterbildende ein ausgebautes Pressewesen, in den dokumentationen wurde die Propa­
Arbeit, z.B. durch das Beschaffen Kolonialgebieten und auf dem Bal­ gandaarbeit vervollständigt. Die Medaille, die anläßllch 
von Literatur, zu ermöglichen. kan war es ihr aber kaum möglich. angestrebte Zusammenarbeit mit der des zehn;ährlgen 

Bestehens vom ZK derein solches aufzubauen. Weiterhin IAH konnte in der Praxis aufgrund 
MOPR fUr aktive4. Nationalismus, Rassismus und wurde mit auf politische Schwer­ der verschiedenartigen Zielset­
gesellschaftliche Arbeit 

Glaubenshass muß in jeder Aus­	 punkte ausgerichtete Kampagnen zungen (die lAH begriff sich als In der MOPR verliehen 
prägung bekämpft werden.	 gearbeitet. Mit Demonstrationen, Solidaritätsorgan der gesamten pro­ wurde, 1932
 

Versammlungen, Entsendung von letarischen Klasse während die IRH
 
5. Gegen die imperialistischen Delegierten, Aufstellung von Unter­ vor allem auf die Unterstützung der Die größten Sektionen 

Kriegsvorbereitungen, insbeson­ suchungskommissionen, parlamen­ politisch verfolgten Revolutionäre der Internationalen 
dere gegen die SU, vorzugehen.	 tarische Interventionen und Presse- ausgerichtet war) nicht in der ge- Roten Hilfe 

r----~------------------------------------------------ ------------------,6. Größtmögliche Unterstützung der I 
I	 Land Einzel- Kollektiv- Gesamt Statuspolitischen EmigrantInnen durch 
I	 mitglieder mitgliederBeschaffung von Arbeit und
 

Wohnraum, Versorgung durch
 
5.000 15.000 20.000 illegalLiteratur in ihrer Landessprache. 
2.000	 2.000 legal 

7.	 Bereitstellung von Wohn- und 820.000 1.080.000 *1
 
Ptlegeplätzen fur die Kinder gefal­
 17.000 420.000 437.000 legal
 
lener oder verhafteter Revolu­
 Deutschland 359.811 651.281 1.011.092 Jegal

tionärinnen.
 

England 1.500	 1.500 legal 

Finnland 3.000	 3.000 illegal8.	 Eine umfangreiche Propaganda­
Frankreich 35.000 580.000 615.000 legalarbeit soll in Vielfältigster Form 

für die Arbeit der IRH werben. Griechenland 3.345 9.800 13.145 halblegal 

Holland 2.639	 2.639 legal 
9.	 Es ist eine größtmögliche Zusam­ Italien 15.000 15.000 illegal
 

menarbeit mit der Internationalen
 
Ja	 an 9.000 9.000 legal

Arbeiterhilfe (lAH) und anderen 
Kanada 2.500 25.000 27.500 legalOrganisationen anzustreben.
 
Mexiko 3.000 10.000 13.000 illegal
 

Die Arbeit der IRH Mongolei 2.000 2.000 legal 

Die konkrete Arbeit der RH­ Österreich 4.000 4.000 legal 
Sektionen und der IRH konnte so­ Palästina 1.120 1.120 illegal 
wohl aufgrund der politischen Lage Polen 2.930 2.930 illegal
als auch des Umfangs der Auf­

Rumänien 1.150	 1.150 illegal
gabensteIlung ihren eigenen Zielen 

Schweiz 8.200 25.000 33.200 legalnur selten vollständig gerecht wer­
den. Die Hilfe fur politische Emi­ Sr-anien 30.000 300.000 330.000 illegal 

grantl-nnen konnte nur unzureichend Tschecheslowakai 17.000 420.000 437.000 legal 

geWährt werden, Ausnahmen waren I UdSSR 5.566.000 5.566.000 legal 
Österreich, wo die RH-Sektion ein 

j 

Uruguay' 800 20.800 21.600 legal 
Heim fur politische Flüchtlinge auf­ t 

I	 USA 10.000 150.000 160.000 legal
bauen konnte, und die SU, hier I

I 

260.000 

CSR 

stellte aber das Beschaffen von I
j	 

Gesamt 10.599.959 3.178.646 13.778.605
Ilandessprachlicher Literatur ein 
I	 ' Die Einstufung der Sektionen als )egal" bedeutet, daß diese zwar offen arbeiten konnten, . großes Problem dar. Um einiges bes­ I aber oft von massiven Repressionen betroffen waren. 

ser gestaltete sich die Unterstützung '1 in den Sowietgebieten legal, im Gebiet der Kuomintang verboten lL____________________~ ______________________________________ __ y~~~~~~~_der Kinder der Opfer des Klassen­



Gegen den wenwelten Klassenterror - die Internationale Rote Hilfe··, 

r------------------------------------------~-----------~-~------~~---~~~-~~--1Politische Gliederung 
~ der Mitgliedschaft Land Kommunistlnnen/ Sozialdemo· Parteilose Ider Internationalen' Jungkommunistinnen kratlnnen 

Roten Hilfe I 
(Angaben In %) I

Belgien 25,00 6,00 I 

l
Deutschland 49,00 2,00 49,00 IFrankreich 40,00 5,00 55,00 

England 20,00 0,00 80,00 

Österreich 47,00 34,00 19,00 I
China 0,25 0,00 99,75 IL ~~ ~ 

Stand: 1931 I 

wünschten Weise erreicht werden. europäischen Gefängnisses materiell nahmen hiervon waren die sowjeti­

Besser funktionierte die Zusammen­ und moralisch zu unterstützen. Des­ sche Sektion, die sich MOPR nann­

arbeit u.a. mit dem Antifaschisti­ weiteren wurden in landwirt­ te, sowie einige verfolgte Sektionen,
 
schen Weltkongreß, der Antiim­ schaftlichen Genossenschaften Par­ die sich zum Selbstschutz unver­

perialistischen Konferenz der Koloni- zellen und Viehbestände für die fängliche Namen gaben. Einige RH­


Sektionen gründeten Jugend- und
 
Kinderorganisationen, die "Jungen
 
Freunde der Roten Hilfe". Die mei­

sten RH-Sektionen kannten zwei
 
Formen der Mitgliedschaft, das
 
Individualmitglied, das direkt in die
 
RH-Sektion eintritt und dort seine
 
Beiträge entrichtet, und das Kollek­

tivmitglied, das aufgrund der Mit­

gliedschaft in einer Organisation, die
 
sich der RH angeschlossen hatte,
 
automatisch der jeweiligen RH-Sek­

tion angehörte. Zu diesen Orga­

nisationen gehörten vor allem
 
Frauen-, Sport-, Kultur- und sonstige
 
Vereine sowie Genossenschaften und
 
Gewerkschaften, die Kollektivmit­

gliedschaft war vor allem in den
 
kapitalistischen Staaten mit einer
 
entsprechend entwickelten Arbeiter­

Innenbewegung und Arbeiter­


Kranzniederlegung auf alvölker, der Organisationen der ras­ Rote Hilfe ausgewiesen, in Fabriken Innenkultur vorhanden. Ausnahme 
dem Ohldorfer Friedhof sisch Verfolgten und dem Europäi­ Extraschichten gefahren, umfang­ hiervon war China, diese Sektion be­

In Hamburs anläßlich des schen Bauemkongreß. reiche Spendenaktionen durch­ saß einen hohen Anteil an Kollektiv­
fUnflährlgen Bestehens Aufgrund der angespannten fi­ geführt, die jeweiligen Erlöse kamen mitgliedern, deren Großteil sich aus

der IRH, Dezember 1927 
nanziellen Lage waren die RH-Sek­ der IRH zugute. der Roten Armee rekrutierte. Mit der 
tionen der kapitalistischen Staaten Form der Kollektivmitgliedschaft be­
oft auf die Unterstützung durch die Der Aufbau der IRH saßen die RH-Sektionen externe 
RH der SU angewiesen. Diese Un­ Höchstes Organ der IRH stellte Strukturen, die für die konkrete 
terstützung erfolgte z.B. durch das Exekutivkommitee dar, die IRH politische Arbeit verfügbar waren, so 
Patenschaften, in denen die Beleg­ gliederte sich in die verschiedenen war es möglich, schnell für Aktionen 
schaften ganzer Betriebe oder die nationalen Sektionen auf, die sich in eine große Anzahl Menschen zu mo­
Bevölkerung eines Ortes versuchten, der Regel "Rote Hilfe" unter Zusatz bilisieren. Die konkrete Arbeit der 
die politischen Häftlinge eines west- des Landesnamens nannten, Aus- RH-Organisationen wurde in der Re-

Soziale Gliederung ~------------------------------------------------------------------------------1 

der Mitgliedschaft : Arbeiter 63,00 weibliche Erwachsene 23,90 I 
der Internationalen 

Roten Hilfe : Bauern, Landarbeiter 24,00 männliche Erwachsene 51,10 l 
I 

(Angaben In %) : Angestellte, Intellektuelle 13,00 Jugendliche, Kinder 25,00 
L ~ ~ ~ ~_~I !12 I 

Stand: 1931 
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Gegen den wettwelten lUaaaenterror - die IntemaUonale Rote Hilfe •••••••••••••••••••.•.••••••• 

r---------------------------------------------------,
gel von den Individualmitgliedern , 

Jahr Anzahl Anzahl der Gesammt­getragen, die in den Sektionen Wahl­ I 

! 
der Titel Nummern auflage

und Stimmrecht innehatten und 
mittels Schulungen und anderen 
Maßnahmen einen Funktionärs­ I 1925 11 60 926.000 
kader bildeten. ~ 

I 
j 1926 14 98 1.563.065 

Epilog 
I 

1 1927 29 174 3.459.500
Wie oben bereits angedeutet, 

entwickelte sich die IRH sehr schnell, 36 254 2.898.000! 1928 
aber die Entwicklung fand in dem I. 

1929 42 286 3.342.500Weltkongreß der IRH 1932 einen I 

Höhepunkt. Fast in jedem Staat I
I' 1930 66 856 6.411.900 

konnten sich Sektionen der IRH bil­ L _ 

den, diese hatten aber zum einen mit 
der politischen Verfolgung durch die Periodische Presse der Roten Hilfe 

In den kapitalistischen StaatenReaktion, zum anderen mit dem 
ideologischen Einfluß der Sozial­
demokratie zu kämpfen. Die welt­
weite Expansion rückte Fragen der 
Organisation immer mehr in den 
Mittelpunkt der IRH und stellte die­
se vor fast unlösbare Aufgaben. 

Wie die Komintern wurde die 
IRH 1943 liquidiert, als Gründe für 
ihr Scheitern können folgende Punk­
te in Betracht gezogen werden: Der Abzeichen der IAH 
faschistische Thrror, insbesondere in 
Europa, zerschlug die ArbeiterInnen­
bewegung, wichtige Funktionäre 
mußten emigrieren oder wurden in­
haftiert und ermordet, viele Sektio­
nen mußten illegal arbeiten oder wa­
ren nicht mehr arbeitsfähig. Das 
weltweite Agieren der lRH brachte 
erhebliche organisatorische Proble­
me mit sich. Ende der 20er Jahre ge­
riet auch die IRH unter den Einfluß 
der stalinsehen Politik und wurde 
von dieser "auf Kurs" gebracht, 
sprich: das Postulat der strömungs­
übergreifenden Organisation wurde 
de facto über Bord und unliebsame 
Mitglieder aus den Rote-Hilfe-Sektio­
nen geworfen, so galt z.B. in 
Deutschland der Kampf den Sympa­
thisantInnen der KPO, in den USA 
wurde gegen die sogenannten Trotz­
kistlnnen vorgegangen. 

Heinrich Vogeler: Entwurf zum tf3ßAH"t:' *t1J)FHTPArlWof0rtljl(cl'MilTfT,,'
 
M6.foIlA'fItM'OAHOU itl1r,4If~.&WMV)
Titelblatt der Zeitschrift MOPR, nOllfcHlJll("f'"l,.AM' ~ 

AQuarell und Tusche, 1923 13 
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ie RHO verstand sich als ei­
ne selbständige, überpar­
teiliche Massenorgani­

sation. Die Überparteilichkeit drück­
te sich zum einen darin aus, daß al­
len politisch Verfolgten im Sinne des 
Statuts der RHD, unabhängig von ih­
rer Organisations- und Parteizuge­
hörigkeit, Unterstützung gewährt 
wurde. Zum anderen, daß die einzi­
gen Bedingungen für die Mitglied­
schaft in der RHD die Anerkennung 

der Ziele der Roten Hilfe, 
die Mitarbeit an der Erfül­
lung ihrer Aufgaben und 
die regelmäßige Beitrags­
zahlung waren. Die Über­
parteilichkeit sicherte, daß 
sich alle fortschrittlichen 
Kräfte, unabhängig von ih­
rer politischen Einstellung, 
anschließen konnten und 
so eine zersplitterung der 
Unterstützungsbewegung 
vermieden wurde. Der 
überparteiliche Charakter 
bedeutete jedoch nicht, 
daß die RHD unpolitisch 

war. Sie bekannte sich klar zum re­
volutionären Klas,senkampf und un­
terstützte alle, die in diesem Kampf 
Opfer brachten und in Not gerieten. 

Um der RHD wirkliche Schlag­
kraft gegen die bürgerliche Klassen­
justiz, Polizeiherrschaft und den 
weißen Terror zu verleihen, galt es, 
die breiten Massen zum Ab­
wehrkampf zu mobilisieren. So wur­
de 1927 in einer Resolution des 
2. Reichskongresses der RHD for­
muliert: »Die Aufgaben, die der Ro­
ten Hi{fegestellt sind, kann sie nicht 
lösen, wenn sie die Mitgliederwer­
bung wie auch ihre allgemeine Wer­
bearbeit von bestimmten parteipoli­
tischen Bekenntnissen abhängig 
macht. Sie muß im Gegenteil den 
Rahmen ihrer Organisation so weit 

spannen, daß sie alle werktätigen in 
Stadt und Land, alle kleinbürger­
lichen Schichten sowie alle Intel­
lektuellen ohne Unterschied der Par­
tei- bzw. Organisationszugehörig­
keit zu eifassen imstande ist«. 

Um diesem Anspruch gerecht zu 
werden, praktizierte die RHO erfolg­
reich vielfaltige Formen der Zusam­
menarbeit mit den unterschiedlich­
sten Kräften, wobei der Erfolg auch 
darauf beruhte, daß »die Werbe­
arbeit der Roten Hi{fe unter den Ar­
beitern eines Betriebes einen ande­
ren Charakter (hatte) als die Werbe­
arbeit unter den kleinbürgerlichen 
Schichten odergar unter den bisher 
von politischen und wirtschaftlichen 
Kämpfen zum gr(jßten leil noch 
femstehenden Kleinbauern«. 

Zusammenarbeit mit der KPD 

Seit Beginn war die Zusammen­
arbeit der RHD mit der KPD enger als 
mit anderen Parteien. Das ist auf 
mehrere Umstände zurückzuführen. 
Als im Frühjahr 1921 die ersten Ro­
te-Hilfe-Komitees entstanden, war 
die Situation durch 
das Erstarken der 
Konterrevolution 
und des weißen 
'Terrors geprägt. 
Das auslösende 
Moment für die 
Gründung der Ko­
mitees waren die 
Repressionen 
gegen die am Mit­
teldeutschen Auf­
stand vom März 
1921 beteiligten 
ArbeiterInnen und 
deren Angehörige. 

Da von den 
politischen Verfol­
gungen vor allem 
Kommunistlnnen 

betroffen waren, gehörten sie auch 
zu den GründerInnen und aktivsten 
MitarbeiterInnen solcher Komitees. 
Es bestand eine klare organisato­
rische Verbindung zur KPD. 

Auch wenn die KPD aus diesen 
Gründen ein besonderes Interesse am 
Aufbau der Roten Hilfe hatte, wurde 
im September 1924 beschlossen, ei­
ne überparteiliche, vom Parteiapparat 
getrennte selbständige Organisation 
aufzubauen. Der Versuch, die SPD, 
die KAPD (Kommunistische Arbeiter­
partei Deutschlands, eine Abspaltung 
der KPD) und die Gewerkschaften in 
die Gründung der Roten Hilfe ein­
zubeziehen, scheiterte jedoch an der 
Ablehnung der Führer dieser Organi­
sationen. So konnte die RHO gerade 
in der Aufbauphase nur mit der Un­
terstützung der KPD und deren Pres­
se rechnen. Die KPD verpflichtete ih­
re Mitglieder zur aktiven Mitarbeit in 
der RHD und zahlreiche Funktionäre 
wirkten am Aufbau der RHO zu einer 
selbständigen Organisation mit. 

Die aktive Unterstützung der 
KPD, aber auch die politische Ziel­
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setzung der RHD läßt die Nähe der 
RHD zur KPD auch nach der "Neu­
gründung" der RHD 1924 verständ­
lich werden. 

Ihrem Selbstverständnis nach 
war die RHD aber nicht das Instru­
ment einer Partei. Zudem schwäch­
te sich die Dominanz der Kom­
munistInnen bezüglich der Mitglie­
derstruktur im Laufe der zeit ab. 
1929 war der überwiegende Teil der 
Mitglieder parteilos, was sich auch in 
der Zusammensetzung des Funk­
tionärsstab widerspiegelte. 

Die Zusammenarbeit mit der 
KPD gestaltete sich jedoch nur solan­
ge erfolgreich und unproblematisch 
bezüglich des Anspruchs der Über­
parteilichkeit, bis es dazu kam, daß 
innerparteiliche Differenzen der KPD 
in die RHD hineingetragen wurden. 

1928/29 kam es zu Auseinan­
dersetzungen in der Kommuni­
stischen Internationale und der KPD 
um deren weiteren politischen Kurs, 
wobei es auch zu zahlreichen Partei­
ausschlüssen kam. Diese Flügel­
kämpfe wirkten sich auch auf die 
RHD aus. Ohne Zustimmung der Mit­
glieder der RHD wurden Funktionäre 
der zentralen Leitung und von Be­
zirksleitungen, so z.B. der General­
sekretär des zentralvorstands Jacob 
Schlör (die zuvor aus der KPD aus­
geschlossen worden waren), auf 
Druck des ZK der KPD zum Austritt 
gedrängt, weil sie den neuen Kurs 
der KPD nicht mittragen wollten. Im 
Zusammenhang mit dieser Kursän­
derung kam es zu weiteren Aus­
schlüssen und Austritten, durch die 
die RHO ungefahr 9000 Mitglieder 
verlor. 

Zusammenarbeit mit der SPD 

Eine Zusammenarbeit mit der 
SPD als Gesamtpartei gab es nicht. 
Die Haltung der SPD gegenüber der 
RHD war eher widersprüchlich. Die 
Führung der SPD lehnte eine Zusam­
menarbeit mit der RHD grundsätz­
lich ab. Der umfassende Solidaritäts­
gedanke der revolutionären Arbeite­
rInnen mußte auch immer wieder ge­
gen Anfeindungen der bürgerlich und 
sozialdemokratischen Presse ver­
teidigt werden. An der Basis kam es 
hingegen zwischen Sozialdemokrat-

Innen und Roter Hilfe zu vielfaltigen 
Kooperationen. 

Im kommunalen Bereich wurden 
häufig Anträge der RHO um Mittelbe­
willigung von sozialdemokratischen 
Mitgliedern der Gemeindeparlamente 
unterstützt. Ebenso wurden durch die 
Rote Hilfe nach dem Grundsatz der 
Überparteilichkeit viele von Repressi­

r------------------------------------------------------------- ­

stützerInnen und Interessierte konn­
te dies den Ausschluß aus der SPD 
bedeuten. 

Das begründete die Führung der 
SPD, die zum großen 'Teil auch Re­
gierungsfunktionen ausübte, entgegen 
der Tatsache und wider besseres Wis­
sen damit, daß die RHO eine rein 
kommunistische Organisation sei. Rote Hilfe 

-----. 
Die Komintern 

Die Kommunistische Internationale (Komintern, 
111. Internationale) wurde 'als NachFolgerin der von 
Marx gegründeten Internationalen Arbeiterass0­
ziation (I. Internationale) am 4. März 1919 auF Be­
streben W. I. Lenins gegründet, Gründungsmitglieder 
waren verschiedene kommunistische und Arbeiterpar­
teien, u.a. die Unterzeichner des "Zimmerwalder 
ManiFests". Vor dem Hintergrund des imperialistischen 
I. Weltkriegs und den revolutionären Umwälzungen in 
Europa (so entstanden in Ungarn und Bayern Rätere­
publiken) begriff sich die Komintern als Vertreterin des 
proletarischen Internationalismus und als revolutio­
näre Fortentwicklung der 11. Internationalen. Diese um­
Faßte die kriegstragenden sozialistischen Parteien 
Europas und galt mit dem Ausbruch des Kriegs als ge­
scheitert, sie konnte sich aber mit Beginn der 20er Jah­
re als Internationale Arbeitsgemeinschaft Sozialisti­
scher Parteien (2 1/2. Internationale, Wiener Inter­
nationale) reorganisieren und bestand später neben 
der Komintern als Sozialistische Arbeiterinternationa­
le Fort. Zweck der Komintern war, den KampF der 
kommunistischen Parteien gegen den Imperialismus 
und die reFormistischen Strömungen innerhalb der 
ArbeiterInnenbewegung, insbesondere gegen die 
Führer der sozialdemokratischen Parteien, die bei der 
Unterdrückung zahlreicher revolutionärer Erhebungen 
eine aktive Rolle gespielt hatten, zu koordinieren. Hier­
aus entstand 1921 die "EinheitsFronttaktik", die dem 
BedürFnis der ArbeiterInnenklasse nach Einheit der 
ArbeiterInnenbewegung entgegenkam und auF 
gemeinsame Aktion mit sozialdemokratischen Partei­
gängerInnen setzte, um so einen Linksruck in der 
ArbeiterInnenbewegung zu erzielen (solche Versuche 
wurden u.a. von der Vereinigten Kommunistischen 
Partei Deutschland (VKPD) und der KP Schweiz unter­
nommen), als ein ErFolg dieser Taktik kann die Grün­
dung der Internationalen Arbeiterhilfe (IAH) gelten. 
Die beginnenden Machtkämpfe in der KPdSU(B} und 
der steigende Einfluß J. Stalins blieben nicht ohne 
Folgen Für die Komintern. War die Komintern bei ih­
rer Gründung ein Zusammenschluß gleichberechtigter 
Parteien, so wurde sie nun eilJ Instrument der 
KPdSU(B), um auf die anderen kommunistischen Par­
teien verstärkt einzuwirken, wogegen sich bei einzel­
nen Parteien noch Widerstand regte. Beispielsweise 
wurden in Deutschland nach den erFolglosen Auf­
ständen 1923, die die KPD auf Anweisung der 

Komintern auslöste, die Führer der KPD, Thalheimer 
und Brandler, von der Komintern abberuFen. Später 
wurde der vom ZK der KPD abgewählte Vorsitzende 
der KPD, E. Thälman, durch Einwirken der Komintern 
wieder in die Funktion eingesetzt. 

Mit der endgültigen Durchsetzung Stalins wurde 
auch in der Komintern die "SozialFaschismustheorie" 
ausgegeben, nach der Sozialdemokratie und Faschis, 
mus Zwillinge seien. Damit einhergehend wurde 
1928 der "ultraradikale Kurs" endgültig durchgesetzt, 
in der die Komintern auF die Zuspitzung der kapitali­
stischen Widersprüche und einer daraus entstehenden 
revolutionären Situation setzte. Dies ließ eine rea­
listische Einschätzung der faschistischen GeFahr nicht { 
zu. Im KampF um den Einfluß auf die proletarischen I 

Massen wurde ein Zusammenarbeiten mit (klein-) ! 
bürgerlichen und sozialdemokratischen Organisa­
tionen nahezu unmöglich. Damit einhergehend trat 
der Kampf gegen "Versöhnler" und "Rechte" (Brand­
ler, Thalheimer, Bucharin etc.) in die entscheidende 
Phase, welcher die Abschaffung der bisher existie­
renden kommunistischen Demokratie und die absolu­ I 
te Unterordnung der einzelnen Parteien zur Folge hat­
te. Mit dem Erstarken des Faschismus, insbesondere 
mit der Machtübertragung an die NSDAP in Deutsch­
land und dem dort einsetzenden Terror, begann 1935 
eine Umorientierung innerhalb der Komjntern: der 
linksradikale Kurs wurde nun zugunsten einer 
VolksFrontpolitik aufgegeben, um den KampF gegen 
den Faschistischen Terror gemeinsamen mit sozial­
demokratischen und bürgerlichen Organisationen zu 
Führen. 

Diese Bemühung wurde nach der "Münchner 
KonFerenz" weiter verstärkt, zu einer wirklichen 
Volksfrontbewegung kam es aber nur in Frankreich 
nach dem Ausbruch des 2. Weltkrieges. 

Die Komintern wurde 1943 Formell auFgelöst, ih­
re NachFolge traf das Kommunistische InFormations­
büro (KominForm) on. 

• Deutscher, Isaac, et al.(Hrsg.J,	 1981, Lee Trotzki ­
Politische Erfahrungen im Zeitalter der Permanenten 

Revolution, Frankfurt/Main 
•	 Fetscher, lring, 1970, Lenin - Studienausgabe, 

Frankfurt/Main 
• Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED IHrsg.), 

1974, Studien zur Geschichte der 
Kommunistischen Internationale, Bedln 

• Watlin, Alexander, 1993, 
Die Komintern 1919-1929, Mainz 
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on betroffene sozialdemokratische 
ArbeiterInnen unterstützt. 

Aber Unvereinbarkeitsbeschlüs­
se der SPD bewirkten, daß sich zwar 
auch viele SozialdemokratInnen an 
Aktionen der RHD beteiligten, je­
doch' nur wenige der Organisation 
beitraten, denn für sozialdemokra­
tische und gewerkschaftliche Unter-

Zusammenarbeit und 

AktionsbUndnisse mit 

anderen Organisationen 

Seit ihrem Bestehen übte die 
RHD auch die Funktion einer Bünd­
nisorganisation aus. Viele Organisa­
tionen wie proletarische Sportverei­
ne oder Kriegsopfervereine unter­
stützten schon früh die Rote Hilfe. 15 
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Mehr oder minder enge Zusam­
menarbeit gab es z.B. auch mit Ge­
werkschaften, Jugend- und anderen 
Organisationen. Außerdem koordi­
nierte sie ihre Tätigkeit mit der Inter­

Abzeichen der RH 
nationalen Arbeiterhilfe, einer ande­
ren proletarischen Hilfsorganisation. 

Im Rahmen großer Aktionen ge­
lang es vielfach, breite Bündnisse zu 

Aber auch überall sonst, wo es 
galt, die Interessen der Arbeiter­
Innen zu verteidigen, war die RHD 
aktiv. So beteiligte sie sich am Anti­
kriegstag 1929 unter der Losung 
"Krieg heißt weißer Terror. Weißer 
Terror bereitet den Krieg vor". 3 

Außerdem engagierte sie sich in der 
1932 gegründeten Antifaschisti­

r-----------------------------------------------------------------------, 
l	 Die InterIiIIionale Arbeiterlilfe (IAH) 

iI Denn der Kampf wird nur gewonnen 
I Wenn hinter den roten Armeen 

Die Pro~iantkolonnenEI der Arbeiterhilfe stehn! 
(Refrain aus dem "KampAied der IAH", 

Text: Erich Weinert, Musik: Hanns Eisler)

f 
ljl Diese Strophe des Kampfliedes der /AH charakterisiert 
f treffend die Aufgaben und Tötigkeit dieser "organisierten in­

ternationo/en proletarischen Massensolidarität" 

!
j 

I (Willi Münzenberg 1931 über die IAHl· 

I Gegründet wurde die IAH 1921 auf einen Aufruf von 
W.I. lenin hin, welcher die Arbeiterinnen der Industriena­

: tionen aufforderte, konkrete materielle Hilfe für den von 

I konterrevolutionären Invasionstruppen, Dürreperioden 

und Hungerkatastrophen heimgesuchten jungen Sowjet­
staat zu leisten. So wurde eine Welle Solidaritätsaktionen 

t	 initiiert und bis Ende 1922 konnte Unterstützung in Höhe 
von über 63 Mil!. Dollar geleistet werden. 

Auf Vorschlag lenins betraute das "alIrußische Hilfs­
komitee" den deutschen Kommunisten Willi Münzenberg 
mit dem Aufbau einer internationalen Hilfsorganisation. 
Münzenberg wurde später 1. Sekretär und maßgebli­

eher Organisator der IAH. 
Anders als die Internationale Rote Hilfe sah die Ar­

beiterhilfe ihre Hauptaufgabe zum einen in der Unter­
stützung von Opfern z.B. großer Naturkatastrophen (Hun­
gersnot Sowjetunion, Erdbeben Japan, Überschwem­
mungen China etc.) und der so verursachten proletari­
schen Massennot. Zum anderen war ein wichtiges Auf· I 
gabenfeld die Unterstützung bei sogenannten "Gesel~I 

I 

schaftskatastrophen" und ein daraus resultierendes cari­
tatives Engagement. So wurden Wärmestuben und Spei­

sesteIlen eingerichtet, Unterstützung für die Familien von 
Streikenden organisiert, Beratungsstellen für Werktätige 
aufgebaut, um sie bei der Wahrung ihrer sozialen Rechte 
zu unterstützen. Besondere Bedeutung wurde auch der 
"Kinderhilfe" beigemessen. Beispielsweise. konnte in 

Preußen die Einschränkung der Prügelstrafe und die Ein­

führung des Beschwerderechts durchgesetzt werden. Für 
schlecht ernährte Kinder aus ArbeiterInnenfamilien wur­
den Schulspeisungen und Erholungsferien auf dem land 
organisiert. Auch im Kampf gegen den § 218 und gegen 

die Benachteiligung erwerbstätiger Frauen engagierte 
sich die IAH. Interessant ist an dieser Stelle, daß der Mit­
gliederanteil von Frauen mit 52% weit über dem anderer 
fortschrittlicher Organisationen der Arbeiterlnnen­
bewegung lag. 

Bei Aktionen stimmte sich die IAH meist mit der Roten Hi~ 
fe ab und es gab auch punktuelle Zusammenarbeit. Daß es 
darüber hinaus keine Zusammenarbeit der beiden prole­
torisehen Hilfsorganisationen gab, ist auf ihre zu unter­
schiedliche politische Zielsetzung und Praxis zurückzuführen. 

Unter den Bedingungen des Faschismus konnte die 
internationale zentralistische Organisationsform der IAH 
nicht aufrechterhalten werden und 1935 löste sie sich 

auf. Kleinere Gruppierungen beteiligten sich aber noch 
iusammen mit der IRH an verschiedenen Kampagnen, 
so z.B. für die Freilassung von Ernst Thälmann. 

• D. Stanie: Die IAH i. d. "Weimarer Republik", Berlin 1977 
• H. Sommer: Der Kampf d. IAH in Deutsch!., in: Revo!. Tradi­

Honen der RHD, Solidaritätskomitee der DDR (Hg!. Berlin 1984 
• W. Münzenberg: Solidarität, 10 Jahre IAH, Berlin 1931 
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Abzeichen der IAH 

initüeren. So gelang z.B. 1927 bei 
Aktionen zu Sacco und Vanzetti eine 
enge Zusammenarbeit mit dem ADGB 
(Allgemeiner Deutscher Gewerk­
schaftsbund), Demokraten, Links­

republikanern und Pazifisten. 
Eine breite Massenbewegung 

konnte durch die propagandistische 
Auswertung von Fällen der Klassen­
justiz hervorgerufen werden, die bis 
zur sogenannten Vertrauenskrise der 
Justiz fuhrte. Eine große Rolle spielte 
dabei die Amnestie- und Strafrechts­
reforrnbewegung, in die gewerk­
schaftliche und sozialdemokratische 
Kräfte durch Versammlungen, Kund­
gebungen und Demonstrationen ein­
bezogen werden konnten. Durch die­
se Aktionen konnten 500 Häftlinge 

: freigekämpft werden, unter anderem 
16 Erich Mühsam und Max Hölz. 

· · · 

schen Aktion, um gegen Faschismus 
und drohenden Krieg zu kämpfen. 
Gerade in diesem Kampf konnte sich 
die RHD zur Einheitsfrontorgani­
sation gegen Justizverfolgungen und 
faschistischen Terror entwickeln. Zu 
einer dauerhaften Zusammenarbeit 
mit bürgerlichen und sozialdemokra­
tischen Wohlfahrtsorgani.sationen in 
Sachfragen zur Unterstützung poli­
tisch Verfolgter kam es jedoch kaum, 
da die RHD als kommunistische Ne­
benorganisation angesehen wurde. 

Zusammenarbeit mit Intellek­

tuellen und dem Kleinbürgertum 

Bis 1923/24 war der Kernpunkt 
der Bündnispolitik der RHD notwen­
digerweise die Gewinnung von fort­
schrittlichen Juristen fur die um­
fangreichen juristischen Aufgaben. 

.••~	 . 

Dies gestaltete sich schwierig, da der 
deutsche Justiz- und Beamtenap­
parat aus der Kaiserzeit fast voll­
ständig übernommen worden war. 
Doch bereits 1924 konnte ein juristi­
sches Büro eingerichtet werden, das 
Rechtsanwälte erfaßte, die bereit 
waren, umsonst oder gegen geringes 
Entgelt politisch Angeklagte zu ver­
teidigen oder sonstigen juristischen 
Beistand zu gewähren. 1927 ar­
beiteten über 200 Rechtsanwälte fur 
das juristische Büro der RHO. Neben 
Rechtsberatungen veröffentlichten 
sie auch Broschüren über das Ver­
halten vor Gericht, bei Hausdurch­
suchungen usw. Allein 1926 erteilte 
die RHD 31.000 Rechtsauskünfte in 
politischen Angelegenheiten4. 

Die RHO machte sich frühzeitig 
zu Nutze, daß demokratische In­
tellektuelle auf bestimmten Gebieten 
des politischen Kampfes besonders 
ansprechbar waren. Daß die Justiz in 
zunehmendem Maße auch gegen 
progressive Bestrebungen demokra­
tischer Intellektueller zu Felde zog, 
was in diesen Kreisen zum 'Teil star­
ke Proteste ausgelöst hatte, ver­
anlaßte die RHD, ab dem Sommer 
1926 verstärkt die Vereinigung aller 
von der Justiz Betroffenen im Kampf 
gegen die Justizreaktionen voranzu­
treiben. Ausgehend von den ge­
meinsamen Interessen aller Werk­
tätigen wurden Tagesfragen und -in­

teressen Intellektueller aufgegriffen 
und daraus flexible schichtspezi­
fische Methoden sowie organisato­
rische Formen im Kampf um die po­
tentiellen Bündnispartner ent­
wickelt. Um die Intellektuellen mög­
lichst als bewußte MitstreiterInnen 
im Kampf gegen den weißen Terror 
und die Klassenjustiz zu gewinnen, 
ging die RHD sowohl auf dem direk­
ten als auch auf dem indirekten Weg 
vor. Das bedeutete auf dem direkten 
Wege, z. B. durch die Beeinflussung 
der linksbürgerlichen Presse, durch 
offizielles Herantreten an Organisa­
tionen und Vereine von Intellektuel­
len zwecks Teilnahme an bestimm­
ten Kampagnen, durch Materialien 
über den weißen 'Terror, Faschismus 
u.ä. Auf dem indirekten Weg, z.B. 
durch die Bildung von Komitees fur 
besondere Aufgaben (Protektorat 
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über Gefangene, Inforrnierung der Oestreich, der Maler Heinrich Zille 
Öffentlichkeit über das Vorgehen der u.a. stellten sich angesichts der dro­
internationalen Reaktion etc.). henden Schließung schützend vor 

In den Jahren 1924 bis 1929 die Kinderheime. Außerdem gab es 
konnten mehr oder minder enge Be­ sowohl Mitarbeit in zahlreichen Ko­
ziehungen zu einem wachsenden mitees, so z.B. im Komitee zur Ret­
Kreis von Intellektuellen geknüpft tung der Opfer von Scottsboro, dem 
werden. Vor allem durch individuel­ u.a. Albert Einstein, Käthe Kollwitz, 
les Ansprechen konnten etwa 600 Thomas und Heinrich Mann, Ernst 
Einzelpersönlichkeiten (zumeist pro­ Toller, Stefan Zweig und Erich Wei­
minente Vertreter des deutschen Gei­ nert angehörten, als auch im 2entral­
steslebens mit Einfluß auf andere vorstand der RHD, z.B. 1926 Kurt 
Mittelschichten) zu relativ kontinu­ Tucholsky und Heinrich Vogeler. 
ierlicher Zusammenarbeit herange­ Parallel dazu bemühte die RHO 
zogen werden. Bei der Einrichtung sich um Berufs- und andere Organi­
und Unterstützung der Kinderheime sationen der Intelligenz. 'Teilweise er­
der RHD waren nicht nur ArbeiterIn­ folgreich und über Tagesfragen hin­
nen, sondern auch BäuerInnen und ausgehend gelang das mit der "Deut­
Intellektuelle aktiv. Persönlichkeiten schen Liga fur Menschenrechte" 
des öffentlichen Lebens, wie der (DLfM), die im Kampf gegen die Klas­
Physiker Albert Einstein, die Schrift­ senjustiz in Deutschland seit 1922 ak­
steller Heinrich und Thomas Mann, tiv war. So war z.B. 1924 im 2entral­
Kurt Tucholsky, der Pädagoge Paul vorstand der RHD ein Mitglied des 
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Mitglieder des Kuratoriums der Kinderheime der Roten Hilfe 

"Hilfsvereins zur Unterstützung not­
leidender Frauen und Kinder proleta­
rischer Gefangener" vertreten, einer 
caritativen Einrichtung der DLfM. Zu­
dem waren Mitglieder der DLfM in 
RHD-Arnnestiekomitees, RHD­
RechtsauskunftsteIlen, RHO-Unter­
suchungsausschüssen und im RJiD­
Kuratorium zur Verteidigung der Kin­
derheime vertreten. Zumindest in Ein­
zelaktionen gelang die Mobilisierung 
auch einiger weiterer Organisationen, 
insbesondere im Abwehrkampf gegen 
den auf Kunst und Literatur ausgeüb­
ten Justizterror. Besonders erfolgreich 
war die RHO, wenn es gelang, bei 
'Terrorrnaßnahrnen gegen Intellektuel­
le den Zusammenhang zwischen dem 
Vorgehen der Justiz gegen die Arbei­
terInnen zum einen und gegen demo­
kratische Intellektuelle zum anderen 
aufzuzeigen. 

Galten die Bemühungen der RJiD 
in den 20er Jahren vorwiegend den 
progressiven Kreisen der Intelligenz, 
kümmerte sich die RHD ab 1930 ver­
stärkt um die konkrete Interessen­
vertretung des Kleinbürgertums und 
entwickelte zum Teil neue flexible Me­
thoden zur organisatorischen Einbin­
dung dieser (RHD-Spenderkreisbewe­
gung, Rechtsberatungsstellen fur 
Kleingewerbetreibende und Klein­
bäuerInnen, Arnnestie- bzw. Verteidi­
gungskomitees) . Doch das immer 
massivere Vordringen der Nazis 
machte es nahezu unmöglich, größe­
re 'Teile des Kleinbürgertums dauer­
haft zu mobilisieren bzw. organisato­
risch zu binden. Nur durch punktuel­
le bzw. zeitweilige Bündnisse konnten 
zumindest 'Teile des Kleinbürgertums 
aktiviert werden. 

1 Sozialdemokraten, parteilose Arbeiter 
und die Rote Hilfe. Bericht vom II. 

Reichskongreß der Roten Hilfe Deutsch­
lands am 21. u. 22. Mai 1927 in Berlin, 

in: Instiult fur Marxismus-Leninismus 
beim ZK der SED (Hrsg.), 

Do\Q!mente und Materialien zur 
Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung, 
Bd. VIII, Berlin 1975, S. 543 

2 ebd., S. 544 
3 vgl. Solidaritätskomitee der DDR 

(Hrsg), Revolutionäre Traditionen der 
Roten Hilfe Deutschlands, 

Berlin 1984, S. 17 
4 zu den zahlen vgl. ebd., S. 13 

Rote Hilfe
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SolIdaritätsmarke 
der RHO 

Demonstration gegen 
Klassenjustiz unter 

PolIzeikontrolle um 1930 

er Begriff der Klassenjustiz 

bezeichnet neben der mo­

ralischen Anprangerung 

der Repression gegen die Arbeiter­

Innenbewegung den Charakter der 

Justiz im Kapitalismus. Rechtspre­

chung und Gesetzgebung haben sich 

historisch mit den gesellschaftlichen 
Bedingungen entwickelt, es ist daher 

auch kein Wunder, daß die Rechts­

praxis, oft auch die Gesetze selbst, 

unmittelbar zur Durchsetzung von 

Kapitalinteressen eingesetzt wird. 

Das bürgerliche Recht ignoriert ei­

nerseits die Ungleichheit der Eigen­
tumsverhältnisse, andererseits setzt 

es diesen Widerspruch zwischen Ka­

pital und Arbeit voraus. 

Es geht hier also um einen 

umfassenden Klassenjustizbegriff, 

der nicht allein die gerechtfertigte 

Anprangerung von Terrorurteilen 

und politischer Verfolgung zum In­

halt hat. sondern außerdem auf­

zeigt, inwieweit das Recht ein Teil 

gesellschaftlicher Machtstrukturen 

ist. 
Was hieß nun Klassenjustiz in 

der Weimarer Republik und welche 

Möglichkeiten gab es für die Arbei­

terinnenbewegung, den Maßnah­

men von Polizei und Justiz ent­

gegenzuwirken? 

Der Beamtenapparat des Kai­

serreiches wurde 1918 nahezu voll­

ständig in Justiz- und Staatsbeam­

tenschaft der Weimarer Republik 

übernommen. Mit den gleichen Be­

amten wurden aber auch deren kon­

servativ-monarchistische Einstellung 

übernommen. 
Was hingegen nicht erreicht ­

und auch nicht versucht - wurde, 

war die Durchsetzung demokrati­

scher Vorstellungen. Statt dessen 

wurden Polizei und Justiz als zuver­
lässige Mittel zur zerschlagung re­

volutionärer Bestrebungen ein­

gesetzt, nicht zuletzt durch sozial­

demokratische Minister wie Noske 

und Severing (preußischer Innen­

minister) . Formale Grundlage für die 

Verfolgung der Linken bildete, von 

wenigen Änderungen abgesehen, 

das alte Strafrecht des Kaiserreichs. 

1922 wurde kurz nach der Er­

mordung des Außenministers Walter 

Rathenau ein Sondergesetz gegen 

den faschistischen Terror mit großer 

Mehrheit im Reichstag beschlossen. 

Mit diesem Gesetz wurde der Staats­

gerichtshof neu eingerichtet, der sich 

in der Folge über seine formale Be­

stimmung hinwegsetzte und aus­

schließlich gegen die Linke vorging. 

Der Staatsgerichtshof wurde von der 

Roten Hilfe bereits 1924 als" tribu­

nal der Republik" (F. Halle) kritisiert, 
das außer gegen die Mörder Rathe­

naus niemals gegen Faschisten tätig 

wurde. Deutlich wurde der Charakter 
an den Äußerungen des Senatsprä­

sidenten, der die Lynchjustiz an 

Kommunistlnnen offen billigte. Die 

Rechtspraxis des Staatsgerichtshofs 
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war aber nicht nur personell bedingt. 
sondern auch durch seinen Status als 

Sondergericht. Gegen seine Urteile 
konnten keine Rechtsmittel eingelegt 

werden. d.h. er war erste und letzte 
Instanz zugleich. Es handelte sich 

damit um eine reine Zweckjustiz, die 

in großem Umfang Zuchthausstrafen 

und auch Todesstrafen verhängte. Im 
Faschismus wurde der Staats­

gerichtshof in Volksgerichtshof um­

benannt. 

Eine Äußerung des Reichs­

gerichtsrates Mittelstaedt zeigt bei­
spielhaft die Funktion der damaligen 

justiz: 

»Noch haben WIr, die Vertreter 
heutiger Staats- und Gesellschqfts­
ordnung, die nchterliche Gewalt in 
den Händen: Machen WÜ' davon 
rücksichtslos Gebrauch gegen die 
7b4feinde unseres Staates und un­
serer Gesellschaft, ehe die soziale 
Revolution uns ans Messer liifert! So 
etwa denken die bewußtesten und 
ehrlichsten Köpfe des deutschen 

1RIchterstandes... « 

Die Erscheinungsformen der 
Klassenjustiz sind die Klassengesetz­

gebung und eine klassenmäßige 

Rechtsprechung. Unter den Juristen 
der \'\eimarer Republik gab es nur we­

nige. die nicht der Bekämpfung der 
Arbeiterbewegung in politischen Pro­

zessen höchste Priorität einräumten. 
Angesichts der massiven Re­

pressionen gegen die revolutionäre 

Linke. besonders im Zusammenhang 
mit den Aufstandsbewegungen nach 

dem sogenannten Kapp-Putsch 

1920 und in Sachsen-Thüringen 

1921. wurde die Notwendigkeit einer 
politischen Rechtshilfeorganisation 

deutlich. Die Rote Hilfe wurde aus 

diesem Zusammenhang heraus ge­

gründet als eine Möglichkeit, auf 
weltanschaulicher Grundlage über­

parteilich - aber nicht unpolitisch ­

Solidaritätsarbeit zu leisten. Bereits 

Kar! Marx setzte sich für die Grün­

dung von Solidaritätskomitees ein. 

die. in Abgrenzung zu bürgerlicher 
Wohltätigkeit, ihre Unterstützungs­

aktionen nicht zersplittern sollten. 

Die Tätigkeit der auf dem rech­

ten Auge blinden Justiz führte allein 
von 1923 bis 1925 zu Freiheitsstra­

fen von insgesamt 5000 Jahren. 
während die Sozialistengesetze des 

19. jahrhunderts in zwölf Jahren 

"nur" 1000 jahre Freiheitsentzug 
erbrachten. Aufgrund der engen Zu­

sammenarbeit mit kommunistischen 

Organisationen, vor allem aber we­

gen der Unterstützung für politische 

Gefangene. wurde schließlich auch 
die Rote Hilfe verfolgt. Durch Agita­

tion in der Öffentlichkeit. aber auch 

durch Vorführung von Filmen und 

Lichtbildern. versuchte die Rote 

Hilfe auf den Terror der Justiz auf­
merksam zu machen. Die Kampa­

gnen der RHD wurden immer wieder 

durch die Behörden behindert. 

So wurde ein Film über die 

Kinderheime der Roten Hilfe verbo­

ten, da die Organisation angeblich 
wegen Hochverrats verfolgte Genos­

sInnen unterstützte. In einem an­

deren Fall wurde in Nürnberg ein 

Plakat wegen der politischen Aus­

richtung der Roten Hilfe verboten. 

Nach dem Verbot des Roten Front­

kämpferbundes 1929 wurde ein 
Verbot auch für die RHD vom Reichs­

innenminister Severing in Erwägung 

gezogen, aber nicht umgesetzt. 

Ein großes Problem der Anti­
repressionsarbeit war der Mangel an 

demokratischen Juristen. Dennoch 
arbeiteten 1930 insgesamt 72 

Anwälte für die Rote Hilfe, davon 

sind 15-20 als ausgesprochen 
politische Verteidiger anzusehen. 

Das Verteidigerrnandat wurde von 

der RHD direkt an diesen Perso­

nenkreis vergeben. 

, .
 

Rote Hilfe 

Sammlung der Roten 
Hilfe In Berlln 

Begrüßung von 
amnestierten politischen 
Gefangenen In Berlln, 
16. Juli 1928 
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Im Dezember 1929 wurde die 

"Internationale Juristische Vereini­
gung" (IJV) auf Initiative von RHD 
und KPD gegründet. Dahinter stand 
die Vorstellung eines strömungsüber­

greuenden Zusammenschlusses lin­
ker und bürgerlich-demokratischer 
Anwälte. Der Vorsitzende der IJV, 
Ferdinand Timpe, war gleichzeitig 
Leiter der Rechtsabteilung der RHD. 

Dessen Stellvertreter Felix Halle 
verfaßte seit Gründung der Roten 
Hilfe zahlreiche Rechtshilfebroschü­
ren, darüberhinaus einige Schriften 
über das Wesen der Klassenjustiz 
und die sich daraus ergebenden Fol­
gerungen für die Solidaritätsarbeit. 

Die Auseinandersetzung unter 

den linken Juristen entwickelte sich 
besonders entlang der Frage des 

taktischen Umgangs mit Prozessen. 
Eine Position bestand darin, sich im 
Prozeßverlauf auf die Anprangerung 

des Klassencharakters der Justiz zu 
beschränken und vor Gericht rein 
politisch aufzutreten. Demgegenüber 
stand eine etwas differenziertere 
Position, die die Ausnutzung aller 
formalen Möglichkeiten im Prozeß 
befürwortete, und zwar unter Beto­
nung demokratischer Anteile des 
Rechts. Es ging nicht darum, ideali­

Veranstaltung der stische Illusionen über das Recht im 
Roten Hilfe In Hamburg Kapitalismus zu verbreiten, sondern 

am 5. Juli 1927 um die Erweiterung von Handlungs­
möglichkeiten für den Prozeßverlauf 

: und die dazugehörige Öffentlich­.. 

keitsarbeit. In den Veröffentlichun­
gen der Roten Hilfe wird ausführlich 
auf die Notwendigkeit eingegangen, 
politische Prozesse zu führen, die 
nicht allein auf Konfrontation setzen, 
sondern möglichst breit getragenen 

öffentlichen Druck auf die Gerichte 
erzeugen. 

In den Rechtshilfebroschüren, 
die regelmäßig aktualisiert und neu 
aufgelegt wurden, wird sehr aus­
führlich auf richtiges Verhalten bei 
Verhaftung, Vernehmung und im 
Prozeß eingegangen. Ziel dieser Hin­
weise ist es, eine möglichst günstige 
Ausgangsposition für die Verteidi­
gung zu erreichen. Die Autoren be­
tonen, daß der oder die Angeklagte 

dem Prozeß durch entsprechende 
Erklärungen einen politischen Cha­
rakter geben sollte. Dennoch soll 
aber nicht auf die Ausnutzung von 
Rechtsmitteln verzichtet werden, im 
Anhang von Rechtshilfebroschüren 
finden sich Muster für die Formulie­

rung von Beschwerden, Wieder­

aufnahmeanträgen und anderen 
Rechtsmitteln. Über die konkrete 

Rechtshilfe hinaus wurden Schriften 
über neue Gesetze und ihre Hinter­
gründe veröffentlicht. So wurde in 

der Broschüre "Das neue Straf­
gesetzbuch" von 1927 die damaligen 
politischen Straftatbestände vorge­
stellt und kritisiert. 1925 wurde in 

"Die politischen Flüchtlinge und das 
Asylrecht" auf die rechtliche Situa­
tion politischer EmigrantInnen ein­
gegangen, was nach der Nieder­
schlagung revolutionärer Bewegun­
gen in einigen Ländern Europas be­
reits ein wichtiges Thema war. 

Fußnote: 
1 zitiert in: zelt, Johannes, 1960, 

»...und nicht vergessen ­
die Solidarität«, S. 48 f. 
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ie "Rote Hilfe Deutsch­
lands" (RHO) hatte in der 
Weimarer Republik durch 

ihre gut organisierte, unermüdliche 
Kampagnentätigkeit stetig an Be­
deutung gewonnen. 

Mit ihren 1932 
über einer Million 
Mitgliedern 
(360000 Ein­
zelmitglie­
der und 
651281 
Kollektiv­
mitglieder) 
und 3770 
Ortsgruppen war 
sie zu einer der größ­
ten proletarischen Massenorga­
nisation in Deutschland geworden 1. 
Wie keiner anderen Organisation ge­
lang es ihr, fortschrittliche Teile des 
Bürgertums und der Intellektuellen, 
Kleinbürgerinnen, BäuerInnen und 
Proletarierlnnen für gemeinsame 
Aktionen und Kampagnen zu ge­
winnen. 

Überhaupt war die Politik der 
RHO kampagnenorientiert, somit 
sehr konkret und leicht nachvoll­
ziehbar für breiteste Teile der Bevöl­
kerung, wodurch die statuarisch fest­
geschriebene und gewollte Überpar­
teilichkeit ermöglicht wurde. 

Zu den bekanntesten Kam­
pagnen gehörten die für Sacco und 
Vanzetti, Max Hölz, Erich Mühsam, 
für die schwarzen Jungen von Scotts­
borough, für die Amnestie der poli­
tischen Gefangenen und gegen Klas­
senjustiz, sowie die regelmäßigen 
Winterhilfskampagnen für die An­
gehörigen der politischen Gefange­
nen und die Opfer der Klassenjustiz. 
So wurden »allein von 1925 bis 1934 
(...) 215 internationale und 1185 
nationale Solidaritätsaktionen 
durchgeführt« 2. 

Bei vielen Kampagnen kam es 
zum Zusammenwirken der Interna­
tionalen Arbeiterhilfe (lAH) , der 
Internationalen Roten Hilfe (IRH) 
und der RHO. Dadurch war eine bes­
sere Organisation möglich, und eine 

breitere Basis konnte erreicht wer­
den. Aufgrund ihrer Politik ge­

lang es der Roten Hilfe in 
zunehmenden Maße, 
Akzeptanz und Unter­
stützung bis in die Rei­
hen der Intellektuellen 
und des BürgerhlmS zu 

erreichen. 
Der straffe, arbt;itstei­

lige Aufbau dieser Organisa­
tionen ermöglichte nicht nur ein 

Reagieren auf die herrschende Klas­
senjustiz, sondern versetzte sie in die 
Lage, selbst die Initiative zu ergrei­
fen, Widersprüche des kapi­
talistischen Systems benennen zu 
können und daraus politische Aktio­
nen abzuleiten. 

Welche Stoßrichtungen diese 
Kampagnen hatten, wie der Ablauf 
und Aufbau waren, läßt sich anhand 
von einigen Beispielen verdeutli­
chen. 

Winterhilfskampagnen 

Alljährlich startete die RHO ab 
Oktober Winterhilfskampagnen für 
politische Gefangene und deren 
Angehörige sowie für die Hinterblie­
benen der Opfer der Klassenjustiz. 
Hierzu wurden nahezu alle Mit­
glieder der RHO verpflichtet, ihren 
Teil zum Erfolg der Kampagne bei­
zutragen. 

Gesammelt wurden Lebens­
mittel, Kleidung, Kohlen, Geld, 
Spielzeug und Süßigkeiten für Kinder 
und alles andere, was zum täglichen 
Leben benötigt wurde. Grundsatz 
war, daß alle politischen Gefangenen 
ein Weihnachtspaket der RHO er­ 21
 

hielten und deren Familien materiell 
und fmanziell unterstützt wurden. 
Letzteres wurde von Jahr zu Jahr ei­
ne immer größere und schwierigere 
Aufgabe für die RHO, nahm doch die 
Verfolgung des klassenbewußten 
Proletariats infolge der Zuspitzung 
der gesellschaftlichen Widersprüche 
immer mehr zu. Durch die wachsen­
de Basis der RHO konnte diese Auf­
gabe aber bewältigt werden. Überall 
in Deutschland sah man Rote Helfer­
Innen, die Kartoffeln, Kohlen, Klei­
dung, Geld etc. sammelten, notfalls 
mit Handwagen von Haus zu Haus 
zogen, um diese Hilfsgüter zu sam­
meln. Diese wurden dann in Rahmen 
von Weihnachtsfeiern den betroffe­
nen Familien übergeben. 3+4 

Mitglieder wurden dazu ver­
pflichtet, den Eingesperrten Briefe zu 
schreiben, die mitsamt den Solidari­
tätspaketen ins Gefc.ingnis geschickt 
wurden. So ist beispielsweise im 

"Sturmplan der Württemberger Rote 

Rote Hilfe
 

Ein Mitglied der 
Roten Hilfe BrUnnung 
beim Verkauf des 
"Roten Helfer" 
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Der Amne'stie betrug
 

Tod im Kerker
 

Verlag ..Tribunal" WilheJm P1iec:k. BerUD N'W 7. 

Broschüre "Der Hilfe Pioniere während der Winter­
Amnestiebetrug", 1930. hilfskampagne 1932-1933" nach­

Umschlag: Hellos Gomez zulesen: »Jede Pionierabteilung lie­
fert 3. Briife, die Wir den Paketen 
beifügen, welche den Gifangenen zu 
Weihnachten zugesandt werden. 
.. Lieber Onkel (lieber Bruder; lieber 
Vetter) .. muss darüber stehen, sonst 
lässt die Gifängnisverwaltung die 
Briife nicht durch, nur nahe Ver­
wandte düifen schreiben! (..) Auch 
Briife an die Familien der eingeker­
kerten Klassengenossen, an entlas­
sene Genossen und Genossinnen, an Sacco (rechts) und 

:	 frisch verurteilte Proletarier sindVanzetti (links) 
~	 sehr nötig und erwünscht«. 
: Alle SpenderInnen wurden zu 
•	 den Weihnachtsveranstaltungen ein­

geladen, damit sie sehen konnten, 
daß ihre Spenden auch an die rich­
tigen Adressen gelangten. 5 

Amnestie für politische Gefangene 

Desweiteren setzte sich die RHD 
immer für eine Vollamnestie der po­
litischen Gefangenen ein. So wurden 
seit 1923 auf Beschluß des zentral­
komitees der IRH alljährlich zum 
18. März, dem Jahrestag der Pariser 
Kommune, Solidaritäts- und Hilfs­
aktionen für die inhaftierten politi­
schen Gefangenen und deren Famili­
en in allen Sektionen der IRH durch­

22 geführt. Die RHD beteiligte sich 

ebenfalls an diesen Aktionen. »Bei 
der Aufziehung der Aktion ist den 
einzelnen Komitees weitester Spiel­
raum gelassen. Ihr Charakter als 
proletarische Protest- und Solida­
ritätsaktion istjedoch streng einzu­
halten. Die Versammlungen oder 
Massenfeiem des 18. März müssen 
möglichst ausmünden in Demon­
strationen, deren Zielpunkt die Ge­
fängnisse und die Gedenkstätten 
gifallener Revolutionäre zu sein 
hätten. Die Hauptsammeltätigkeit 
muß an diesem rage statifinden 
und ist gut und breit genug vorzu­
bereiten«. 6 

Einzelne Erfolge konnten erzielt 
werden, so wurden 1925 500 Ge­
fangene freigelassen, doch das Ziel 
der Amnestie für tausende von In­
haftierten wurde nie erreicht. Einer 
der Hauptgrunde war sicherlich die 
Verweigerungshaltung der SPD ge­
genüber Amnestiebestrebungen und 
der latente Antikommunismus der 
SPD. Folgerichtig wurden sämtliche 
Initiativen und Anträge der KPD­
Fraktionen, selbst Anträge, die von 
der SPD eingebracht wurden, in den 
Landtagen und im Reichstag abge­
lehnt. 7+8 

Frauen und § 218 

Auch der Kampf um die Gleich­
berechtigung der Frauen spielte bei 
der RHD eine wichtige Rolle. Exem­
plarisch ist hier der Kampf gegen den 
Abtreibungsparagraphen 
218 und für die Legalisierung 
des Schwangerschaftsab­
bru2hs zu nennen. 

Jährlich geschätzte 
1.000.000 illegale Schwan­
gerschaftsabbrüche, 20.000 

aufgrund des Abbruchs ge­
storbene Frauen und 6.000 

bis 7.000 Verurteilungen zu 
Gefcingnistrafen wegen ille­
galer Schwangerschaftsab­
brüche sprechen eine deut­
liche Sprache. Die Argumen­
te der Gegner der "Abtrei­
bung" waren damals wie 
heute nahezu dieselben. 

KPD und RHD verwiesen 
immer wieder auf die Situa­
tion in der noch jungen 
Sowjetunion, in der Schwan­

gerschaftsabbrüche legal waren, ge­
sundheitliche und sexuelle Auf­
klärung gefördert wurde und sich die 
soziale Situation der Menschen und 
insbesondere die der Frauen schon 
merklich seit der Revolution von 
1917 verbessert hatten. So wurden 
solche Standardargumente der kon­
servativen Kräfte, daß gesundheit­
liche und sexuelle Aufklärung sowie 
Schwangerschaftsabbrüche zu Ge­
burtenrückgängen führe anhand von 
europaweiten Statistiken widerlegt. 
Der natürliche Bevölkerungszuwachs 
war demnach in der Sowjetunion 
dreineinhalb mal so groß wie im 
Durchschnitt für ganz Westeuropa. 

Insbesondere gelang es der KPD 
und der RHD, die Frage der Auf­
klärung, des Schwangerschaftsab­
bruchs und des Geburtenrückganges 
mit der sozialen Frage zu verknüpfen 
und sie nicht isoliert zu betrachten. 

Sacco und Vanzetti 

In den Jahren 1921 bis 1927 
spielte der Kampf um das Leben der 
in den USA arbeitenden Italiener Sac­
co und Vanzetti eine bedeutende Rol­
le in der internationalen Arbeiter­
Innenbewegung. 

Deutlich wie selten zuvor ver­
suchten die Herrschenden mit den 
Mitteln der Klassenjustiz an den bei­
den klassenbewußten Arbeitern ein 
Exempel zu statuieren. Überall auf 
der Welt gab es regelmäßige, mas­
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senhafte Proteste der unterschied­
lichsten Formen. So machte der 
Kampf um Sacco und Vanzetti auch 
vor der deutschen ArbeiterInnenbe­
wegung nicht halt. Seit die RHD die 
Solidaritätsaktionen Anfang 1926 
stärker zu koordinieren begann und 
sie auch anführte, stießen sie auf im­
mer größer werdende Resonanz. 

Delegationen von ArbeiterInnen 
aus allen 'leilen Deutschlands such­
ten die US-Botschaft und Konsulate 
auf, um ihrem Protest Nachdruck zu 
verleihen. Bekannte Persönlichkeiten 
der bürgerlichen Intellektuellen pro­
testierten gegen Verfahren und To­
desurteil von Sacco und Vanzetti, 
z.B. Egon Erwin Kisch, Dr. Max Lie­
bermann, Heimich und Thomas 
Mann, Prof. Heinrich Zille. Johann 
Graf Bernstorff (ehern. dt. Botschaf­
ter in den USA) und viele andere. 

Außerdem unterzeichneten alle 
Gewerkschaftsführer, die gleichzeitig 
Reichstagsabgeordnete waren, ein 
Protesttelegramm, unter ihnen Ab­
geordnete der SPD, zentrumspartei 
und der Demokratischen Partei, das 
an den Gouverneur von Massachu­
settes gerichtet war. Selbst der reak­
tionäre sozialdemokratische Reichs­
tagspräsident Paul Löbe schloß sich 
mit einem entsprechenden 'lele­
gramm der Protestbewegung an. 

In dieser zeit wurde die RHD ein 
einziges Mal im "Vorwärts" (tages­
zeitung der SPD) wegen ihrer Akti­
vitäten um Sacco und Vanzetti posi­
tiv bewertet. Di~./ Redaktion dieser 
sonst antikommunistischen zeitung 

sah sich offensichtlich dazu genötigt, 
da zur selben zeit die "Rote Fahne" 
(Tageszeitung der KPD) verboten war. 

Im Oktober/November 1926 in­
tensivierte die RHD ihre Kampagne 
nochmals. Nach der Veröffentlichung 
der Adressen sämtlicher US-Vertre­
tungen in Deutschland in den Presse­
organen der RHD gab es einen regel­
rechten Ansturm auf diese. zahl­
reiche Delegationen verschiedener 
Gruppen, Organisationen und Be­
triebe wurden vorstellig, um Protest­
noten und Unterschriftenlisten gegen 
das Todesurteil von Sacco und Van­
zetti zu überreichen. Informations­
veranstaltungen vielerorts waren 
ausgesprochen gut besucht und Pro­
testdemonstrationen wurden zehn­
tausendfach unterstützt. 

Leider verhielten sich die Führer 
der SPD und des 
Allgemeinen Deut­
schen Gewerk­
schaftsbundes 
(ADGB) auch kurz 
vor der Voll­
streckung des Ur­
teils noch passiv 
und sprachen im 
"Vorwärts" Nr. 162 
vom 6. April 1927 
vom »Gerech­
tigkeitssinn der 
amerikanischen 
Justiz« und »das 
letztere (die Voll­
streckung, d. Verf.) 
klingt kaum glaubhaft. Welt es gar 
zu toll wäre«. Durch diese katastro­

phale Fehleinschätzung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse trugen die 
SPD und der ADGB - sprich die 
Sozialdemokratie - politische Mit­
verantwortung am Justizmord an den 
beiden Arbeitern. Sacco und Vanzetti 
wurden schließlich am 22. August 
1927 auf dem elektrischen Stuhl hin­
gerichtet. 10+ 11 

Die schon näher beschriebenen 
sowie die unzähligen anderen Kam­
pagnen haben alle Ähnlichkeiten 
und Gemeinsamkeiten in ihrer Form. 
Agitation und Aktivierung von Mit­
gliedern: 

->	 Mitgliederversammlungen be­
schlossen Kampagnen und Ak­
tionen 

-->	 Die Leitungen organisierten ar­
beitsteilig ihre Umsetzung, so 
gab es verbindliche Zuständig­
keitsbereiche 

-->	 Wettbewerbe unter den Gliede­
rungen der RHD motivierten die 
Mitglieder zu mehr Mitglieder­
werbung und zu mehr Sammel­
und Verkaufstätigkeit 

->	 Öffentliche Veranstaltungen, 
Presseerzeugnisse, Bücher, Bro­
schüren u.a. informierten über 
die Zusammenhänge 

->	 Agit-Prop-Aktionen, Sprech­
chöre und Musikgruppen ver­
stärkten die Kampagnen 

Rote Hilfe Propagandawagen In 
Berlln 1927 

Rote Hilfe 

Internationale 
SolIdaritätsarbeit. 
Oberdeck eines 
Omnibusses In 
London 1927 
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"Heraus mit Max Hoelz!"
 
Ab 1926 startete die Rote Hilfe Deutschlands (RHD) eine ihrer größten Kampagnen. Unter 

dem Motto "Heraus mit Max Hoelz und allen politischen Gefangenen" kämpfte die RHD für ein 
Amnestieges.etz für alle in der Folge der nachrevolutionären Ereignisse 1919-1923 eingekerker­
ten Genossinnen. 

Max Hoelz wurde im Juli 1921 von einem Sondergericht in Berlin-Moabit zu lebensläng­
lichem Zuchthaus verurteilt. Neben Hochverrat wurde ihm der Totschlag an dem Rittergutsbesitzer 
Hess zur Last gelegt. Hintergrund dafür war, daß Max Hoelz im März 1921 an den Aufständen 
der Arbeiterinnen mitteldeutschen Industriegebiet um Halle/Bitterfeld/Merseburg 
(Mitteldeutscher Aufstand) beteiligt war. Aufgrund seines schon damals legendären Rufes aus den 
Kämpfen des Ja~res 1<f 1 im Vogtland, avancierte er zu einem militärischen Führer in den bewaff­

neten Auseinan erse zungen mit den Truppen des Regierungspräsidenten Hörsing. Der Prozeß vor 
dem Sonderger"cht erbrachte ar die Unschuld Hoelz im Hauptanklagepunkt, der Erschießung 
des Gutsbesitzers Hess, doch sollte und mußte Hoelz exemplarisch abgestraft werden. Falsche 
Zeuginnenaussagen - unter anderem die der Witwe Hess - und Indizien mußten herhalten, um 
Max Hoelz hinter Zuchthausgitter zu bringen. 

Drei Gründe mögen Max Hoelz als Leitfigur für den Kampf um die Freilassung aller linken 

politischen Häftlinge prädestiniert haben: 
1. Max Hoelz genoß in breiten Teilen des organisierten Proletariats eine enorme Sympathie. 

Die Legenden, die sich um seine Person woben und an denen er fleißig mitbastelte, standen für 
mutiges und selbstloses Engagement für die Sache der Unterdrückten. Sein Auftreten vor dem 
Moabiter Sondergericht und sein Wirken aus dem Zuchthaus heraus sollte beispielgebend für den 
proletarischen Klassenkampf wirken. 

2. Die neue Strategie der KPD, über Massenorganisationen Breitenwirksamkeit bei den 
Arbeiterinnen zu erreichen, konnte über die Arbeit der Roten Hilfe wirksam umgesetzt wer'den. 
Über die Wiederaufnahme Max Hoelz in die KPD 1924 wurde versucht, ehemalige 
AnhängerInnen der linkskommunistischen und tendenziell anarchistischen KAPD für die KPD zu 

gewinnen. 
3. Die offensichtliche Willkür der Justiz bei der Verurteilung Hoelz ermöglichte die Schaffung 

eines breiten Bündnisses zur Unterstützung der Amnestieforderungen von liberal-bürgerlichen 
Kreisen bis hin zu prominenten Linken unter dem Dach der Roten Hilfe. 

Begünstigt wurde die agitatorische Arbeit der RHD, als 1926 der Bergarbeiter Erich Friebe ­
ein Mitkämpfer Hoelz im Mitteldeutschen Aufstand - den Totschlag an Hess bekannte, für den 
Hoelz zu )ebenslänglich" verurteilt worden war. Durch die Veröffentlichung dieses Geständnisses 
kam wieder Bewegung in die Bemühungen zur Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Ab 1926 publizierte die Rote Hilfe Deutschlands ein auf Max Hoelz zugeschnittenes 
Referentenmaterial und eine große Zahl von Broschüren. Bekannte Journalisten, wie Egon Erwin 
Kisch (Max Hoelz Briefe aus dem Zuchthaus, Erich Reisser Verlag Berlin 1927) und Erich Mühsam 
(Gerechtigkeit für Max Hoelz, Verlag Rote Hilfe Deutschland 1926) stehen dafür als Beispiel. In 
ganz Deutschland wurde e' e rege Veranstaltungstätigkeit entfacht. Traute Skolzki-Hoelz, die 
1925 eine Zweckene mt Max Hoelz eingegangen war, um die Kontakte der KPD zu ihm zu 
erleichtern, reiste bi 1928 von Veranstaltungsort zu Veranstaltungsort. Ein "Hoelzfond" wurde 
eingerichtet und eine 10 Pf. SpendenlTlarke herausgegeben. I 

Parallel zu den Aktivitäten der RHD und der KPD bildete sich 1927 ein Max-Hoelz-Komitee, 
das in seinem Aufruf vom 23.4.1927 die Nachprüfung des Urteils vom 22.6.1921 forderte. 
Dieser Aufruf wurde ven 1 3 Persönlichkeiten des liberalen öffentlichen Lebens, vom Politiker bis 
zum Industriellen, unterzeichnet. Zu den namhaftesten UnterstützerInnen zählten Johannes R. 
Becher, Rudolf G. Binding, Bert Brecht, Otto Dix, Albert Einstein, Lion Feuchtwanger, Heinrich 
George, Carl Gruenberg, Egon Erwin Kisch, Käthe Kollwitz, Emanuel Lasker, Heinrich und 
Thomas Mann, Otto Nuschke, Max Pechstein, Freiherr von Schoenaich (Dt. Liga für menschen­
rechte), Kurt Tucholsky, Erich Weinert, Heinrich Zille, Arnold Zweig. 

Außerdem wurde die Solidaritätskampagne für Hoelz auch von bürgerlichen Journalisten, wie 
SLiNG (Vossische Zeitung), Carl von Ossietzky (Weltbühne), Arthur Hollitscher und Alfred T. 
Wegener unterstützt. 

Am 14. Juli 1928 verabschiedete der Reichstag endlich ein Amnestiegesetz für die 
"Märzgefangenen". Hoelz wurde wenige Tage später, am 19. Juni, entlassen. 

---+ Demonstrationen und Kund­
gebungen rundeten die Aktio­
nen ab 

Die Kampagnen der RHD tmgen 
zur Schärfung des Klassenbewußt­
seins der ArbeiterInnenbewegung 
bei und halfen mit ihrer auch ma­
teriellen Hilfe die Existenzen von ein­
gesperrten ArbeiterInnen und deren 
Familien zu sichern. Ein hoher Grad 
an Politisierung und Organisierung 
wurde erreicht. Letzteres wäre ohne 
die gute Schulungsarbeit der Mitglie­
der der RHD unter der Führung von 
Kommunistinnen und die Ver­
pflichtung zur aktiven Mitarbeit nicht 
möglich gewesen. 

Auch das Bemühen der Füh­
mng, fortschrittliche Menschen an­
derer Weltanschauung zur Mitarbeit 
zu gewinnen, tmg zur Kampagnen­
fahigkeit bei und führte dazu, daß 
die RHD zu einer der größten prole­
tarischen Massenorganisation wer­
den konnte. 

Fußnoten: 
1 Revolutionäre Traditionen der Roten 

Hilfe Deutschlands. Solidaritätskomitee 
der DDR (Hrsg.), BerUn 1984. S.18 

2 ebd., S. 5 

3 Der Rote Helfer. 1. jahrgang, Nr. 3 
Oktober 1925. S.4 

4 Der Rote Helfer. 2. jahrgang. Nt. 11 
November 1926. S.21 

5 Stunnplan der Württbg. RH Pioniere 
während der Wl-Hl-KA 1932-1933, 

Pionier-Leitung beim 
B. V. der RH (Hrsg.), 1932 

6 10 jahre Internationale Rote Hilfe: 
Resolutionen und Dokumente, EK der lRH 
(Hrsg.), Mopr-Verlag, BerUn 1932, S. 98ff 

7 Material für die Tätigkeit der 
Gefangenen-Beiräte, Rote Hilfe 

Deutschlands (Hrsg.), BerUn 1925. S.28ff 

8 Zur Kampagne Gegen Klassenjustiz! Für 
Amnestie! Für die Rote Hilfe!. zentrale 

der KPD (Hrsg.), Berlin 1924 

10 Proletarischer Internationalismus im 
Kampf um Sacco und Vanzetti, 

johannes zelt. BerUn 1958 

11 Sacco und Vanzetti gewidmet zum 
jahrestag ihrer Ermordung. EK der IRH 

(Hrsg.). Mopr-Verlag. Berlin 1928 
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ie Idee, Kinderheime für 
die Familien der Opfer po­
litischer Verfolgung zu er­

richten, entstand schon sehr früh. 
Schon beim sogenannten Spartakus­
aufstand 1919 in Berlin kamen zahl­
reiche Frauen mit ihren Kindern in 
Existenznot, weil viele revolutionäre 
ArbeiterInnen gefallen oder inhaftiert 
waren. Doch nicht nur infolge von 
Arbeiterinnenaufständen, wie z.B. 
beim "Mitteldeutschen Aufstand" 
von 1921, wurden Frauen zu Wit­
wen und Kinder zu Waisen gemacht. 
Die Verfolgung und Verhaftung von 
ArbeiterInnen, insbesondere die von 
politisch organisierten, war in dieser 
Zeit keine Seltenheit. Da in einer Ar­
beiterfamilie zu dieser Zeit mehrere 
Kinder lebten, und die Lebensbedin­
gungen aufgrund der fortschreiten­
den Verelendung der arbeitenden Be­
völkerung immer schlechter wurden, 
herrschten für die Familien von In­
haftierten oder ermordeten Arbeiter­
Innen elende Bedingungen. An die­
ser Stelle sei stellvertretend ein Be­
richt zitiert, der von der RHO aufge­
nommen wurde. Die Rote Hilfe sam­
melte Berichte dieser Art und veröf­
fentlichte diese auch in ihren Bro­
schüren: »wli? mein Vater erschossen 
wurde - Ich bin aus München. Mit 
meiner Mutter sind wir zu Haus vier 
Personen. Mein Vater ist schonfürif 
jahre tot. Es geht uns nichtgut. oft 
müssen wir zu Mittag schwarzen 

Kqffee tn'nken, sonst bekommen wzr 
gar nichts, sonst müssen Wir ver­
hungern. Mein Vater haben Wetß­
gardisten erschossen. 

Das kam so: Er hatte gerade 
Kaffee getmnken, da kam mein On­

kel und sagte: "Nun komm, Wir 
müssen endlich gehen. "Bleib doch 
da", sagte meine Mutter, "sonst 
kommst Du nicht wieder': Mein Va­
ter ging aber doch fort und sagte: 

"Ich komme schon wieder nach 
Hause ': Er ist aber nimmer Wieder 
gekommen. Die Wetßgardisten ha­
ben ihn gifangen und gifesselt. 
Dann haben sie gleich auf ihn ge­
schossen. Auch meinen Onkel haben 
sie erschossen. Sie haben Vater und 
Onkel auch die Uhren und Sachen 
fortgenommen. « 

Sophie Beringer, 
München (11 Jahre) 1 

Staatliche Hilfe hatten die An­

gehörigen politisch verfolgter Per­
sonen nicht zu erwarten, obwohl es 
in der Weimarer Republik gesetzliche 
Grundlagen für die Unterstützung 
von Witwen und Waisen gab. In der 
Regel wurden Anträge auf materiel­
le Hilfe von den Behörden mit der 
Begründung abgelehnt, der Betroffe­
ne habe seinen Tod oder seine Ver­
haftung »selbst verschuldet«. 2 

Belastend war für die Kinder in 
Familien politisch Verfolgter auch der 
psychische Terror, dem sie durch im­
mer wieder stattfmdende behördli­
che Eingriffe ausgesetzt waren. Frau 

Rote Hilfe
 

Giffey, die Tochter von Fiete Schutz, Barkenhoff·Klnder 1925
 
der 1923 maßgeblich an der Organi­

sation und Durchführung des Ham­

burger Aufstandes beteiligt war, er­

zählte, daß es oft Hausdurchsuchun­

gen gab. Die Sicherheitspolizei such­

te ihren untergetauchten Vater. 3
 

»Die Polizei hat unsere Einnch­

tung kaputtgeschlagen und die Bet­
ten aufgesch/ztzt. Meine Mutter hat 
gezittert und geweint, und ich war 
wütend(..). Nachbarn haben dann 
gehoifen, die Wohnung Wieder in 

Ordnug zu bn'ngen. (..) immer wie­
der hat die Polizeimich vor derSchu­
le aufgelauert, Immer wollten sie 
wissen, wo mein Vater war. Mal ha­

ben sie mich geschlagen, mal haben 
sie mir Schokolade gegeben. Aber 
Ich habe nichts erzählt.« 4 

Vielen Familien, in denen ein El­
ternteil, oder beide, Opfer politischer 
Kämpfe wurden, gewährte die Rote 
Hilfe Geld- und Sachleistungen. 

Als eine der ersten Maßnahmen 
ihrer Solidaritätsarbeit errichtete die 
Rote Hilfe Deutschland Kinderheime, 25 



Die Klnderllilfe der Roten Hilfe . 

TItelseite des 
"Roten Helfers" vom 

Februar 1922 

den Barkenhoff in Worpswede bei 
Bremen und das "Arbeiterkinder­
heim - MOPR" in Elgersburg/Thürin­
gen.5 

Der Name "MOPR" ist die Ab­
kürzung fur die sowjetische Sektion 
der Roten Hilfe. Die "MOPR" hatte 
schon gute Erfahrungen in Sowjet­
rußland mit Kinderheimen gemacht. 
Diese Heime spielten später fur Kin­
der der Verfolgten des Hitlerfaschis­
mus eine große Rolle. 6 

Auf dem Barkenhoff trafen im 
Sommer 1923 die ersten Kinder ein, 
1925 wurde das Haus in Elgersburg 
fur das "MOPR"-Kinderheim durch 
die Rote Hilfe erworben. Für den Er­
werb beider Kinderheime fungierte je­
weils ein bürgerlich getarnter Verein 
mit dem Namen "Quieta Erholungs­
stätten GmbH", der als Träger bei den 
Behörden keinen Verdacht erregte. 
Die Rote Hilfe konnte somit die Häu­
ser relativ problemlos erwerben. 7 

Ziel war es, so vielen Kindern 
wie möglich den Aufenthalt in die­
sen Erholungsheimen zu ermögli­
chen. Natürlich konnten diese zwei 
Heime nicht den gesamten Bedarf an 
Erholungsmöglichkeit fur Arbeiter­
Innenkinder abdecken. Vorrangig 
Kinder, deren Eltern Opfer politischer 
Verfolgung wurden, und die eine Er­
holung am dringensten benötigten, 

kamen in die Kinderheime. 
Bevor die Rote Hilfe den Bar­

kenhoff am 23. Dezember 1924 
käuflich durch ihren Tarnverein er­
warb, diente der "Barkenhoff" einem 
Projekt mit dem Namen "Arbeits­
schule", das von Heinrich Vogeler 
und einem sozialistischen Kollektiv 
von Mitarbeiterinnen gefuhrt wurde. 
Vogeler hatte es sich zum Ziel ge­
setzt, eine sozialistische ErZiehung 
zu praktizieren, die den Anfang fur 
eine sozialistische Gesellschaft bil­
den sollte.8 

Schon von Anfang an stand der 
Barkenhoff im Kreuzfeuer behörd­
licher und ministerialler Kriminalisie­
rungsversuche. Der zuständige land­
rat Becker aus Osterholz verfaßte im 
Juli 1921 einen Bericht, in dem er 
sich gegen die Anerkennung dieser 
"staatsfeindlichen Kommune" aus­
sprach. Im August 1921 verweigerte 
eben jenes Ministerium die Anerken­
nung der Arbeitsschule. Die Arbeits­
schule kämpfte während der näch­
sten Jahre um ihren Erhalt, allerdings 
mit mäßigen Erfolg. Schließlich be­
schloß Heinrich Vogeler, die Rote Hil­
fe Deutschland um Hilfe zu bitten, 
zumal sich die Arbeitinnenschule im 
Frühjahr 1923 in finanziellen 
Schwierigkeiten befand. Noch im 
Frühjahr 1923 wurde Vogeler passi­
ves Mitglied in der Roten Hilfe und 
vereinbarte mit ihr Kindersendungen 
fur den Barkenhoff. Wie erwähnt, er­
warb die Rote Hilfe den Barkenhoff 
im Dezember '24 vollständig. Der 
verkauf vollzog sich nicht reibunglos, 
da die Kommunenmitglieder der "Ar­
beitsschule" an ihrer Idee festhielten 
und deshalb gegen die vollständige 
Übernahme des Barkenhoffs durch 
die Rote Hilfe waren. 

Die Mitarbeiterinnen der Ar­
beitsschule hätten lieber einen feste 
Gruppe von Kindern auf dem Bar­
kenhoffgehabt, als die immer nur fur 
eine begrenzte zeit auf dem Barken­
hoff bleibende Gruppen. Daß der 
Barkenhoff letzten Endes vollständig 
an die Rote Hilfe ging, lag daran, 
daß die Arbeitsschule vor dem finan­
ziellen Aus stand, und Heinrich Vo­
geIer inzwischen überzeugter Kom­
munist geworden war. Vogeler lebte 
einige zeit in der Sowjetunion und 

machte dort positive Erfahrungen, 
die ihn nachhaltig beeinflußten. Im 
Oktober 1924 wurde Vogeler Mit­
glied der KPD. Er übertrug das Haus 
der Roten Hilfe. Die Rote Hilfe bekam 
das nötige Geld fur den Kauf des Bar­
kenhoffs von amerikanischen Ge­
nossen zugeschossen. 9 

Der Alltag auf dem BarkenhoH 

Die Kinder blieben fur eine zeit 
von 6-8 Wochen auf dem "Barken­
hoff" , meist in 40er Gruppen. Die 
Kinder kamen aus ganz Deutsch­
land. Doch auch aus den anderen 
Ländern, in denen der Klassenterror 
wütete, kamen Kinder. 1927 kam 
u.a. eine Kindergruppe aus Wien, 
und 1930 eine Kindergruppe aus li­

tauen auf den Barkenhoff. 10 
Die Hauptaufgabe bestand da­

rin, den Kindern körperliche Erho­
lung zusammen mit einer guten 
Ernährung zu gewährleisten, da die 
Kinder zuhause hungerten und oft 
krank waren. 11 

Daneben wurde Wert auf eine 
sozialistische Erziehung und Bildung 
gelegt. Das Risiko einer Schließung 
durch die Behörden, die ja auf der 
Lauer lagen und nach Gründen fur 
eine Schließung des Kinderheimes 
suchten, mußte dabei gering gehal­
ten werden. Systematischer Unter­
richt konnte deshalb nur in der An­
fangszeit des Arbeiterkinderheimes 
durchgefuhrt werden, da es Anschul­
digungen der »politischen tndok­
tn'nation« gab. 12 

Den Kindern wurde ein ab­
wechslungsreiches Tagesprogramm 
geboten. Neben Basteln, Malen und 
Gartenbau standen auch Gesang und 
Theater auf dem Programm. Gesang 
und Theater wurden insbesondere fur 
die zahlreichen Feste vorbereitet, die 
es auf dem Barkenhoff gab. Der Ge­
danke des Arbeitskollektivs spielte ei­
ne große Rolle bei der Erziehung der 
Kinder, so wurden notwendige Arbei­
ten zusammen in Kollektiven durch­
gefuhrt. Auf dem Barkenhoffgalt das 
Prinzip der Selbstverwaltung. Die Kin­
der wählten aus ihren eigenen Reihen 
einen "Heimrat" , der jederzeit wieder 
abgewählt werden konnte. Abends 
gab es gemeinschaftliche Gesprächs­
runden und Spiele. Das Verhältnis 
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zwischen Kindern, ErzieherInnen und suchen der Behörden. Aus diesem forderten Vogeler und seine Mitar­ · 
Angestellten war ausgesprochen Grund wurde im Frühjahr 1926 ein beiter auf, die Bilder wieder zu über­
freundschaftlich und solidarisch. Ei­
nen Kommandoton, wie in den bür­
gerlichen Kinderheimen, gab es auf 
dem Barkenhoff nicht. Es wurden 
auch gemeinsame Exkursionen zu 
Bauernhöfen und Fabriken durchge­
führt, um die verschiedenen Produk­
tionstechniken im Vergleich durch An­
schauung zu erleben. In Gesprächen 
mit Bremer ArbeiterInnen sollten die 
Kinder die modernen Produktions­
techniken kennenlernen, aber auch 
die ähnliche Situation von ArbeiterIn­
nen in einer für sie fremden Umge­
bung erleben. Außerdem wurden 
gute Kontakte mit den Kindern der 
"Jungspartakisten" bzw. mit dem 
"Jungspartakusbund" gepflegt. Der 
"Jungspartakusbund" übernahm vie­
le Patenschaften für Kindergruppen 
und es wurden gemeinsam Feste 
durchgeführt. Ziel war es, den Kin­
dern über den kurzen Aufenthalt 
hinaus eine politische Perspektive für 
den Kampf um eine bessere Gesell­
schaft zu eröffhen. Viele Kinder 
schlossen sich aufgrund der positiven 
Erlebnisse den "Jungspartakisten" 
nach der Rückkehr in ihren Heimatort 

13an. 
Wie bereits erwähnt, kam es 

während der gesamten zeit des Bar­
kenhoffs zu Kriminalisierungsver­

"Kuratorium" zum Erhalt des Bar­
kenhoffs und des MOPR-Heimes ge­
gründet. Diesem Kuratorium gehör­
ten zahlreiche Personen aus dem öf­
fentlichen Leben an. So waren z.B. 
Albert Einstein, Magnus Hirschfeld, 
Thomas und Heinrich Mann und 
Paul Oestreich Mitglieder des Kura­
toriums zum Erhalt der Kinderheime 
der Roten Hilfe. Durch "Rote-Hilfe­
Tage", die auf dem Barkenhoff 
durchgeführt wurden, sowie durch 
den Besuch von Prominenten, z.B. 
Henri Barbusse, wurde die Popu­
larität des Barkenhoffs gesteigert, so 
daß durch die Arbeiterkinderheime 
auch die Rote Hilfe bekannter wur­
de. Die Kinderheime hatten somit fur 
die proletarische Selbsthilfe einen 
Wert, der über die Erholungsmög­
lichkeit der Kinder hinausging. Für 
die Kinderheime bestand eine breite, 
klassenübergreifende Solidarität, 
wie das Kuratorium bewies. 14 

Höhepunkt der Kriminalisie­
rungsversuche war der "Bilder­
sturm" durch die Polizei. Anlaß 
dieser Aktion, welche selbst von der 
damaligen bürgerlichen Presse kriti­
siert wurde, waren Wandmalereien 
Heinrich Vogelers, die angeblich zur 
"politischen Indoktrination" der Kin­
der fuhren würden. Die Behörden 

malen. 
Am 18. Januar 1927 war der 

"Bildersturm" auf dem Barkenhoff 
Thema einer Sitzung des Preußi­
schen Landtages. Willhelm Pieck 
verurteilte in einer Rede den "Bil­
dersturm" und stellte ihn als Angriff 
gegen die Rote Hilfe heraus. Der Kon­
flikt endete mit einem Komprorniß, 
auf Grund dessen sich Vogeler dazu 
verpflichtete, die Bilder teilweise zu 
verhängen. 15 

Zusammenfassend kann gesagt 
werden, daß es die Rote Hilfe ver­
stand, durch breit angelegte Kampa­
gnen fur den Erhalt der beiden 
Kinderheime zu sorgen. Insbesonde­
re die "Rote Hilfe Tage" auf dem 
Barkenhoff, zu denen viele Gäste 
kamen, stellten Höhepunkte der 
Solidaritätskampagnen dar. 

Die Auseinandersetzungen in 
der Roten Hilfe Deutschland wirkten 
sich auch auf den Betrieb der beiden 
Kinderheime aus. Im Zusammen­
hang mit dem Linienstreit in der KPD 
traten zahlreiche GenossInnen aus 
der Roten Hilfe aus oder wurden von 
ihr ausgeschlossen. Vogeler trat aus, 
nachdem er gegen den Ausschluß 
von Walter Schlör protestiert hatte. 
Die Konflikte schwächten die Arbeit 
der Kinderheime. 

·
 
·
 

Rote Hilfe 

Klnder"apell" 
auf dem Barkenhoff In 
Worpswede 
bel Bremen, 1925 

27
 



Die KInderhilfe der Roten Hilfe 

»War schon die Einn'chtung und 
Eröffnung des Kindererholungshei­
mes durch bürgerliche Politiker be­
a~Mn~bmm~nund~~ögen 

worden, bedeutete 1929 ein Verbot 
durch die Thünnger Landes­
regierung das vorläufige Ende des 
"MOPR-Heimes" als KInderer­
holungsstätte der Roten Hilfe. Da­
nach nutzte die KPD das Heim bis 
1931für Schulungs- und Erholungs­
zwecke. Nach einem eifolgreichen 
Prozt;j3 der Roten Hilfe konnte das 
Heim ab 1931 wieder für seinen 
ursprünglichen Zweck, Kindern 
Erholung zu bieten, betneben wer­
den, wobeies In denJahren 1931/32 

rund 15 mal von der Polizei durch­
sucht wurde.« 16 Die Durchsuchun­

gen wurden unter anderem durch 
den nationalsozialistischen Innen-

Der BarkenhoH 
- Arbeiterkinderheim ­

In Worpswede 1925 

Mitglieder des Roten 
Frontkämpferbundes 

aus Bremen besuchen 
die Kinder auf dem 

BarkenhoH, 1927 

28 

und Volksbildungsminister W. Frick 
(1930-31) veranlaßt. 17 

Sein endgültiges Ende als 

Arbeiterkinderheim fand der Barken­

hoff durch das Verbot der Roten 

Hilfe im März 1933 durch die 
Faschisten. 18 

Das internationale Kinderheim 
der MOPR in Iwanowo/Rußland, 
welches nach ]elena Stassowa19 

benannt wurde, arbeitete noch 1991 
im gleichen Sinne der interna­

tionalen Solidarität. Dieses Heim 

wurde bereits am 1. Mai 1933 fertig­

gestellt. In den 30er und 40er Jahren 
bot dieses Heim vielen deutschen 

Emigrantenkindern ein Zuhause. So 

auch der Tochter von Wilma Giffey. 

»Kinder aus vielen leilen der 
Erde, aus Chile, Nicaragua, aus 
Angola, Zimbabwe, Mosambique, 
Südafnka, aus Vietnam, Afganistan 
und vielen anderen Ländern leben 
zur ZRII in diesem Heim. in iwano­
wo hat sich die idee der Kinderhilfe 
der Roten Hilfe bis heute fortge­
setzt.« (20) 

.. 

Fußnoten: 
1 Aus einer Broschüre der RHO: .. Helft 

den Kindern von 1925 . S.8. 

2 ebd. S.12/13 

3 Siegfried Bresler in: Der Barkenhhoff. 
Kinderheim der Roten Hilfe 1923-1932, 

Worpsweder Verlag, 1991, S.21 . 

4 Aus dem Gesprächsprotokoll des 
Interviews mit frau Wilma Giffey, am 

23.9.1988 in Hamburg. frau Giffey war 
1926 im MOPR-Heim in Elgersburg. Sie 

ist die Tochter von fiete Schulz, der nach 
dem Hamburger Aufstand (1923) von der 

Polizei gesucht wurde und untertauchte, 
bis er 1926 in die Sowjetunion ging. 

1932 kehrte er nach Hamburg wrück, 
wurde 1933 von den Nazis verhaftet und 

1935 von ihnen ermordet. 

5 Siegfried Bresler in: Der Barkenhoff, 
Kinderheim der Roten Hilfe 1923-1932. 

Worpsweder Verlag, 1991, s. 20ff. 

6 ebd, S. 27 

7 ebd, S. 26 

8 ebd., S. 29 

9 ebd., S.40ff 

10 ebd, S. 24. 

11 Helft den Kindern /Kuratorium 
für d. Kinderheime d. RHD; verantwort­


lich fur d. Inhalt: J. Schlör, Berlin, 1928.
 

12 Siegried Bresler,S. 40.
 

13 vgl. ebd, S. 67ff.
 

14 ebd, S. 44.
 

15 vgl. ebd., S. 48 ff.
 

16 Disput, Nr. 14, 1995, S.22
 

17 vgl. Siegried Bresler, S.131
 

18 vgl. ebd, S. 58 ff.
 

19 Elena Stassowa war eine wichtige
 
Funktionärin der IRH
 

20 Siefried Bresler, S. 27.
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ie Weltwirtschaftskrise von 
1929 führte zu einer ver­
schärften Situation der Ar­

beiterInnen, zum einen durch die im­
mer schlechter werdende materielle 
Versorgung und zum anderen durch 
die zunehmende Verfolgung antifa­
schistischer ArbeiterInnen durch die 
Polizei. Sowohl Überfalle durch die 
Prügelkommandos der Nazis als 
auch Auseinandersetzung mit ihnen 
nahmen in dieser zeit immer mehr 
zu. Während die Gerichte faschisti­
sche Aktivitäten deckten, wurden 
Antifaschistlnnen von den Gerichten 
verurteilt. 

Polizei, Gerichte und Faschisten 
arbeiteten Hand in Hand, wie die 
Vorgänge am 17. Juli 1932 in Ham­
burg zeigten. Dort veranstalteten SA, 
SS und Polizei gemeinsam im 
ArbeiterInnenstadtteil Altona einen 
bewaffneten Aufmarsch, bei dem es 
zu 17 Toten und 70 Verletzten kam. 1 

Es gab keine Verhaftungen ge­
schweige denn Verurteilungen von 
Faschisten. 

Auch die Vorfälle um den 
1. Mai 1929 in Berlin bewiesen die 
reaktionäre Ausrichtung des Staates, 
wobei die Funktionsträger der SPD 
eine aktive Rolle spielten. Am 1. Mai 
1929 war es in Berlin auf Veranlas­
sung des Polizeipräsidenten Zörgie­
bel (SPD) zu schweren Attacken 
gegen demonstrierende Arbeiter­
Innen gekommen. Bilanz waren 30 
Tote, 81 Schwer- und viele Hundert 
weitere Verletzte. Bei diesem Polizei­
einsatz wurde auch mit Waffen aus 
Militärbeständen in die Menge ge­
schossen.2 Keiner der verant­
wortlichen Polizeipräsidenten ist zur 
Rechenschaft gezogen oder gar von 
einem Gericht verurteilt worden. 

Parallel mit dem Anwachsen des 
Straßenterrors der SA und der Poli­
z~i wurden die juristischen Instru­

mentarien für den verschärften 
Klassenkampf von oben vor dem 
Hintergrund der kapitalistischen Kri­
se geschaffen. Die sogenannten 
Schnellgerichte wurden eingeführt. 

Die Verschärfung des Strafpro­
zeßrechts in Form von schnellen Ab­
urteilungen hatte schon 1924 be­
gonnen, als der Justizminister Dr. 
Emminger (zentrumspartei) dafür 
sorgte, daß ohne Zustimmung des 
Reichtages der § 212 StpO auch 
gegen ArbeiterInnen angewendet 

erfolgen hatte.3 Die wichtigste Neue­
rung dieser Verordnung war das 
"Schöffenschnellgericht". Diese 
Gerichte konnten nun in allen politi­
schen Strafsachen - ohne Anklage­
schrift und ohne zeugInnenladung ­
innerhalb von 24 Stunden, Arbeite­
rInnen zu schweren Gefangnis­
strafen verurteilen. Die Schöffen­
schnellgerichte arbeiteten zeitweise 
rund um die uhr mit wechselnden 
Schichten von Richtern und Staats­
anwälten.5 

r-----------------------------------------------------------------------, 

Urteile gegen Antifaschistinnen gegen Faschistinnen I 
Todesurteile 

Zuchthaus 

Gefängnis' 

Festungshaft 

2297 

405 Jahre 

827 Jahre 

32 Jahre 

o 
21 Jahre 

108 Jahre 

0 Jahre 

Ij 
---------------------------------------~-~--~-----------~----------~-~ 

werden konnte. Den Übergang zu ei­
ner vermehrten und dauerhaften 
Schnelljustiz bildete die Verfügung 
des preußischen Justizministers vom 
6. Juni 1930. Ursprünglich war die­
ser Paragraph über die Regelung von 
Schnellgerichten nur für Bagatellde­
likte vorgesehen. Mit der Verfügung 
des preußischen Justizministers wur­
de die Grundlage für eine massen­
hafte und schnelle Aburteilung von 

Zuchthaus 

Gefängnis 
L 

politisch aktiven ArbeiterInnen ge­
schaffen. 4 

In ihr wurde die Justiz ange­
wiesen, die Verfolgung politischer 
Straftaten mit so kurzen Fristen 
durchzuführen, daß innerhalb von 
vier Wochen der Erlaß des Urteils zu 

457 Jahre 

498 Jahre 

das Demonstrationsrecht einge­
schränkt. Angeschuldigte konnten 
nun ohne Frist abgeurteilt werden in 
Abwesenheit von Anwälten, zeugen 
oder sonstigem Beistand. Die Aus­
wirkungen für die AntifaschistInnen 
waren verheerend.8 

Rote Hilfe
 

1931 kam es zu einer weiteren 
Verschärfung: Die Notverordnungen 
vom 28. März. Diese wurden in den 
Präsidialkabinetten von Brüning, 
von Papen und Schleicher beschlos­
sen. 6 

Neben der Zulassung von 
Schnellverfahren für grundsätzlich 
alle "Zuwiderhandlungen" gegen 
den Staat wurde mit diesen Verord­
nungen auch die Pressefreiheit und 

Urteile regulärer Gerichte
 
Zeitraum: 7.8.'32·7.12.'32
 

r-----------------------------------------------------------------------1 
Urteile gegen Antifaschistinnen gegen Faschistinnen 

99 Jahre 

I 
I 

149 Jahre 1 
-3 

Urteile von 

Sondergerichten 
Zeitraum: 7.8.'32·7.12.'32 

I 
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SolIdaritätsbasar der 
Roten Hilfe Frankreichs 

In Paris, Mitte der 
zwanziger Jahre 

SolIdaritätsmarke 
"Karl LIebknecht" 

der RHO, 1930 

Broschürentitel 
der Roten Hilfe, 1932 

Die SPD nahm diese Notver­
ordnungen ohne nennenswerten Wi­
derstand stillschweigend hin. 7 Die­
se Verordnungen ebneten den Fa­
schisten den Weg und waren somit 
letztendlich auch für die SPD ver­
nichtend. 

Die Rote Hilfe Deutschland be­
schloß für alle Ortsgruppen die Bil­
dung von "Rechtsschutzkommis­
sionen" zur Beratung und Verteidi­
gung aller politisch Verfolgten, Ver­
hafteten, Angeklagten und bereits 
Abgeurteilten. Die Mitglieder der Ro­
ten Hilfe Deutschland arbeiteten 
auch in "Gefangenen-Beiräten" mit, 
um den Gefangenen durch die Besu­
che und die Einwirkung auf die Ge­
fangnisleitung, die Haft zu erleich­
tern.9 

Angesichts der Flut von Prozes­
sen, die aufgrund der verschärften 
Rechtslage durch Schöffenschnellge­
richte und Notstandsgesetze immer 
mehr anwuchs, sah sich die RHD da­
zu gezwungen, ihre Hilfe auf die 
wichtigsten Fälle und vor allem auf 
die materielle Unterstützung zu 
konzentrieren. Für diese Entschei­
dung gab es auch einen Erlaß der 
!RH, indem die Verstärkung der 
Selbstverteidigung des Angeklagten 
ausdrücklich betont wird. 

Vor diesem Hintergrund sind die 
meisten Aufklärungsbroschüren der 
Roten Hilfe entstanden. Sie erschie­
nen in Massenauflage, mit Titeln wie 
z.B. "Deine Verteidigung vor dem 
Schnellgericht" oder "Haussuchung 
- Wie verhältst Du Dich? ". Autor die­
ser Broschüren war meist der Berli­
ner Rechtsanwalt Felix Halle, der 'für 
die Rote Hilfe bereits 1921 den 
Rechtsschutz der RHD durch die "Ju­
ristische Zentralstelle" aZ) der KPD­
Reichstagsfraktion organisierte. 10 
Die bekannteste und wichtigste 

Schrift Felix Halles war die Broschü­
re: "Wie verteidigt sich der Proleta­
rier in politischen Strafsachen vor 
Gericht?". Sie wurde in der Weimarer 
Republik zu einem Klassiker der 
"Rechtsliteratur von unten". Dieser 
fast hundertseitige "Rechtsanwalt im 
Hause" wurde laufend aktualisiert 
und in einer Gesamthöhe von 
76.000 Exemplaren aufgelegt. Wie 
erfolgreich diese Rechsberatung 
durch die Rote Hilfe war, zeigt am 
besten die Bewertung der Stuttgarter 
Polizei (1929) : 

»Diese Broschüre enthält eine 
genaue, bis ins einzelnegehende An­
leitung, wie sich der politisch Kn'­
minelle den Maschen des Gesetzes 
entziehen kann. «12 Noch während 
der Verfolgung durch die Nazi­
faschisten nach 1933 richteten sich 
Antifaschistlnnen nach den Empfeh­
lungen Halles. 11 

Wenn die Rote Hilfe einen Pro­
zeß aktiv unterstützte, wurde die po­
litische Dimension des Verfahrens als 
eine Form des Klassenkampfes be­
tont. Die Rote Hilfe und der Ange­
klagte bereiteten sich auf den Prozeß 
gemeinsam vor, indem sie versuch­
ten, die drohende Strafe abzu­
wehren, ohne jedoch von politischen 
Aussagen Abstand zu nehmen. 

»Die Haltung des Angeklagten 
vor Gencht ist also von ent­
scheläender Bedeutung, und dieser 
muß als Vertreter der Arbeiterklasse 
al{/treten, deren Interessen er durch 
seine politischen Aktivitäten vertei­
digt hat, für die er alle T-tr­
folgungen auf sich nimmt. 
Natürlich daif der Ange­
klagte dem Richter durch 
seine Verteläigung niemals 
eine Handhabe zur Verurtei­
lung oder.für andere Perso­
nen Grund zur Beunruhi­
gung geben. Dies bedeutet 
aber nicht, daß er darauf 
verzichten soll, seine Hand­
lung und seine polztische 
Überzeugung zu verteidi­
gen. Im Gegenteil, je würdi­
ger der Angeklagte auftn'tt 
undje mehr er die Interessen 
der Klasse, deren T-trtreter 
er ist, verteläigt, umso leich­
ter wird die Mobilisierung 

der breiten werktätigen Massenfür 
seine T-trteläigung sein. «13 

Parallel mobilisierte die Rote Hil­
fe Solidaritätskampagnen zur mora­
lischen Unterstützung des Angeklag­
ten. Der Prozeß als solches sollte 
sich also keineswegs nur auf die 
bloße Verteidigung des Angeklagten 
beschränken: 

»Sobald werktätige, Soldaten 
oder Matrosen usw. verhaftet und 
vor Gencht gestellt werden, sei es 
wegen ihrer Streikkämpfe, ihrer Teil­
nahme an Demonstrationen und 
ökonomischen oder politischen 
Kämpfen oder Ihrer antimilitaristi­
schen und Antikn'egs-Tätigkeit, ha­
ben die IRH-Organisationen die Auf­
gabe, sqfort eine T-trbindung mit den 
Angeklagten selbst, Ihren Familien, 
Freunden, usw. herzustellen. Mit Ih­
rer Hilfe leiten die IRH-Organistaio­
nen eine Solläantätsaktion zugun­
sten der Angeklagten ein. Man muß 
z.B. damit arifangen, in der Gegend, 
wo der Angeklagte und seine Ange­
hörigen wohnen, wo er bekannt und 
von allen geschätzt ist, T-trsamm­
lungen zu organisieren. Dies muß 
auch in dem Betrieb, wo der Ange­
klagte arbeitet oder wo ergearbeitet 
hat und alle Arbeiter ihn gut kennen 
geschehen. Schli~lzch muß noch 
falls der Angeklagte Mitglied einer 
Gewerkschaft, einer Sportor­
ganisation, einer Genossenschaft, 
einer Kulturorganisation usw. ist, 
dort die Solzäantätsaktion zu seinen 
Gunsten enifacht werden. «14 
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Um die in den Rechtsschutz­
kommissionen aktiven Mitglieder auf 
diese Aufgaben vorzubereiten, führ­
te die RHD Schulungen durch. Doch 
nicht nur bei den Rote Hilfe funk­
tionären sollten die juristischen 
Kenntnisse verbreitet werden. Durch 
die Arbeit der Funktionäre und die 
Verbreitung der Broschüren sollten 
die juristischen Kenntnisse massen­
haft verbreitet werden. 15 

Eine Fallbeschreibungen erfolg­
reicher juristischer Arbeit der Roten 
Hilfe an einem Prozeß gegen 35 Ar­
beiterlnnen in Frankfurt, 1932: 

Während eines Zusammensto­
ßes mit Faschisten wurden 35 Ar­
beiterInnen verhaftet. Darunter wa­
ren sozialdemokratische, kommuni­
stische und parteilose ArbeiterInnen. 
Von den 35 wegen "Störung der öf­
fentlichen Ordnung" angeklagten 
ArbeiterInnen ließen sich 23 durch 
die RHD verteidigen, während die 
Übrigen dem Rat der sozialdemokra­
tischen Organisation folgten und ei­
nen Abgeordneten von der SPD mit 
ihrer Verteidigung beauftragten. Die 
Verteidigung durch den Abgeordne­
ten der SPD verlief dermaßen passiv 
und unpolitisch, daß die 12 von ihm 
verteidigten zu 3 Jahren Gefängnis 
verurteilt wurden. Die 23 ArbeiterIn­
nen, die sich unter den juristischen 
Schutz der RHD begeben hatten, 
sind freigesprochen worden. 16 

Fußnoten: 
1 RHD: Die Wahrheit über den 

Blutsonntag in Altona: Tatsachen, 
Schilderungen von Augenzeugen und 

Verwundeten: Berlin, 1932. 

2 RHD: Urteil gegen die Maimörder, 
öffentliche Verhandlung des Ausschusses 

zur Untersuchung der Berliner 
Maivorgänge; Berlin. 1929 

3 u. 4 RHD: Deine Verteidigung vor dem 
Schnellgericht; Tribunal-Ver!.; Berlin, 

1930; S. 2ff. 

5 Ebd. S. 2 

6 alle drei genannten Politiker wurden in 
dieser Zeit Reichskanzler: 

1. Brüning (Zentrum) wurde nach dem 
Sturz der Regierung H. Müllers am 

28.3.1930 Reichskanzler. Nachdem der 
Reichstag das Programm zur Deckung des 

Reichshaushaltes 1930 und die vom 
Reichspräsident erlassenen 

Notverordnungen abgelehnt hatte, 
löste er am 18.7. 1930 den Reichstag auf. 

Brüning regierte. gestützt auf die 
.. Parteien der Mitte" und parlamentarisch 

toleriert von der SPD, nach den Wahlen 
vom 14.9.1930 mit den 
Notverordnungen weiter. 

2. v. Papen (Zentrum) wurde im Juni 
1932 auf Betreiben des Generals v. 

Schleicher Reichskanzler. V. Papen galt 
als Verfechter des autoritären, monarchi­

stischen Staates. Die Regierung v. Papens 
konnte sich parlamentarisch nur auf die 

Deutschnationalen und den Stahlheim 
stützen. Unter seiner Regierung wurde 

das SA-Verbot aufgehoben und die NSDAP 
bei den neu ausgeschriebenen Wahlen im 
Juli 1932 stärkste Partei. 1m Januar 1933 

Kundgebung Im Sport­
palast anläßlich des 
3. Reichskongresses der 
RHO In Berlln 
am 13.114. Oktober 1929 

trug v. Papen maßgeblich zur 
Vorbereitung des Kabinetts Hitler bei. 

3. General v. Schleicher wurde im 
Dezember 1932 schließlich selbst 

Reichskanzler, bevor er an A. Hitler am 
30.1.1933 die Macht abgeben mußte. 

(aus dtv-Lexikon, 1992) 

7 Volkmar Schöneburg in: Ein Jurist mit 
aufrechtem Gang - Götz Berger zum 

90. Geburtstag( ...);Herausgegeben von der 
.. Hellen Panke" zur Förderung von Politik, 
Bildung und Kultur e. V.; Berlin, 1995; S. 

11112. 

8 RHD: Deine Verteidigung vor dem 
Schnellgericht. Tribunal-Ver!.; Berlin, 

1931. 

9 RHD: Material für die Tätigkeit der 
Gefangenen-Beiräte; Verantwortlich: 

J. Schlör; Berlin, 1925. 

10 und 11 Volkmar Schöneburg in: Ein 
Jurist mit aufrechtem Gang... ;Berlin, 

1995; S.8/9. 

12 ZStA Potsdam. RMdI, Nr. 25673, B!. 
221; in Ebd.;S. 9. In: Volkmar 

Schöneburg: Ein Jurist mit aufrechtem 
Gang... ; Berlin, 1995; S. 9. 

13 Frantz: Vor der Justiz des Feindes: Die 
Juristische Hilfe der IRH. MOPR-Ver!.­

Zürich; 1933, S. 10. 

14 Frantz: Vor der Justiz des Feindes: 
(...); MOPR-Ver!.-Zürich; 1933, S. 11/12. 

15 ebd.; S. 13. 

16 ebd.; S. 8 

Nähstübe der Roten 
Hilfe In Bremen, 1929 
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Aligellleine Lalle alt 1933 . 

Mehr als 10.000 
Funktionäre und 

Mitglieder der KPD 
sowie der SPD und 

oppositionelle 
bürgerliche Demokrat­

Innen wurden verhaftet, 
mißhandelt und gefoltert. 

Viele erlagen den 
Torturen. Am 3. März 

1933 fielen der 
Vorsitzende der KPD, 

Ernst Thälmann, 
am 9. März 1933 der 

Vorsitzende des 
Westeuropäischen Büros 

der Komintern, Georgi 
Dlmltrof, In die Hände 

der faschistischen 
Schergen. 

Ernst Thälmann Im Hof 
des Untersuchungs­

gefängnisses In 
Berlln/Moablt, Mal 1934 

ie politische Lage änderte 

sich nach der Machtüber­
gabe an die Faschisten be­

kanntlich völlig. Die Faschisten 
konnten sich jetzt mit Hilfe des 

Staatsapparates wie der Polizeistruk­

turen und der Gerichte an die Ver­

folgung und Bekämpfung der linken 

Opposition machen. 

Nach dem inszenierten Reichs­

tagsbrand wurde die Jagd auf Sozial­

demokratInnen, SozialistInnen, An­

archistInnen und KommunistInnen 

mit dem Ermächtigungsgesetz auch 

gesetzlich legitimiert. 

Zunächt wurden die KPO und 

die ihr nahestehenden Organisa­

tionen verboten. Gleiches galt für die 

kommunistische und sozialdemo­

kratische Presse. Es begann eine Ver­

haftungs- und Thrrorwelle, vor allem 

gegen kommunistische Funktionär­

Innen. So wurde der Vorsitzende der 

KPO, Ernst Thälmann, umgehend 

verhaftet. 

Ziel der Maßnahmen war die 

Ausschaltung von oppositioneller 

Gegenwehr, um den Weg von der 

Machtübergabe zur Machtüber­

nahme der Faschisten abzusichern. 

Auch die Rote Hilfe wurde sofort 

Ziel der Faschisten. Am 2. März 
1933 wurden sämtliche Büroräume 

der Roten Hilfe in der Berliner Ooro­

theenstraße von der Polizei besetzt 

und das Erscheinen des Rote Hilfe 

Organs "Tribunal" - zumindest zu­
nächst - unmöglich gemacht. 1 

Unmittelbar nach dem Reichs­

tagsbrand wurden die ersten Kon­

zentrationslager errichtet. Die 

meisten Lager entstanden um Berlin 

herum. Hinzu kamen eine große An­

zahl von Folterkammern der SA. ins­

gesamt waren 1933 bereits 50 Kon­

zentrationslager im deutschen Reich 

errichtet. Allein in Preußen wurden 

von März bis April ca 25.000 

Personen unter dem zynischen Be­

griff "Inschutzhaftnahme" inter­

niert. Hier sind die "wilden Verfol­
gungen" der SA und SS nicht einbe­

zogen. Ende Juli 1933 waren 26.789 
politische Gefangene offiziell in 

"Schutzhaft". 2 

Das "Tribunal", das zentralor­
gan der RHO, das bis dahin wieder 

illegal produziert und vertrieben wur­

de, führte im April 1933 in einer Sta­

tistik auf: »30.000 Gifangene in 
Kerkern und Konzentrationslagern, 
300 Erschlagene, 150.000 Miß­
handelte und verletzte, 350.000 

Haussuchungen, 600 zeitungs­
verbote« und zahlenmäßig nicht er­

faßte Massenentlassungen von 
sozialdemokratischen oder kommu­

nistischen ArbeiterInnen. 1m Febru­

ar 1934 schrieb das "Tribunal" von 
»170. 000 politischen Gifangenen 
und tausenden Ermordeten«. 3 

Allein die düstere Statistik der 

Ermordeten lautete nach 2 112 Jah­
ren Faschismus »50 Antzfaschisten 
enthauptet, 4.000 Antzfaschisten 
erschlagen, 8.000 Antzfaschisten 
verschollen;(4 . 



Unter den Verhafteten und Er­
mordeten waren auch viele aktive 
Rote HelferInnen und hohe Funk­
tionärInnen der Roten Hilfe. 1m Früh­
jahr 1934 fand ein Prozeß gegen 26 
Rote-Hilfe-Funktiönarlnnen statt.5 

Der erste ermordete RHD-Funktionär 
war der Kommunist Rudolf Claus6, 
ein weiteres frühes Mordopfer war 
der Reichstagsabgeordnete und Mit­
glied des Zentralvorstandes der RHD 
Erich Steinfurt. 7 Unter diesen 
Bedingungen mußte die Rote Hilfe 
wie alle anderen linken Organisatio­
nen neu organisiert werden und 
ihre Arbeit in der illegalität leisten. 

Noch im Frühjahr 1933 begann 
der Zentralvorstand der Roten Hilfe 
wieder zu arbeiten. Über viele 
Umwege wurden Verbindungen mit 
den Bezirken hergestellt. Besonderer 
Wert wurde darauf gelegt, die Arbeit 
der Roten HelferInnen in den Betrie­
ben, d.h. unter den ArbeiterInnen 
aufzunehmen und vor allem dort 
SpenderInnenkreise und Rote-Hilfe­
Zellen zu bilden. 

Bereits sehr früh wurden auch 
schon wieder illegale Nummern des 
"Tribunals" vertrieben. 

Wie sich diese Arbeit genau dar­
gestellt hat, ist natürlich nur sehr 
lückenhaft und äußerst schwierig zu 
erfassen. Die illegale Arbeit bedeu-

AlI.e lne Lage ab 1933 

tete natürlich auch, daß die Akteure 
und ihre Handlungen nicht bekannt 
wurden. Das hat zur Konsequenz, 
daß Schriftgut nur sehr unvollständig 
oder nicht mehr erhalten geblieben 
ist. So wissen wir von einigen Akti­
vitäten der Roten HelferInnen zum 
Teil nur aus den Berichten der 
Gestapo. Umfang und Formen der 
erfolgreichen und nicht aufgedeckten 
Arbeit und Leistungen, die von 
Roten HelferInnen im Faschismus 
geleistet wurden, die aber aus Sicher­
heitsgründen nicht veröffentlicht 

AIZ-Tltel, Nr. 36, 1934 
Montage: 
John Heartf1eld 

werden konnten, ken­
nen wir leider nicht. 
Insofern kann dieser 
Teil der Broschüre nur 
einen Einblick in die 
Arbeit der Roten Hilfe 
in der illegalität bieten. 

Fußnoten: 
1 Johannes zelt, ...und nicht vergessen ­

die Solidarität, S. 117 

2 Christop Graf, 
Politische Polizei zwischen Demokratie 

und Diktatur, Berlin 1983, S. 269 ff. 

3 Tribunal, Februar 1934 

4 Tribunal, September 1935 

5 Tribunal, Juni 1934 

6 PikarskilUebel, Die KPD lebt 

7 Tribunal, Februar 1934 

: " . . 

Rote Hilfe 

Gleichgeschaltete Justiz 
nach der Macht­
übertragung auf die 
Faschisten 1933 
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ies sind keine zeitungen, 
die mit den Mittel der 
modernsten 7l:chnik ge­

setzt, umgebrochen und gedruckt 
werden, ihre Artikel werden nicht in 
hellen Redaktionsstuben auf der 
Schreibmaschine geschn'eben. Sie 
entstehen unterständigerlebensge­
fahr in Dachkammern und Kel­
lerräumen und werden abgezogen 
unter der letzten Anspannung der 
Nerven, unter dem Druck der Be­
drohung durch die Schergen der 
Gestapo. «1 

Dies Zitat aus dem "Tribunal" 
von 1934 verdeutlicht vielleicht am 

besten, unter welchen Bedingungen 

Zeitschriften und Flugblätter der Ro­

ten Hilfe Deutschland ab 1933 

herausgeben werden mußten. 

Es war schwierig, in der 

Illegalität Zeitungen zu produzieren, 

und die Gefahr dabei entdeckt zu 

werden, war immer da. Doch galt die 

Losung »für jedes verbotene Blatt 
ein dutzend neuer z7legaler«. 2 

Am weitesten verbreitet unter 

den regelmäßig erscheinenden Zei­

tungen der Roten Hilfe waren die 

"MORP" und das "Tribunal". 
Die Zeitung "MORP" 'wurde von 

der Internationalen Roten Hilfe her­

ausgegeben und erschien in russi­

scher, deutscher und französischer 

Sprache. Sie erschien bis September 

1935. 

Das Zentralorgan der Roten Hil­

fe Deutschland war das "Tribunal". 

Das "Tribunal" erschien unter die­

sem Namen seit 1929 als. Ma,ssen­

zeitung. Nach dem Januar '33 wur· 

de das "Tribunal" aus der Illegalität 

mit einer Auflage von 25.000 Exem­

plaren pro Ausgabe weiter heraus­

gegeben. Schon in den ersten zwei 

Monaten unter dem Faschismus er­

schien das Tribunal in vier illegalen 

Nummern. 3 Das "Tribunal" wurde 

jetzt weitaus intensiver gelesen und 

öfter weitergegeben. »Uns sind Bei­
spiele bekannt~ wo ein einziges Ex­
emplar des gedruckten "lhöunals" 
Mk 4,50 eingebracht hat, weil von 
jedem einzigen Leserfür das exem­
plar; das in einem FranJifurter ße­

tn'eb von Werkbank zu Werkbank 
ging, J 0 Pfggezahlt wurden. «4 Es 

hatte di~ Aufgabe »der Entlarvung 
des faschistischen 7errors und der 
Organisi'erung eirier großen Solida­
n'tätsbewegung. «5 Bis 1936 erschi­

en das Tribunal monatlich und wur­

de auf Dünndruckpapier mit dem 

Format 16 x 24 cm gedruckt. 

Das "Tribunal" der RHO war fur 
die Situation der Illegalität recht pro­

fessionell hergestellt. Diese gute 

Qualität zeigt, daß die Rote Hilfe' 

auch in der Illegalität weiter über 

funktionierende Strukturen verfugte. 

Diese Strukturen überschnitten sich 

logistisch und personell mit denen 

Kundgebung zur 
Befreiung Ernst 

Thälmanns, 
Moskau 1934 

. 
L 
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Rote Hilfe
 

Es gab auch regiona­
le Publikationen, deren Anzahl rela­
tiv groß !'iar. Einige erschienen 
ebenfalls unter dem Namen "Tribu­
nal". Diese waren jedoch von 
schlechterer Qualität als das überre­
gional vertriebene. Das "Tribunal" 
aus Berlin beispielsweise war mit der 
Schreibmaschine geschrieben und 
auf DIN-M-Papier vervielfältigt. Die 
Überschriften und Illustrationen wa­
ren handgezeichnet. 

Es gibt npch andere erhaltene 
Beispiele für regionale oder lokale 
zeitungen der Roten Hilfe, die über 
einen längeren zeitraum erschienen 
sind, wie beispielsweise "Das Rote 
Fanal", das zwischen 1933 und 
1935 im RH-Bezirk Baden-Pfalz 
erschien. »Die Z1:itung wurde vor­
wiegend in Viemheim beiMannheim 
hergestellt. Maria und Wzl{y Man­
del, die Organisatoren der RH in Ba­
den-Pfalz, waren sowohl verfasser 
der Artikel als auch Schreiber und 
Drucker der Z1:itung. (..) sie hatten 
eine Vervielfältigungsstelle einge­
nchtet. <!J "Das Proletarische Volks­
gericht" erschien im Raum Hessen­
Frankfurt zwischen 1933 und 1934 
monatlich mit einer Auflage von 800 
Exemplaren je Ausgabe. 

Insgesamt sind 27 Publikatio­
nen der RH bekannt, die in der Ille­
galität produziert wurden und die 
mehr als einmal erschienen. 7 Allein 
in Berlin gab es 14 verschiedene 
zeitungen, die insgesamt eine Auf­
lage von 50.000 Exemplaren hatten. 
Für die Verbreitung von Informatio­
nen für die lokalen und regionalen 
zeitungen gab es einen Pressedienst 
der RH zentrale, der die zeitungen 
mit den neusten Informationen 
versorgte.8 

International erschienen Ende 
1933 von den 71 Sektionen der 
Internationalen Roten Hilfe verschie­

heftchen für den Haus­
halt glichen. 1934 erschien z. B. "Er­
ste Hilfe bei Unglücksfällen" mit 32 
Seiten und einem Format von 
8 x 11,2 cm. "Wie wasche ich schnell 
und sparsam? Dr. Thompsons Sei­
fenpulver" ist ebenfalls eine Thm­
schrift, die 1935 verbreitet wurde. 10 

Themen, die in Flugblätter der 
RHD aufgegriffen wurden, waren 
beispielsweise Aufrufe zur Wahl der 
KPD, zur Unterstützung der politi­
schen Gefangenen, zur Solidarität 
mit den Opfern des antifaschisti­
schen Kampfes und zur Organisie­
rung in RH-Gruppen. 

Ebenfalls gab es Spendenauf­
rufe an andere Länder, in denen ei­
ne IRH Sektion existierte, wie z. B. 
ein zweisprachiger Aufruf von 1934 
aus Mexiko zeigt. 

Ab 1935 ist auffällig, daß oft 
Flugschriften erscheinen, die neben 

Edi,ctrC;;;rf~i\l' C,nit:ä". i1rA~IOf\lil1-i RO)II ~In RONSnl.. 

Demonstration der 
Roten Hilfe 
Bremen/Nord, 1932 

der RHD auch von der SPD unter­
zeichnet sind. Diese gemeisamen 
Appelle sind ein Beleg für die Bünd­
nispolitik, die von der RH ab 1935 
ernsthafter betrieben wurde. 11 

Die zeitungen waren in der Ille­
galität das wichtigste Bindeglied zwi­
schen Mitgliedern und der Leitung der 
Roten Hilfe. Durch sie war es erst mög­
lich, den lnformationsfluß 
und den organisatorischen 
ZUsammenhalt aufrecht zu 
erhalten. 

Fußnoten: 
1 Tribunal September 1934 

2 Tribunal September 1934 

3 Mopr, September 1933 

4 Tribunal September 1934 

5 jürgen Stroech, 
Die illegale Presse 

6 ebd. 

7 ebd. 

8 Tribunal September 1934
 

9 johannes zelt, - und nicht
 
vergessen - die Solidarität,
 

Seite 49 

10 Heinz Gittig, illegale
 
Antifaschistische Tamschriften '33 - .45
 

Ernst leiman
11 "Einheit im Kampf gegen den faschi­

Illegale Broschüre derstischen 'Terror" und "Schluß mit dem 
Roten Hilfe Rumäniens'Terror". gemeinsame Flugblätter der RH
 

Berlin-Brandenburg und der SPD
 

Oben links: SolIdaritätsmarke für 
die Befreiung Ernst Thälmanns 

der KPD. Die Pro­
duktion und der Ver­
trieb der zentral her­
ausgegebenen zei­
tungen und Schriften 
erfolgten über das an­
grenzende Ausland, wie 
die Tschechoslowakei, 
Dänemark und die Nie­
derlande. 

dene zeitungen, deren Auf­
lage zu dieser zeit ca 
8.600.000 Exemplare be­
trug.9 

Desweiteren gab die 
RH Thmschriften heraus, 
die durch ihr kleines For­
mat und ihre unverfängli­
chen Titel und Auf­
machung oft Ratgeber­
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SpendensammellIste der
 
Roten Hilfe Deutschlands
 

ine der ersten Tätigkeiten, die 
.J die illegale Rote Hilfe auf­

nahm, war der Aufbau von 
Spenderinnenkreisen zur Unterstüt­
zung von politischen Gefangenen 
und deren Familien. Diese Spender­
Innenkreise waren überparteilich or­
ganisiert. Sie wurden über persönli­
che Kontaktaufnahme aufgebaut und 
bestanden aus bis zu sechs Familien 

oder Einzelspenderinnen. Ein Kreis 
übernahm jeweils die Patenschaft für 
eineN politischeN GefangeneN oder 
die Familie verfolgter Antifaschist­
Innen. 1 Oie kleinen Kreise sollten ei­
ne verbindliche und verantwortliche 
Unterstützung geWährleisten und 
Schutz vor Zugriffen der Gestapo bie­
ten. Angehörige von politischen Ge­

fangenen, die Unterstützungs­
leistungen erhielten, wurden teil­
weise von der Gestapo vernommen, 
da die Gestapo herausfmden wollte, 
woher und von wem sie diese lei­
stungen erhielten. 2 

Die Organisierung von Paten­
schaften wurde daher auch sehr vor­
sichtig betrieben. Wie Patenkreise 
augebaut wurden, zeigt folgendes 
Beispiel aus einer "südwestdeut­
schen Industriegroßstadt". 

»Wirschickten einengeeigneten 
Roten Helfer zuerst in einen Wohn­
block, in dem vor der Machtüber­
nahme Hitlers alle Sammlungen und 
der Literatur- vertrieb sehr gute Er­
gebnisse erzielt hatten, mit dem 
Auftrage, das Fahrgeldj'ür die Frau 
eines politischen Gifangenen zum 
Besuch ihres Mannes im Untersu­
chungsgifängnis zu sammeln. Bei 
dieser Gelegenheit knüpfte dieser 
Rote Helfer Beziehungen zu den ver­
schiedensten Familien an, mit denen 
er über die Not der Angehön'gen der 
eingekerkerten Antifaschisten dis­
kutierte. Fast jede Familie gab ihm 
einige Groschen, so dass das Fahr­
geld rasch gedeckt und noch ein 
Überschuß vorhanden war, der im 
Untersuchungsgifängnis für die 
verpflegung des Mannes eingezahlt 
wurde. Da beinahe jeder Spender 
sich auch bereit erklärt hatte, ge­
legentlich wieder einmal eine Unter­
stützung für die politischen Ge­
fangenen zu zahlen, stellte sich un­
serRote Helfer die Aufgabe, diese er­
sten Spender zu Gruppen von j'ürif 
bis sechs zusammenzufassen und 
diese je an eine besonders not­
leidende Familie zu verteilen. Beisei­
nem zweiten Besuch teilte er dies 
den einzelnen Spendern mit, die sich 
dann bereit erklärten, die Paten­
schqften über die betriffenden Fa­
mzlien zu übernehmen. Heute wer­

den diese Spenderkreise regelmäßig 
kassiert, und es ist uns auf diese 
Weise möglich, besonders notlei­
dende Familien monatlich ständig 
durch eine kleine Geldsumme und 
ein Lebenmittelpaket zu unterstüt­
zen. Es gelang uns auch im weite­
ren verlauf von politischen Diskus­
sionen bereits einzelne Spender als 
Mitglieder der Roten Hilfe zu wer­
ben und an alle unsere Gifangenen 
zu übermitteln. Wir gewannen a4f 
diese lM?ise mehrere ftühere sozial­
demokratischen Arbeiter und die 
Frau eines christlichen Eisenbahn­
beamten«. 3 

Das Agitieren von Spenderinnen 
für Unterstützerinnenkreise und de­
ren Arbeit war recht erfolgreich. Es 
konnten nach Angaben des Tribu­
nals selbst "Verbindungen zur Mit­
telschicht" hergestellt werden. In 
diesen Kreisen führte die persönliche 
Betroffenheit zur Solidarisierung mit 
politisch Verfolgten und Leistung von 
festen Beträgen.4 In der zeit in der 
Spenderinnenkreise existierten, 
wuchs die Bereitschaft, Unterstüt­
zung zu leisten bis weit in die Krei­
se des Bürgertums und der Bauern­
schaft. Selbst Anhänger von Nazi­
Parteien unterstützten nach Anga­
ben der Roten Hilfe vereinzelt poli­
tisch Verfolgte oder deren Familien. 
5 Oie Nazis waren darüber natürlich 
nicht erfreut. Im Jahresbericht 1937 
heiß es zu Rote-Hilfe-Tätigkeiten: 
»Im innern Deutschlands sind 
Beobachtungen (..) gemacht wor­
den, daß illegal und noch nicht er­
faßte Kommunisten in kleinen Krei­
sen Sammlungen zugunsten eines 
ihnen persönlich bekannten ver­
urteilten durchführten und den er­
lös ohne Rechnungslegung gegen­
über einer höheren Stelle der Partei 
oder der" Hilfe" ihm oder seinen An­
gehöngen zukommen liij3en. Nach­
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gewiesen wurden solche Fälle in Ber­
lin, Magdeburg, Frankfurt(Oder), 
GitjSen, Dannstadt. «6 Aus dieser 
Information geht neben der Tatsa­
che, daß es zu zahlreichen Unter­
stützungen gekommen ist. von de­
nen der Gestapo sicherlich nicht alle 
bekannt wurden, auch noch hervor, 
daß 1936 führende Stellen der Ro­
ten Hilfe gearbeitet haben müssen. 

Diese Patenkreise waren natür­
lich nicht nur in Deutschland organi­
siert. Hilfe kam auch von gut orga­
nisierten Komitees aus dem Ausland. 
Laut Bericht der Gestapo über die 
Rote Hilfe hatten die Komitees »die 
Aufgabejeweils in den ihrem Grenz­

abschnitt nächtsliegenden deut­
schen Bezirk die Unterstützungs­
maßnahmen für die Angehörigen 
politischer Ggangener und Emi­
granten vorzunehmen«. 7 

Eine weitere Form mit der Rote 
Helferinnen auch unter schwierig­
sten Bedingungen versuchten zu ar­
beiten, war ihre Tätigkeit innerhalb 
der "Nationalsozialistischen Volks­
wohlfahrt" (NSV). 

Mit der Arbeit in der NSV ver­
suchten die Roten Helferinnen die il­
legale Situation aufzubrechen und 
den notleidenen Opfern der politi­
schen Gefangenen Kohlen, lebens­
mittel und Kleidung zu besorgen. In 
einem Aufruf vom Dezember 1935 
heißt es unter der Überschrift" Win­
terhilfe für die Polit-Gefangenen und 
ihre Angehörigen" im Tribunal: »For­
dern Wir, - anknüpfend an den Aus­
spruch Hit/ers, daß die Angehörigen 
der politischen Ggangenen von dem 
WHIß unterstützt werden Um das 
etfolgreich durchzusetzen, müssen 
wir in der NSV sein In Folge der 

vennehrten Arbeit für die "Win­
terhiifsaktion" ist es leicht, in sie 
einzudringen und Funktionen zu er­
halten Dann können Wir leichter 
Vorschläge machen, welche Famili­
en unterstützt werden sollen «9 

Die NSV sollte also durch Ein­
tritte für Zwecke der Roten Hilfe ge­
nutzt werden. »Um Hi{fe für die 

Hunderttausende Angehönge der 
eingekerkerten Freiheitskämpfer auf 
breiteste Grundlagen zu stellen, 
müssen wir in den faschistischen 
Organisationen und insbesondere in 

der NSV arbeiten. Das dient nicht 
nur der Tarnung, sondern stellt uns 
die Aufgabe, die faschistischen Or­
ganisationenfür die Unterstützung 

der Not/eidenden auszunutzen und 
ihre Mitglieder für die gemeinsame 
Sache zu gewinnen. « 10 

Rote Hilfe Arbeit innerhalb einer 
faschistischen Organisation zu be­
treiben, konnte natürlich nicht offen 
diskutiert werden und war anderen 
nicht immer leicht zu vermitteln. 

Einige GenossInnen hatten kein 
Verständnis und waren mißtrauisch, 
als sie andere GenossInnen in der 
NSV arbeiten sahen. So heißt es in 

einem Bericht im Tribunal über »ei­
ne gute und aktive Genossin«, nach­
dem sie in die NSV eingetreten war: 
»Wir waren enttäuscht, mis­

strauisch und zogen uns von ihr 
zurück. Sie ist, so meinten Wir, eine 
Überläuferin. Nach kurzer zeit 
erhielt sie eine Funktion als Prüfer 
bei einigen von der NSV unterstütz­
ten Familien. Diese Arbeit hat sie 
zur Zufriedenheit derfaschistischen 
Organisationsleitung ausgeübt. 
Dann erhielt sie immer höhere Funk­
tionen. Nach einiger zeit merkten 
Wir, Wie Familien von verhafteten 
Genossen da und dort von der NSV 
Unterstützung erhielten. ( ..) Jetzt 
merkten Wir, welch planmäßige Ar­

beit die Freundin in dieser Organi­
sation geleistet hat... «11 

Dieses Spannungsverhältnis 
zwischen den GenossInnen und der 
Arbeit in einer Nazi-Organisation 
werden sicherlich die meisten erlebt 
haben, die diese Arbeit auf sich nah­
men. Die eigenen Massenstrukturen 
waren zerstört und damit auch eine 
breit angelegte Unterstützung für die 
politischen Gefangenen und deren 
Familien aus eigener Kraft. In einer 
faschistischen Struktur konnten die 
GenossInnen praktische Hilfe leisten 
ohne sich und andere Genossen 
durch den Aufbau eigener Unterstüt­
zungskreise noch mehr zu gefähr­
den. soweit dies überhaupt noch 
möglich war. 

Daß die Arbeit in der NSV na­
türlich nicht immer einfach vermit­
telbar gewesen ist, zeigt der be­
schriebene Fall. Dennoch hieß die 
Parole der Roten Hilfe Leitung: »Die 

breite Organisation der Hi{fe Wird in 

den faschistischen Massenorgani­
sationen entstehen oder sie Wird kei­
ne brette Organisation mit unifas­
sender Hi{fstätigkeit sein. Wir müs­
sen auch einmal den Vorwutf des 
angeblichen Überläufertums auf 
uns nehmen, um alle Antifaschisten 
von der Notwendigkeit dieser Arbeit 
zu überzeugen, wenn Wir wirklich 
breite Massenhi{fe leisten wollen. 
Und das wollen wir 1«12 

Fußnoten: 
1 Übt Solidarität. S. 18 u. Tribunal, 

September 34 

2 Tribunal. Februar 1936 

3 Tribunal. September 1934 

4 Tribunal. Februar 1936 

5 Tribunal. März 1936 

6 Gestapo-Berichte über den 
Antifaschsitischen Widerstandskampf der 

KPD 1933-1945. Band 1. Milkartski un 
E. Warnlg . Berlin. S. 182 

7 ebd.. S. 181 

8 Winterhilfswerk 

9 Tribunal. Dezember 1935 

10 Tribunal. januar 1936 

11 Tribunal. januar 1936 

12 Tribunal. januar 1936 

Rote Hilfe
 

Dr. Roetter, der Verteidi­
ger Ernst Thälmanns, 
spricht auf 
einer antifaschistischen 
Massenkundgebung In 
Brüssel, 1936 
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Fluclltlilife In der IlletialltIIt .. 

..Tribunal" - Illegale 
Ausgabe, 

Dezember 1933 

• ~nter den Bedingungen des 
" Faschismus sind viele Akti­

vitäten der Roten Hilfe über 
das benachbarte Ausland koordiniert 
worden. Solche Arbeit lief über 
Schweden, Dänemark, Niederlande, 

Belgien, Frankreich, Schweiz oder 
die Tschechoslowakei. 

Die Rote-Hilfe-Aktivistinnen ha­
ben sich nicht nur um die politischen 
Gefangenen und deren Familien 
gekümmert. Unter großen Gefahren 
wurden sie auch als FluchthelferIn­
nen aktiv, Dies geschah natürlich in 
der Regel dort, wo es die geographi­
schen Möglichkeiten für derartige 
Unterfangen gab, wie für Rote He[­
ferinnen in Schleswig-Holstein. In 

Schleswig-Holstein wurde bereits re­
lativ früh Kontakte zu dänischen 
GenossInnen aufgebaut. Der be­
kannteste Kontakt lief vor allem über 
Flensburg, Kiel und Eckernförde 
nach Sonderburg in Dänemark. 

Wie fast überall waren in Schles­
wig-Holstein die Rote Hilfe Aktivi­
stInnen auch als Mitglieder der KPD 
aktiv. So ist eine exakte Differenzie­
rung über die Funktion, in der die 
Einzelnen GenossInnen jeweils tätig 
waren, nicht immer genau vor­
zunehmen. So war z.B. Hermann 
Ivers eine zentrale Figur der KPD. 
Gleichzeitig waren er und sein Ge­
nosse Karl Piepgras, als Eckernförder 
Leiter der illegalen Roten Hilfe ak­
tiv. 1 In Kiel setzten Mitglieder der 
KPD ihre Arbeit in der Roten 
Hilfe fort, nachdem ein Teil der Ge­
nossInnen verhaftet und in Zucht­
häuser und Konzentrationslager ver­
schleppt wurden. Eine der wichtig­
sten Aufgaben, die von diesem Kreis 
übernommen wurde, war die Organi­
sation von Fluchthilfe nach Däne­
mark. Es wurde dafür gesorgt, daß 
mit Fischerkuttern oder Segelschiffen 
Personen als Flüchtlinge oder Kurie­
re von und nach Dänemark ge­
schleust werden konnten. Bei der 
Fluchthilfe von gefahrdeten Perso­
nen kam es auch zu einer begrenz­
ten Zusammenarbeit mit Sozialde­
mokratinnen .2 

Die Wohnung der Rote Hilfe Ge­
nossin EIsa Petersen in Eckernförde 
diente hierbei als AnlaufsteIle für 
Emigrantinnen. 3 Auch ein Hambur­
ger Funktionär der Roten Hilfe, des­
sen Namen leider nicht bekannt ist, 
konnte durch die Kontakte in Flens­
burg sicher nach Dänemark über die 
Grenze gebracht werden. 4 

Diese Arbeit des Personen- und 
Materialtransports war äußerst ge­
fährlich. Wenn ein Boot aus Däne­

mark kam, stand eine lange Kette 
von Posten in Abständen von 100 
Metern an der Küste, um bei Gefahr 
Warnsignale geben zu können. Den­
noch wurden Transporte von der 
Gestapo aufgebracht, in einem Kut­
ter wurden z.B. drei zentner Propa­
gandamaterial gefunden. 5 

Es konnte nicht ausbleiben, daß 
auch die GenossInnen der Roten Hil­
fe, die sich aktiv an Fluchthilfe be­
teiligten, in die Klauen der Nazis ge­
rieten. Ende Dezember 1935 kam die 
Gestapo der Arbeit auf die Spur und 
rund 30 GenossInnen wurden ver­
haftet. Stellvertretend für alle ande­
ren sei hier Hermann Ivers genannt, 
er kam 1941 im Zuchthaus Bremen­

6Oslebshausen um. 
Durch ihre Arbeit, für die die Ge­

nossInnen der Roten Hilfe ihr Leben 
riskierten, sorgte die Rote Hilfe dafür, 
daß politisch Verfolgte, ob Kommu­
nistinnen, Sozialdemokratinnen 
oder JüdInnen, sicher ins nördliche 
Ausland gebracht werden konnten 
und gleichzeitig Drucksachen für die 
politische Arbeit in Deutschland :­
darunter auch Publikationen der Ro­
ten Hilfe und finanzielle Unterstüt­
zung der Roten Hilfe Dänemarks ­
beschafft werden konnten. 

Fußnoten: 
1 Heimatgeschichtlicher Wegweiser zu 

den Stätten des Widerstand und der 
Verfolgung 1933-1945, Schleswig 

Holstein I, 1993, S. 164 

2 ebd., S. 164 

3 ebd., S. 165 

4 ebd., S. 25 

5 ebd., S. 164 

6 ebd., S. 165 



. 
Der Kam..' von Frauen In der IllegalItat ••••••••••••••••••••••••••••••. : . 

m faschistischen Deutschland 
bezeichnet Diehls, der Leiter der 
preußischen Geheimen Staats­

polizei die Frauen als die" verstock­
testen Staatsfeinde ", weN sie trotz' 
Folterungen nicht zu Denunzianten 
werden. Es sind die Frauen, die den 
Genchtsvollzieher aus den Häusem 
und die provozierenden Nazis aus 
dem Wohffahrtsamt verjagen. Auf 
den Märkten kommt es vieffach in­
folge der ungeheuerlzchen Verteue­
rung der Lebensmzttel zu Unruhen, 
bei denen die Frauen eine führende 
Rolle spielen. Die proletarischen 
Hausfrauen stellten im Ruhtgebiet 
eine Delegation zusammen und ver­
langten in den Betrieben für ihre 
Männer Lohnerhöhung. Frauen ver­
hindem verhaftungen und verlan­
gen die Frezlassung ihrer Männer. So 
in Berlin und Breslau, wo die frau­
en der Polizei einen verhafteten 
Lehrling und Markthändler entris­
sen. In Berlin konnte in einem Be­
trieb die Polizei eine Kommunistin 
nicht verhaften, weil die Arbeitenn­
nen mit Streik drohten. Im Rhezn­
land zogen 40 Frauen vor das Land­
ratsamt und forderten die freilas­
sung ihrer Männer. In eznem ande­
ren Ort erzwangen 60 Frauen mit 
ihren Kindem durch ezne Demon­
stration die Freilassung von 40 Ge­
fangenen. In Freiburg erreichten 
Frauen die Frezlassung einer Kom­
munistin. « 

Frauen in der Solidaritäts- und 
Kampffront! , Mopr-Verlag Zürich 1934 

Frauen haben in der Roten Hil­
fe Deutschlands stets eine große Rol­
le gespielt und die oben erwähnten 
Beispiele sind sicher nur eine kleine 
Auswahl. Doch soweit uns bekannt, 
waren auch in der RHO nur wenige 
Frauen in höheren Positionen zu fin­
den. Eine Ausnahme stellt Clara zet­
100 dar, die als Vorsitzende des Exe­

kutivkomitees der Internationalen 
Roten Hilfe an führender Stelle tätig 
war. Ansonsten gibt es leider fast 
keine Materialien über die aktive Rol­
le der Frauen in der RHO. Stellver­
tretend für viele Frauen, ohne die die 
Rote Hilfe Deutschlands sicher nicht 
hätte arbeiten können, seien an die­
ser Stelle Ottilie Pohl und ihre Mit­
kämpferinnen aus Berlin-Tiergarten 
genannt. 

mtilie Pohl, geb. 1867, war be­
reits früh in einem Arbeiterbildungs­
verein für Frauen und Mädchen und 
später über die SPD in der Arbeite­
rInnenbewegung organisiert. Sie war 
in Berlin Moabit als Funktionärin der 
Sozialdemokraten tätig, brach aber 
im ersten Weltkrieg mit der SPD und 
ging zur USPD. Für die USPD saß sie 
1920 in der Berliner Stadtverordne­
tenversammlung. Später wurde Otti­
lie Pohl Mitglied der KPD und orga­
nisierte sich in der Roten Hilfe 
Deutschlands. Uns sind lediglich ih­
re RHO-Tätigkeiten aus dem Fa­
schismus überliefert. 

In Berlin Moabit gab es einen 
Kreis von Frauen, von denen neben 
mtilie Pohl auch Rosa Lindemann 
und Martha Krüger namentlich be­
kannt sind. Die Frauen organisierten 
in Berlin Moabit Hilfsaktionen und 
trafen sich wöchentlich zur Tarnung 
als "Kaffeekränzchen" oder Ver­
sammlungen in Gartenlauben. Die 
Frauen sammelten Geld für 
Angehörige der Inhaftierten und hal­
fen untergetauchten Widerstands­
kämpferInnen. »Einige unserer frau­
en haffen den Männem, deren Frau­
en verhaftet waren, in der Wirt­
schaft und betreuten die Kznder. Wir 
hatten über dreißig Famzlien eifaßt 
und konnten manchs Lezd lindem. 
Es warfür uns eine besondere freu­
de zu hören, Wie froh unsrere Ge­

.nossen zn den Gifängnissen und 

Zuchthäusem darüber waren, daß 
Wir uns um ihre Angehörigen küm­
merten und sze umsotgten« (Rosa 
Lindemann) Außerdem organisier­
ten Frauen auch Verteilaktionen für 
illegale Schriften und Flugbätter. 

mtilie Pohl versteckte trotz Ge­
fahr auch in ihrer eigenen Wohnung 
Verfolgte und illegal lebende Wider­
standskämpfe­
rInnen. Weil sie 
dem aus Skandi­
navien einge­
schleusten kom­
munistischen 
Funktionär Ru­
dolf Hallmeyer 
eine Unterkunft 
bei Martha Krü­
ger vermittelte, 
wurde sie wegen 
"Vorbereitung 
eines hochverrä­
terischen Unter­
nehmens" im 
August 1940 
verhaftet. Halle­
meyer flog auf 
und wurde mit 
anderen Genos­
sen hingerichtet. 

Das Ge­

. 

L...... ----' 

fangnis verließ Ottilie Pohl erst wie­
der gegen Ende 1941, nachdem sie 
am 30. April 1941 zu einer Gefäng­
nisstrafe von acht Monaten verurteilt 
wurde. Aus der Haft entlassen, setz­
te Ottilie Pohl ihre Arbeit fort. 

Ottilie Pohl wurde als Jüdin im 
November 1942, als 76-jährige, in 
das KZ Theresienstadt deportiert, 
wo sie 1943 ermordet wurde. 

Quelle: 
AuS: Kurt Schilde, Versteckt in Tiergarten, 

Berlin 1995, 5.81 ff 
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uch wenn die Rote Hilfe 
stets den Anspruch vertre­
ten und sich bemüht hat, 

eine parteiübergreifende Organisati­
on zu sein, war sie doch überwie­
gend von der KPD geprägt und ver­
stand ihre Aufgabe im Zusammen­
hang mit der proletarischen Revolu­
tion. Noch 1933 wurde von der Ro­
ten Hilfe ein Wahlaufruf für die KPD 
gestartet. Die Zusammenarbeit der 
Roten Hilfe mit SozialdemokratInnen 
ist immer sehr schwierig gewesen 
und hat sich oft nur im lokalen Rah­
men abgespielt. 

Dies änderte sich auch unter den 
Bedingungen des faschismus zu­
nächst nicht. zahllose kommunisti­
sche und sozialdemokratische Kader 
saßen in den Kerkern. Allerortens 
drohte der faschistische Terror, der 
keine Unterschiede zwischen re­
formistischen oder revolutionären, 
zwischen sozialdemokratischen 
oder kommunistischen Linken 
machte. 

Die politischen Linien der KPD­
und SPD-führungen gingen aller­
dings weiterhin diametral auseinan­
der. Der Riß zwischen Kommuni­
stInnen und Sozialdemokatlnnen 
war zu tief, selbst um unter dem Be­
dingungen des faschimus zukoope­
rieren. 

Die sozialdemokratische füh­
rung dachte nicht daran, sich in der 
Roten Hilfe zu organisieren, sondern 
schuf eigene Unterstützungsfonds. 
Im Juni 1933 kritisierte der MOPR, 
die Zeitung der Internationalen Ro­
ten Hilfe, die Spaltung der interna­
tionalen Solidarität durch den sozial­
demokratisch dominierten interna­
tionalen Gewerkschaftbund (1GB) 
und den Matteotti-fond. Der 1GB 
hatte beschlossen, einen Unterstüt­
zungsfond für politische flüchtlinge

40 zu gründen. Ebenfalls rief der Mat­

teotti-fond dazu auf, Sammlungen 
für die Opfer des deutschen faschis­
mus durchzuführen, und sie an die 
zweite Internationale abzuliefern. 

Die Internationale Rote Hilfe 
kritisierte die Kampagne des 1GB und 
Matteotti-fonds scharf. denn sie 
fürchtete wohl nicht zu unrecht eine 
Schwächung und Spaltung ihrer ei­
genen gerade gestartetet Hilfsaktion. 

»Die Schaffung separater Un­
terstützungifonds bedeutet daher 
nicht die Stärkung, nicht die Förde­
rung der proletarischen Solzdanlät, 
sondern zersplilterung und Schwä­
chung der proletarischen Kräfte, es 
bedeutet die Spaltung der interna­
tionalen Solzdanlät der Werktätz~ 

gen. «1 

Die Kritik an der sozialdemo­
kratischen Politik richtet 

sich aber nicht nur gegen die Spal­
tung. Sie war gleichzeitig eine Ab­
rechnung mit der SPD und stand 
noch ganz im Zeichen der Sozialfa­
schismus-These. »Der Aufruf des 
Matteotti-Fonds soll die wahre Ver­
antwortung der SPD an der Ent­
wicklung in Deutschland, ihren Ver­
rat an den Arbezlern, die jetzt Op­
fer des bluägen 7l:rrors wurden, die 
Hilfe des Wels und Konsorten für 
Hit/er und das Ueberlaufen Leiparts 
und anderer SPD- und Gewerk­
schaftsführer zum Faschismus ver­
tuschen. «2 

Ziel dieser Politik war zweifel­
los, die KPD und die Komintern als 
legitime Vertreterinnen der arbei­
tenden Klasse herauszustellen. Die 
Rote Hilfe hatte in dieser Politik un­

ter ande­
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Das Ende der Roten Hilfe Deutschlands . 

rem die Aufgabe, als proletarische 
Massen- und Solidaritätsorganisati­
on ein Bindeglied zwischen der KPD 
und anderen organisierten und 
nicht organisierten ArbeiterInnen 
zu sein. Somit konnten zwar einzel­
ne SozialdemokratInnen gewonnen 
werden, aber es gab weiterhin eine 
scharfe Abgrenzung zur Führung 
und Politik der SPD. 

Die Ausrichtung der Roten­
Hilfe-Kampagnen war eher auf die 
KPD zugeschnitten, wie in der Kam­
pange zu Ernst Thälmann, in der 
SozialdemokratInnen kaum oder nur 
am Rande Platz fanden. 

Im zeitraum um 1935 kam in 
den Diskussionen der Komintern 
über die Optionen und Perspektiven 
kommunistischer Politik ein Um­
bruch der bisherigen Linie. Für die 
KommunistInnen waren die sozial­
demokratischen Parteien zwar indi­
rekt an der Durchsetzung des Fa­
schismus schuldig. Angesicht der 
weltweiten Bedingungen unter Fa­
schismus und imperialistischer Re­

aktion sahen sich die kommunisti­
schen Parteien jedoch nicht mehr in 
der Lage, sich allein als revolutionä­
re Kraft durchzusetzen. ))Der Fa­

schismus konnte vor allem deshalb 
zur Macht kommen, weil die Arbei­
terklasse durch die Politik der Ar­
beitsgemeinschaft mit der Bourgeoi­
sie, die von den Führern der Sozial­
demokratie betn'eben wurde, ge­
spalten, gegenüber der angreifen­
den Bourgeoisie politisch und orga­

nisatorisch entwaffnet war. Die 
kommunistischen Parteien waren 
aber nicht stark genug, um ohne 
und gegen die Sozialdemokratie die 
Massen in Bewegungzu bn'ngen und 
den entscheidenden Kampf gegen 
den Faschismus zuführen.« 3 

Als Konsequenz besann sich die 
kommunistische Internationale auf 
die Losung der Einheitsfront zurück. 
))Das erste was getan werden muß, 

ist die Scha.ffung einer Einheitsfront 
(. . .) - das ist die mächtige Waffe 
nicht nur zur eJj'olgreichen Verteidi­
gung bifähigt, sondern auch zur er­
folgreichen GegenqJJensive gegen 
den Faschismus, gegen den Klassen­
feind. (. . .) Gemeinsame Aktionen 
der Parteien der belden Internatio­

nalen4 gegen den Faschismus wür­
den jedoch nicht nur einen Einfluß 
auf ihre gegenwärtigen Anhänger, 
alifdie Kommunisten und Sozialde­

mokraten haben. Sie würden auch 
einen mächtigen Eirifluß aufdie ka­
tholischen, anarchistischen und un­
organisierten Arbeiter ausüben, so­
gar alif diejenigen, die vorüberge­
hend ein Opfer der faschistischen 
Demagogie geworden sind. /5 

Aus dieser veränderten Ein­
schätzung folgte auch eine verän­
derte Politik der Roten Hilfe. Das 
"Tribunal" veröffentlichte bereits im 
August 1935 unter dem Titel "Ein­
heit im Kampf gegen faschistischen 
Terror" einen gemeinsamen Appell 
der Bezirksleitung der SPD und des 
Bezirksvorstands der Roten Hilfe 
Berlin-Brandenburg. In dem Appell 
verpflichten sich SPD und Rote Hilfe 
))[n der Erkenntnis, daß die Lage 

äusserst emst ist und nur einheitli­
che Aktionen der Arbeiterklasse er­
folgreich sein können« und ))unbe­

schadet Ihrer sonstigen politischen 
und weltanschaulichen Etnstellun­
gen«6 zu gemeinsamen Kampfaktio­
nen, gemeinsamer Unterstützung 
und Aufbringung der Mittel für 
Opfer des faschistischen Terrors. 
Zielsetzung war die Schaffung 
organisatorischer Strukturen, in der 
))die untergeordneten Gruppen und 
leitungen« ebenfalls dazu verpflich­
tet wurden, ))alle Anweisungen der 

bezirklichen Instanzen in Bezug auf 
die gemeinsame Arbeit Folge zu lei­
sten und auch ihrerseits die grqßt­
mögliche Initiative auf dem Gebiet 
einheitlicher Kampjmaßnahmen zu 
entfalten«.7 Vom zentralvorstand 
der Roten Hilfe wurde dieses Ab­
kommen ausdrücklich begrüßt. 
Bereits in der nächsten Nummer des 
"Tribunals" hieß es schon" Vorwärts 
im Zeichen der Einheitsfront!" 

Die Erfolge dieser Politik redu­
zierten sich jedoch weitestgehend 
auf regionale Annäherung. Der 
Durchbruch zur Einheitsfront erfolg­
te nicht und wurde vor allem durch 
die sozialdemokratische Führung 
verhindert. So wurde im Januar 1936 
das Resümee gezogen und fest­
gestellt, ))Das Jahr 1935 hat kein 

Abkommen mit dem SP- Vorstand 
über einheitliche Solldan'tät im 
Reich gebracht. Es endete mit hoff­
nungsvollen Ansätzen zu gemein­
samen Hilfsaktionen, Wie In Berltn 
und 
anderen reilen des Reiches. Dort 
gelang es, eben auf Grund des 
gemeinsamen Vorgehens, In grö­

ßerem U"l!ange, die Hilfe für die 
Gifangenen und Ihre Familien 
durchzuführen. 7Totzdem haben 
sich die Genossen des Frager Partei­
vorstandes nicht entschlif;ßen kön­
nen, Ihre ablehnende Haltunggegen 
die Einheitsfront auch nur in dem 
Punkt gemeinsamer Hilfe alifzuge-

Rote Hilfe
 

Gemeinsamer Aufruf von 
der RHO und SPO, 1935 
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ben.<!3 

Dennoch wurde von Seiten der 
Roten Hilfe die Linie, die 1935 fest­
gelegt wurde, weiter betrieben. »... an 
vielen Stellen werden Schritte einge­
leitet, diese Bewegung der Solida­
rität organisatorisch zu eifassen, 
die Hilfe planmäßiger zu organisie­
ren, in kameradschaftlicher Ein­
heitsfront Solidaritätsauschüsse zu 
schaffen und die Keimzelle einer ein­
heitlichen wirklich ueberparteili­
ehen Hilfsorganisation zu bilden. 
Die RHD erklärt hierzu feierlichst, 
dass sie bereit ist, ihre Organisation 
in einer solchen überpartel7ichen 
Hilfsorganisation aufgehen zu las­
sen. (..) Wie Wir im Interesse des 
Aufbaus der freien Gewerkschaften 
auf die Fortführung der RGO ver­
Zichteten, so halten wir nicht fest 
am bestehen der RiJten Hilfe in ih­
rer gegenwärtigen Fonn. B muß 
und es Wird möglich sein, auf die­
sem Wege über lose Solzdan'tätsaus­
schüsse und Solldan'tätsgruppen, 
ml't Hilfe solcher Abkommen mit 
dem Berliner Bezlrksvorstand der 
SPD auch zu einer einheitlichen 
Hilfsorganisation zu gelangen. «9 

Die Konsequenz bedeutete, daß 
die Rote Hilfe als eigenständige Or­
ganisation nach und nach aufgelöst 
wurde und in anderen Organisatio­
nen aufging. »Ende 1936gründeten 

sieben deutsche Hilfsorganisationen 
den überparteilichen Hilfsausschuß 

~ für die Opfer desfaschistischen Ter­
: rors in Deutschland. Zu den Grün­
: dem gehörten neben der RiJten H17­
~ fe Deutschlands die Liga für Men­

schenrechte, die Arbeiterwohlfahrt 
Deutschlands und andere bereits 
entstandene Hilfskomitees und l1?r­
einigungen. «10 Damit hatte die Ro­
te Hilfe Deutschlands als Organisa­
tion aufgehört zu bestehen. Die letz­
ten eigenständigen Publikationen der 
Roten Hilfe sind 1936, vereinzelt 
noch bis 1938, erschienen. 

Daß die Rote Hilfe in Deutsch­
land aufgelöst wurde, ist nicht allein 
auf den Faschismus zurückzuführen. 
So wie auch andere Strukturen und 
Organisationen zwölf Jahre Faschis­
mus überleben konnten, wäre dies 
auch für die Rote Hilfe möglich ge­

42 wesen. Sicherlich hatte im faschisti­

schen Deutschland auch die enorme 
Schwächung der antifaschistischen 
Kräfte einen erheblichen Anteil dar­
an, daß viele GenossInnen nicht 
mehr als Rote Hilfe agieren konnten. 
Wie sich gezeigt hat, war die orga­
nisatorische Arbeit der Roten Hilfe in 
der Illegalität äußerst schwierig, 
aber möglich. Die Roten HelferInnen 
konnten trotz aller Probleme, auch 
aufgrund ihrer taktischen Maß­
gaben, reale Unterstützung für die 
Opfer des Hilterfaschismus leisten. 
So waren also andere Gründe für die 
Auflösung der Roten Hilfe im zeit­
raum von 1936 bis 1938 maß­
geblich. 

So konnten sich lediglich kleine 
Rote Hilfe Gruppen mit einer ka­
derähnlichen Struktur schützen und 
überleben. Doch unter den Bedin­
gungen der Illegalität war es un­
möglich, eine Massenpolitik fortzu­
führen. Die Rote -Hilfe war aber als 
Massenorganisation konzipiert und 
hat auch stets als solche gearbeitet. 
Mit Massenorganisationen wie der 
Roten Hilfe sollte die ArbeiterInnen­
klasse an die KPD herangeführt wer­
den. Mit dem Durchsetzen der Ein­
heitsfronttaktik bestand nicht mehr 
die Notwendigkeit, die Rote Hilfe als 
Massenorganisation aufrecht zu er­
halten. 

Entscheidender war jedoch, daß 
die Rote Hilfe im Zuge der Einheits­
frontpolitik als Organisation .immer 
mehr an Bedeutung verlor. Dies er­
scheint zunächst widersprüchlich, 
war die Rote Hilfe doch als Organi­
sation konzipiert, die in sich eine 
Einheitsfront darstellen sollte. Doch 
die faktische Lage war eine andere. 
Die Rote Hilfe und die sie prägenden 
politischen Verantwortlichen haben 
es nicht geschafft, tatsächlich par­
teiübergreifend zu wirken. Sie konn­
te zwar Mitglieder aus anderen Par­
teien und Organisationen an die Ro­
te Hilfe binden, doch war die Rote 
Hilfe auch international eindeutig 
durch kommunistische Parteien do­
miniert. So war bezeichnenderweise 
als Fazit der RHD 1935 nachzulesen, 
daß sie sich mit der Auflösung der 
Roten Hilfe zu einer "wirklich über­
parteilichen" Organisation zusam­
menschließen wollte, womit auch die 

Selbsteinschätzung zeigt, daß die 
Rote Hilfe diesbezüglich nie den 
selbst gesteckten Ansprüchen ganz 
gerecht wurde. 

Trotz dieser Argumente er­
scheint dieses Vorgehen aus heutiger 
Sicht unverständlich. Die Rote Hilfe 
besaß als Organisation für Verfolgte 
und Opfer staatlichen und faschisti­
schen Terrors einen eigenständigen 
politischen Ansatz und eine unab­
hängige Existenzberechtigung. Diese 
Existenzberechtigung hätte sie zu 
einer wirklich übergeordneten Orga­
nisation werden lassen können. 
Doch die Spaltung in der ArbeiterIn­
nenbewegung an den Positionen 
zum 1. Weltkrieg, über den Weg zur 
Umgestaltung der Gesellschaft (Re­
volution oder Reform) und die Wei­
chenstellungen, die Mitte der zwan­
ziger Jahre das Gesicht der Roten Hil­
fe und ihre Politik prägten, ließen 
dies nicht zu. 

Fußnoten: 
1 Mopr, Zürich, juni 1933 

2 ebd. 

3 Georgi Dirnitroff, Rede auf dem 
V11. 'A-eltkongreß der Kommunistischen 

Internationale (25. juli-20 August 1935): 
»Die Offensive des Faschismus und die 

Aujgabe der kommunistischen 
Internationale im Kampffür die Einheit 

der Arbeiterklasse gegen den 
Faschismus« zitiert nach Georgi Dimitroff, 

AusgeWählte Werke in zwei Bänden, 
Band 1, Frankfurt/M., 1972 

4 Kommunistische Internationale 
und 11 _ Internationale 

5 Georgi Dirnitroff a.a.O., S. 113 f 

6 Tribunal, August 1935 

7 ebd. 

8 Tribunal, januar 1936 

9 Tribunal, Dezember 1935 
(Sondernummer) 

10 Gisela jähn, 60 jahre Rote Hilfe in 
Deutschland, in: Übt Solidarität, 

Wissenschaftliches Kolloquium des 
Solidaritätskomitees der DDR. 

Berlin 1984, S.21 
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Aufbruch gegen den Gesellschaft und auf die Tatsache, 
Muff von 1000 Jahren daß Nazi-Funktionäre in der BRD 

ie 60er Jahre waren welt­ wieder auf hohen Posten saßen, aus. 
weit geprägt von Befrei­ Die weltweiten Befreiungsbewegun­
ungsbewegungen im Tri­ gen, der Vietnamkrieg und die Rolle 

kant und emanzipatorischen Bewe­ der BRD darin und die Auseinander­
gungen in den Metropolen. In sehr setzung mit dem Schah-Regime im 
vielen Ländern gab es Kämpfe gegen Iran wirkten sich auch auf die Dis­
alte Kolonialmächte, die jeweiligen kussionen in der BRD aus. Aber 
Oligarchien und die Statthalter des nicht nur internationale Ereignisse 
Imperialismus. In Algerien und Cuba beeinflußten die Bewegung. Es gab 
hatten revolutionäre Bewegungen Widerstand gegen die Notstandsge­
gesiegt. setze, die 1968 von der ersten 

Nieder mit der biirgerlichen
 
.' I··.·'"r./.jU'"S'1111.(" ,v';' '/1 . . "'/i'f; "-:/1; ,. 1& • .. . "_:1 ':/1/
;. . . ,. . "'. 
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Auch in der BRD hatte sich in 
den 60er Jahren, ausgehend von den 
StudentInnen, eine emanzipative Be­
wegung gebildet, die sich mehr und 
mehr in größere Teile der Gesell­
schaft ausbreitete. Neben der Stu­
dentInnenbewegung bildete sich z.B. 
Ende der 60er Jahre die Lehrlingsbe­
wegung. 

Die 68er Bewegung begann mit 
der Auseinandersetzung gegen ver­
krustete Autoritätsstmkturen an den 
Universitäten. Sie dehnte sich bald 
auf die Kritik an anderen Autoritäts­
und Herrschaftsverhältnissen in der 

großen Koalition in der Geschichte 
der Bundesrepublik verabschiedet 
wurden und Aktionen gegen den Ver­
leger Springer (verstorbener, damali­
ger Herausgeber von "Bild", "Welt" 
etc.). Gleichzeitig gab es unter den 
ArbeiterInnen große Streikbewegun­
gen, die auch Erfolge hatten. Ende 
der 60er Jahre wurde beispielsweise 
durch einen monatelangen Metaller­
streik die Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall für ArbeiterInnen erkämpft. 

Wichtige Einschnitte in die Be­
wegung bildeten die Ermordung von 
Benno Ohnesorg durch einen Polizi­

sten auf der Anti-Schah-Demonstra­
tion am 2. Juni 1967 in Berlin und 
das Attentat auf Rudi Dutschke am 
11. April 1968. 

Stadtguerilla, Organisierung und 

Marsch durch die Institutionen 

Ende der 60er Jahre spaltete sich 
die Bewegung in diejenigen, die den 
"Marsch durch die Institutionen" 
propagierten und diejenigen, die ei­
nen revolutionären Umsturz wollten. 
Die Konsequenzen Letzterer waren 
unterschiedlich: Einige Menschen 
gingen in die Illegalität und began­
nen bewaffnete Aktionen (RAF, Be­
wegung 2. Juni u.a.). Andere be­
schlossen, die ArbeiterInnen für den 
Kampf zu gewinnen, gingen in die 
Fabriken und gründeten kommuni­
stische Gmppen: damals entstanden 
Organisationen wie der Kommunisti­
sche Bund Westdeutschlands (KBW) 
und die Kommunistische Partei 
Deutschlands/Marxisten-Leninisten 
(KPD/ML), um hier nur zwei von vie­
len zu nennen. Diese Politik hatte 
zunächst Erfolg, alle Gmppen hatten 
großen Zulauf. Auf verschiedenen 
gesellschaftlichen Ebenen wurden 
revolutionäre Gmppen gegründet, 
wie z.B. eine "Revolutionäre Ge­
werkschaftsopposition" durch die 
KPD/ML, die in den Betrieben revo­
lutionäre Arbeit vorantrieben. 

Die revolutionäre Politik Anfang 
der 70er Jahre bestimmte sich zum 
großen 1eil über die - damals sehr 
viel kämpferische - ArbeiterInnen­
bewegung in der BRD und die revo­
lutionären Befreiungsbewegungen 
im Trikont. Die Besetzung des AKW­
Geländes in Whyl 1975 ist der Start­
schuß der Anti-Atombewegung und 
auch für die Repression gegen AKW­
Gegner. In dieser Phase bis An­
fang/Mitte der 80er Jahre waren in 
großen Teilen der Anti-AKW-Bewe-

Rote Hilfe
 

Tltelblan einer Roten­
Hilfe-Zeitung, 1975 
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gung antikapitalistische Motive für Neue soziale Bewegungen 

den Widerstand bestimmender als Politischer Widerstand formierte 
heute. sich immer weniger in organisierten 

Parteien, sondern in sozialen Bewe­
Der Deutsche Herbst gungen. Anfang der 80er Jahre wa­
und die Folgen ren dies neben der Anti-AKW-Bewe­

Revolutionäre Politik geriet im gung vor allem die Hausbesetzer­
Sog des "deutschen Herbstes" 1977 und Antikriegsbewegung. Der Ein­
(Schleyer-Entführung, Stammheimer fluß und die Stärke kommunistischer 
Mordnacht, bundesweite Razzien) Gruppen nahm langsam ab. Aus dem 
mehr und mehr in die Defensive. Der Widerstand gegen AKWs und der 
bundesdeutsche Staat hatte deutlich Hausbesetzerinnenbewegung ent­
gemacht, wozu er fähig ist, wenn wickelten sich die Autonomen und 
Protest sich in Widerstand wandelt. die "neuen sozialen Bewegungen". 
Betroffen waren nicht nur die be­ Wichtige Auseinandersetzungen 
waffnet kämpfenden Gruppen, son­ bis Mitte/Ende der 80er Jahre waren 
dern alle kommunistischen und anti­ auch der Widerstand gegen die Mit­
imperialistischen Ansätze. Nicht we­ telstreckenraketen-Stationierung und 
nige Menschen aus der "undogmati­ die NATO-Politik, die Wiederaufbe­
schen" Linken kehrten wieder in das reitungsanlage in Wackersdorf und 
bürgerliche Leben zurück. Und ein die Startbahn West in Frankfurt, die 
guter Teil der Intellektuellen, die bis­ Kampagnen gegen die Volkszählung 
her eine treibende Kraft in den links­ 1985 und 1987, die Anti-IWF-Kam­
radikalen Gruppen darstellten. hatte pagne und die Hungerstreiks der po­
diese Lektion verstanden. In Projek­ litischen Gefangenen. 
ten wie der "taz" oder "Die Grünen" Der Antifaschistische Kampf ist 
sammelten sich ehemalige Revolu­ seit dem Aufkommen faschistischer 
tionäre, andere zog es auf' s Land Organisationen immer ein Element 
oder in die "Selbstfindung". linker Politik gewesen. Mit dem Er­

Fahndungsplakat des starken faschistischer Gruppen, 
reaktionärer Ideolo­
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Enstehungsgeschichte und 

Gründung der Roten Hilfe 

Als nach den ersten größeren 
Demonstrationen der Jahre 1967/68 
damit zu rechnen war, daß eine 
größere Anzahl politisch engagierter 
Menschen in politische Prozesse ver­
wickelt werden würde, wurde die 
Rechtshilfe der außerparlamentari­
schen Opposition gegründet. Bisher 
waren die Betroffenen u.a. aus fi­
nanziellen Gründen auf Pflichtvertei­
diger angewiesen. Die Rechtshilfe 
sah ihre Aufgabe darin, den Ange­
klagten Rechtsbeistand nach eigener 
Wahl zu vermitteln und bemühte sich 
um Tatsachenfeststellung und Bei­
schaffung eigener zeugInnen und 
führte rechtstheoretische Untersu­
chungen durch. Als erste Menschen 
in den Knast kamen, kam die Be­
treuung von Gefangenen hinzu. 

Als Reinhard Wetter 1969 als er­
ster aus der APO inhaftiert wurde, 
wurde im Juli 1969 in Ebrach das er­
ste Knastcamp organisiert. Diese Ak­
tion kann als der Beginn der Knast­
kämpfe in der BRD gesehen werden. 

Ab 1970 wurden verschiedene 
autonome Rote-Hilfe-Gruppen ge­
gründet, die erste 1970 in Berlin. Sie 
wurde von verschiedensten Gruppen 
- sowohl aus dem antiautoritären 
Flügel der APO als auch von kom­
munistischen Parteien - getragen. 
Bald darauf kam es in anderen Städ­
ten zu Rote-Hilfe-Gründungen: Mün­
chen, Hamburg, Köln, Frankfurt, 
Fulda, Gießen, Nürnberg, Erlangen, 
Würzburg, Marburg, Kassel, Wetzlar, 
Stuttgart, Karlsruhe, Heilbronn, Kiel, 
Flensburg... 

Die Rote-Hilfe-Gruppen gaben 
eine gemeinsame zeitung heraus, die 
"rote hilfe". Die Redaktion lag reih­
um bei den verschiedenen RH-Grup­
pen; die Ausgaben spiegelten daher 
auch das politische Spektrum der be­
teiligten Gruppen wieder. 

1970 wurden die ersten bewaff­
neten Widerstandskämpferinnen 
aus verschiedenen Gruppen ge­
fangengenommen: Horst Mahler, 
Monika Berberich, lrene Goergens, 
Hilmar Budde und Jimmy Vogler. Die 
Vorbereitung der Prozesse und der 
Kampf gegen die Isolationshaftbe­
dingungen bildeten den Schwer­
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punkt der Rote Hilfe-Aktivitäten in 
dieser zeit. 

KnastgruDPe oder Rote Hilfe 

Gegen die ausschließliche 
Orientierung auf die politischen Ge­
fangenen wendeten sich Menschen 
aus der Umgebung der Bewegung 
2. Juni und anarchistische Gruppen. 
Es kam zur Gründung der ersten 
Schwarze Hilfe Gruppen. Die schwar­
zen Hilfen setzten sich für alle Ge­
fangenen ein und lehnten den Begriff 
des politischen Gefangenen ab. 

Mit der Gründung der Rote Hil­
fe e.v. durch die KPD/AO 1 kam es 
zur ersten Spaltung der Rote Hilfe 
Bewegung. (Die RH e. V. in den 70er 
Jahren ist nicht zu verwechseln mit 
der RH e.v. heute.) 2 Während die 
Rote Hilfe Gruppen autonom waren 
und in losem Zusammenhang stan­
den, war die RH e.V. zentral organi­
siert und in Landesverbände geglie­
dert. Inhaltlich wurde der RH e. V. 
beispielsweise durch die Rote Hilfe 
Westberlin Instrumentalisierung der 
gefangenen GenossInnen vorgewor­
fen und daß sie die Erfolge der Rote 
Hilfe Arbeit auf ihre eigene Politik 
zurückführe. 

Nachdem 1971 und 1972 ein 
großer Teil der RAF verhaftet wor­
den war, verschärften sich die Kon­
flikte innerhalb der Gefangenenbe­
wegung. Die Gefangenen aus der 
RAF problematisierten durch ihre 
Aktionen die Situation im Knast, or­
ganisierten Hungerstreiks; es began­
nen Widerstandsaktionen unter den 
Gefangenen. Sie problematisierten 
auch die bestehenden Differenzen in­
nerhalb der Gefangenenbewegung. 
Es kam zu heftigen Diskussionen 
zum Thema des politischen Ge­
fangenen bzw. der Funktionalisie­
rung von Knastgruppen zur Unter­
stützung der politischen Ziele der 
RAF. In der Folge gab es Kritik am 
Avantgardeanspruch der RAF aus 
den Rote Hilfe Gruppen, besonders 
aus München, da in Bayern viele Ge­
fangene aus dem antiautoritären Flü­
ge! der APO waren, die die Trennung 
von anderen Gefangenen ablehnten. 

Ein großer Teil der ersten RH­
Gruppen entstand damals haupt­
sächlich zur Unterstützung der Ge­

fangenen aus der RAF. Die RH­
Gruppen versuchten die Isolation der 
Gefangenen zu durchbrechen und 
kämpften gegen die gegen die Ge­
fangenen eingeführten Zwangsmaß­
nahmen wie Isolationshaft, Tote 
Trakts, Zwangsernährung, Kontakt­
verbote... 

Im Frühjahr '73 gab es große 
Demonstrationen der KPD/ML gegen 
den Besuch von Thieu bzw. Bre­
schnew 3, wobei jedesmal nach Aus­
einandersetzungen mit der Polizei 
Hunderte festgenommen wurden 
und im Falle des Thieu-Besuchs auch 
einige Prozesse stattfanden. Polizei­
einsätze gegen streikende Arbeiter, 
z.B. bei Ford in Köln, fanden statt 
und zogen Landfriedensbruchpro­
zesse nach sich. Außerdem began­
nen die ersten Prozesse aufgrund des 
§90a (Verunglimpfung des Staates). 
Auch der" Rote Morgen" , die zeitung 
der KPD/ML, wurde häufig krimina­
lisiert. 

Aus der starken Repression, die 
damals gegen die Kommunistlnnen 
der KPD/ML ausgeübt wurde, ergab 
sich für sie die Notwendigkeit der 
Wiedergrundung der Roten Hilfe. 

Ab 1973 entstanden dann 
(hauptsächlich auf Initiative der 
KPD/ML) RH-Gruppen, die schwer­
punktmäßig auf anderen Gebieten 
arbeiteten, sich aber auch gegen Iso­
lationshaft etc. wandten, wie bei­
spielsweise die Rote Hilfe München 
wegen der angeklagten Demon­
strantlnnen des "Roten Antikriegs­
tags" in München '72. 

Oer Bruch in der 

Gefangenenbewegung. .. 

Ostern 1974 kam es auf einem 
gemeinsamen Treffen aller Rote und 
Schwarze Hilfe-Gruppen in Bochum 
schließlich zum Bruch. Ausschlagge­
bend war die Auseinandersetzung in 
der Gefangenenfrage. Eine Seite lehn­
te den Begriff des politischen Ge­
fangenen ab. Sie bezogen sich in ih­
rer Politik auf die Gefangenenbewe­
gung und forderten "Freiheit für alle 
Gefangenen ". Die Kommunistlnnen 
betrachteten diese Politik als Redu­
zierung auf Knastarbeit, als Reduzie­
rung der Roten Hilfe auf ein linke ca­
ritas. 

Den anderen RH-Gruppen wur­
de von Seiten der KPD/ML vorge­
worfen, gegen den Marxismus/le­
ninismus zu kämpfen und den Klas­
senwiderspruch zu leugnen. Die Aus­
einandersetzungen, die schließlich 
zum Bruch führten, wurden jedoch 
beispielsweise auch um allgemein­
politische Fragen, wie unterschiedli­
che Positionen zur Volksrepublik 
(VR) China und die Notwendigkeit ei­
ner (leninistischen) Partei geführt. So 
wurde beispielsweise die Tatsache, 
daß eine RH-Gruppe in einer Ausga­
be der (gemeinsam herausgegebe­
nen) "rote hilfe" -zeitung die VR Chi­
na angegriffen hatte, kritisiert. An­

dererseits warfen die "Knastgrup­
pen" der KPD/ML und ihren Sympa­
tisantlnnen vor, die Rote Hilfe für 
parteipolitische Zwecke mißbrau­
chen zu wollen. 

Ein gutes Beispiel zur Charakte­
risierung der damaligen Diskussion 
ist folgendes Zitat aus dem Roten 
Morgen vom 27.4:74: 

»Seit Monaten tobte in der Ro­
te-Hilfe-Bewegungein harterKampf 
um die Durchsetzung der korrekten 
Linie. Anarchisten, 7Totzkisten, Re­

visionisten hatten sich zusammen­
gerottet gegen die Vorkämpfer der 
proletarischen Linie, gegen die Par­
tez; zur Spaltung der Roten Hilfe... 

Was sind das für "Rote Helfer", die 
die Rote Hilfe auf., Knastarbeit" be­
schränken und in eine linke Can'tas 
umwandeln wollen. Was sind dasfür 
Elemente, die mit der Forderung 

"Freihez't für alle Gifangenen" den 
Klassenkampf leugnen und auf der 
Bochumer Konferenz die Arbeiter­
klasse und ihre Vorhut, die Kommu­

nistische Partei in unverschämten 
Worten beschimpfen... « 

... wurde zum Startschuß für die 

bundesweit organisierte RHO 

Um einem drohenden Aus­
schluß zuvorzukommen, verließ ein 
Teil der RH-Gruppen (ausgeschlos­
sen werden sollten die Kommuni­
stInnen) die gemeinsame Konferenz, 
verabschiedeten am gleichen Wo­
chenende in einer gesonderten Kon­
ferenz einen Programmatischen Auf-

Rote Hilfe
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r--------------------------------------------, reits in dem programmatischen Auf­ Fußnoten 
1 Die KPD wurde am 17. August 1956 I Der Ausbau des Repressionsapparales	 ruf auf die Position der KPD/ML, so 
verboten. Seit Ende der 60er jahre ent­I Anfang der 70er Jahre	 in ihrer Position zu den Volksrepubli­ standen mehrere Organisationen/Parteien, 

ken China und Albanien: »Solch ei­ die den Anspruch der 1 Gegen die starke revolutionäre Linke und die Guerilla 
Nachfolgeorganisation der KPD erhoben,I wird ab Beginn der 70er Jahre ein gigantischer Repressi­ nen Staat wollen auch wli; die RiJte 

z.B. KPD/AO, KPD/MLIonsapparat ausgebaut. Eine ganze Reihe von Gesetzes­ Hiife, hier mit erkämpfen, denn erst 
2 Die Rote Hilfe e. V. löste sich 1979 mit 1 verschärfungen und Verstärkungen des Repressionsappara­ wenn die Unterdrücker auch hier be­

der Begründung auf, daß "die festeI tes werden beschlossen: sezägt sind, wird die politische Un­ Struktur der Roten Hilfe ein Hindernis seiI 1971 treten das 11. und 12. Strafrechtsänderungs­
terdrückung beseitigt sein. « tur die Zusammenarbeit mit verschiede­II gesetz in Kraft, mit denen die Strafen für Flugzeugent­ nen Initiativen gegen verfolgung und dasDie zeitung "rote hilfe" wurdeführung und Geiselnahme verschärft werden. die Gründung der Roten Hilfe mit dem 

I Im Januar 1972 wird gegen die kommunistischen Or­ nun von diesen Gruppen herausge­ Anspruch, einer proletarischen 
(j! ganisationen der "Extremistenbeschluß" gefaßt, der Grund- geben. Massenorganisation falsch war und zur 

lage für Berufsverbote kommunistischer Lehrer und sonstigen Am 26. Januar 1975 verab­ Spaltung der bestehenden Kräfte beitrug". 

: Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist. In den folgenden 3 KPD/ML - Kommunistische Parteischiedete der Gründungskongreß 
: Jahren werden Tausende von dieser Maßnahme betroffen.	 Deutschlands/Marxisten-Leninisten

Programm und Statut der Rotenl Gleichfalls 1972 wird mit dem "Schwerpunktpro­	 4 Die KPD/ML berief sich auf Marx, 
Hilfe Deutschlands (RHD) und ver­: gramm Innere Sicherheit" der Ausbau des BKAs und des	 Engels, Lenin, Stalin, Mao Tse Tung und 

: Bundesamtes für Verfassungsschutz, die Aufstockung der Be­ kündete die Wiedergründung der	 Enver Hoxha (Vorsitzender der kommuni­
stischen Partei Albaniens). Sie lehnte diel reitschaftspolizeien der Länder und des Bundesgrenz- RHD, denn die RHD verstand (und 

Politik der Staaten des Warschauer PaktesI schutzes beschlossen.	 versteht) sich als in der Tradition der 
als "revisionistisch" ab; später auch die 

, Im Juni 72 verabschiedet der Bundestag das 1924 gegründeten RHD stehend. Politik der VR China. Breschnew war seit'I Verfassungsschutzgesetz, das die Überwachungsmöglich­ In ihrem Programm wandt sich 1964 Generalsekretär der KPdSU und als1 
I1 keiten für den Verfassungschutz au?dehnt und die wechsel-	 solcher z.B. verantwortlich tur dendie RHD gegen politische Unter­
I seitige Amtshilfe zwischen Gerichten und Behörden und Einmarsch der Truppen des WarschauerI dem Bundesverfassungsschutz einführt. drückung in verschiedenen gesell­ Paktes in die damalige Tschechoslowakei 

I Mit dem Bundesgrenzschutzgesetz erhält der BGS um- schaftlichen Bereichen (Betrieb, 1968. Thieu war 1967-1975 
! Staatspräsident des im Vietnamkrieg mit \ fassendere polizeiliche Befugnisse für das Landesinnere. Armee, Schule und Hochschule, so­

den USA kollaborierenden Südkorea. 

I
! Im September 72 wird die GSG 9 gegründet. wie die Unvereinbarkeitsbeschlüsse 

5 Nach dem § 129 StGB wurden bis zur
in den DGB-Gewerkschaften' 6), Eintuhrung des § 129a linke politische 

I • Dokumente der Zeitgeschichte: BRD/RAf, GNN.Yerlag, Köln, 1987 ,L ~_~ _ gegen die Notstandsgesetze und for­ Gruppen kriminalisiert, so auch die KPD 
und andere Organisationen nach demderte "Weg mit den reaktionären 

KPD-Verbot 1956ruf und wählten eine provisorische Sondergesetzen" und "Freiheit für 
6 Während dieser Zeit war es verbreitete

zentrale Leitung, um die Gründung al1e politischen Gefangenen", ange­ Politik der kommunistischen 
der RHD (Rote Hilfe Deutschlands) sichts der vielen Prozesse wegen Organisationen, in die Bundeswehr zu 

vorzubereiten. "Verunglimpfung und Verächtlich­ gehen und auch dort politisch zu arbei­
ten, entsprechend gab es gegen viele

In dem von der gesonderten machung des Staates" gegen Kom­
Genossen Verfahren wegen

Konferenz der kommunistischen Ro­ munistlnnen "Freiheit für die revolu­ "wehrkraftzersetzung". 
te Hilfe-Gruppen beschlossenen pro­ tionäre Agitation und Propangan­ 7 Wie im Kapitel "Gesellschaftliche 
grammatischen Aufruf wird die Rote da"; "Kampf der bürgerlichen Klas­ Situation" kurz erwähnt, gingen viele 

KommunistInnen in die Betriebe, um dort Hilfe als »proletarische Massenorga­ senjustiz" usw. 
revolutionäre Politik zu machen. Dies

nisation im Kampfgegen die politi'­ Laut Statut war die Rote Hilfe ei­ tuhrte oft zu Auseinandersetzugen mit 
sche Unterdrückung« beschrieben; ne »revolutionäre Massenorganisati­ den jeweiligen DGB-Gewerkschaften. Viele 

KommunistInnen wurden, vor allem in ihre Aufgabe sei die Klassensolida­ on zum Kampfgegen die politische 
den 70er jahren, aus den Gewerkschaften

rität gegen den »weißen 7l:rror der Unterdrückung der Werktätigen ausgeschlossen. 
Herrschenden«. Sie bezog sich auf durch die Bourgeoisie« und keine 
die 1924 gegründete Rote Hilfe KPD/ML-Organisation. 
Deutschlands (RHD). Die Rote Hilfe­ Jedoch mußte jedes Mitglied Quellen 

Peter Schult, Zur aktuellen Krise in der Gruppen forderten u.a. die Abschaf­ Programm und Statut anerkennen. 
Gefangenenbewegung, Autonomie Neue

fung des §129 (kriminelle Vereini­ Das Programm aber war maßgeblich Folge Nr.2, 10179 
gung 4), die Freilassung aller politi­ von der politischen Linie der 10 jahre Rote Hilfe Deutschlands, Rede 
schen Gefangenen und die Abschaf­ KPD/ML, die die Gründung der RHD auf der jubiläumsveranstaltung, Die Rote 

fung der Isolationsfolter und forder­ initiiert hatte, bestimmt. Programm	 Hilfe 1/85 

ten freie politische Betätigung in den und Statut enthielten Festschreibun­ Programmatischer Aufruf zur Gründung 
derRHD,1974Kasernen 5. Sie wendeten sich gegen gen, die mit einer überparteilichen 

Unterdrückte von heute - Sieger vondie Abschiebung fortschrittlicher Solidaritätsorganisation unvereinbar ,;') morgen, RH 1974 
AusländerInnen und das Verbot fort­ waren, bis hin zum Kampf gegen 

Statut und Programm der Roten Hilfe 
schrittlicher ausländischer Organisa­ "Revisionismus" und Opportunis­ Deutschlands von 1975 

tionen.	 mus". Daher war der größte Teil der Verschiedene Rote-Hilfe-Zeitungen und 

Politisch bezogen sich die kom­ Mitglieder der RHD in dieser zeit Rote Hilfe-Mitteilungsblätter aus den 
jahren 19741754& munistischen Rote Hilfe-Gruppen be- auch Mitglied in der KPD/ML. 
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Entwicklung der Roten Hilfe von 1975 bis heute', : . 

Rote Hilfe
 

j 
ie im vorangegangenen Ka­

pitel ausgeführt, war die 
Politik der Roten Hilfe zu­

nächst stark auf die KPO/ML ausge­
richtet. Die sich aus Statut und 
Programm der RHO 1 von 1975 
ergebende Politik wurde in den 
folgenden Jahren innerhalb der 
Organisation zunehmend als 
"sektiererisch" kritisiert. Kritisiert 
wurden auch Bestrebungen, die RHO 
zur Parteiersatzorganisation umzu­
funktionieren. Hiermit waren Bestre­
bungen gemeint, sich als RHO über 
die Aufgaben einer Schutz- und 
Solidaritätsorganisation hinaus an 
verschiedenen Bewegungen, wie 
z.B. Mieterkämpfen und der Anti­
AKW-Bewegung zu beteiligen, oder 
die damals vielgeübte Praxis. in 
jedem RH-Flugblatt alle Forderungen 
der KPo/ML unterzubringen. 

Diese Kritik führte zur Verab­
schiedung einer neuen Satzung auf 
der Delegiertenkonferenz 1978 2, die 
keine allgemeinpolitische Program­
matik mehr enthielt. 

Im neuen §2 (Zweck der RHO) 
hieß es dann: »Die Rote Hilfe 

Deutschlands ist die Solidan'täts­
organisation der Werktätigen in 
ganz Deutschland. Sie organisiert 

die Solzdan'tät mit denen, die in der 
Deutschen Bundesrepublik, in West­
berlin oder in der Deutschen Demo­
kratischen Republik veifolgt und 
unterdrückt werden, weil sie gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung, 
für die soziale und nationale Bifrei­
ung des deutschen Volkes, gegen 
Faschismus und Reaktion oder 
gegen die impen'alistische Kn'egspo­

litik im Kampf steheJ.l. 
Sie tn'tt insbesondere einfür die 

Freilassung der politischen Gifange­
nen.« 

r-----------------------------------------------------------------------,

Der Ausbau des Repressionsapparales Mille bis Ende der lOer Jahre
 
Mitte bis Ende der 70er Jahre ist die Zeit der 

großen "Terroristen"verFolgung: Der Repressionsap­
parat wird vor allem auF die VerFolgung der RAF, ih­
rer wirklichen oder vermeintlichen Sympathisantinnen 
und UnterstützerInnen und auF die Unterdrückung der 
GeFangenen aus der RAF im Knast und im Gerichts­
saal ausgerichtet. Diese Maßnahmen betreffen die ge­
samte bundesdeutsche Linke. 

Im Februar 1974 beschließt die Innenminister­
konFerenz die Erweiterung des "Programms Für die In­
nere Sicherheit der BRD". Es beinhaltet die Koordi­
nierung der VerFassungsschutzbehörden und deren 
Zusammenwirken mit anderen Nachrichtendiensten 
und der Polizei, die Zusammenarbeit im EG-Bereich, 
das einheitliche Vorgehen der Polizei bei Demonstra­
tionen und anderen Ereignissen mit politischem Cha­
rakter sowie die Einsatzbereitschaft der Mobilen' Ein­
satzkommandos. 

Im November 1974 Findet auF Beschluß der In­
nenministerkonFerenz eine groß angelegte Fahn­
dungsaktion gegen die RAF, die "Aktion Winterreise" 
statt. In einer unangekündigten Gemeinschaftsaktion 
sämtlicher Polizei und Grenzschutzeinheiten werden 
in der gesamten BRD Straßensperren errichtet und von 
schwerbewaffneter Polizei scharFe Kontrollen durch­
geFührt. Als links geltende Anwaltskanzleien, Büros, 
Druckereien und Wohngemeinschaften werden durch­
sucht. 

Im Dezember 1974 wird mit dem "Gesetz zur Er­
gänzung des Ersten Gesetzes zur ReForm des Straf­
verFahrensrechts" die Höchstzahl der Wahlverteidiger. 
begrenzt, das Verbot der MehrFachverteidigung ein­
geFührt, Verteidigerausschlüsse ermöglicht und eine 
Handhabe eingerichtet, die Hauptverhandlung ohne 
Angeklagte bei "verschuldeter VerhandlungsunFähig­
keit" durchzuFühren. 

Im April 1975 beschließt die Innenministerkon­
ferenz eine weitere Zentralisierung der Fahndungs­
kompetenzen beim BKA. Das BKA erhält eine Abtei­
lung "T" (Terrorismus) 

1975 wird begonnen, das Vorgehen gegen den 
"Terrorismus" international zu koordinieren. 

Die Justizminister der 18 Mitgliedsländer des Eu­
roparates beschließen, "Terroristen" kein politisches 
Asyl mehr zu gewähren, Interpol soll weiter ausgebaut 
werden. Die "polizeiliche Zusammenarbeit" zwischen 
dem BKA und den politischen Polizeien von zunächst 
acht, später elF EG:Staaten wird organisiert. 

Im Mai 1976 tritt das 14. StraFrechtsänderungs­
gesetz in Kraft. Es stellt die "verfassungsfeindliche Be­
Fürwortung" von Gewalttaten und die "Anleitung" da­
zu unter StraFe (u.a. §§ 88a, 130a). 

Am Morgen des 9. Mai 1976 wird Ulrike Mein­
hoF tot in ihrer Zelle auFgeFunden. Die offizielle Versi­
on lautet soFort auF Selbstmord. Wie in Zukunft bei sol­
chen "Selbstmorden" noch häuFiger, wird die Obduk­
tion so durchgeFührt, daß die AuFklärung ~er To­

desumstände unmöglich gemacht wurde. 
Im Juni 1976 beschließt die InnenministerkonFe­

renz einen MusterenlwurF Für ein einheitliches Polizei­
gesetz, das u.a. den polizeilichen Todesschuß legali­
siert. 

EbenFalls im Juni 1976 wird das "Anti-Terror-Ge­
setz" verabschiedet. Das Gesetzespaket schafft zah~ 

reiche neue Bestimmungen, insbesondere den 
Straftatbestand "Bildung einer terroristischen Vereini­
gung" (§ 129a) und die Möglichkeit, den Schriftver­
kehr zwischen Verteidigern und politischen GeFange­
nen zu uberwachen. 

Der § 129a SIGB bietet vielFältige Möglichkeiten 
zur Kriminalisierung, neben der Bildung z.B. die Un­
terstützung, die Werbung und "BeihilFe zur Unterstüt­
zung" einer "terroristischen Vereinigung", weiterhin 
bietet er die Möglichkeit zur breiten AusForschung und 
Del}Unziation politischer Zusammenhänge. Seitdem 
bildete er Grundlage zahlreicher Ermittlungen gegen 
linke Gruppen und Publikationen. 

Eine Europäische KonFerenz zur Inneren Sicher­
heit beschließt im Juni 1976, Expertengruppen zu bi~ 

den, die lösungsvorschläge Für eine engere Zusam­
menarbeit u.a. in den Gebieten Terrorismusbekämp­
Fung, Technik, Ausrustung und AuFrustung der Polizei 
sowie Austausch von Polizeibeamten erarbeiten sollen 
- der Start der TREVI-Gruppe. 

Im Januar 1977 wird dos "Europäische Übe­
reinkommen zur BekämpFung des Terrorismus" C,Anti­
Terror-Konvention") von 17 Staaten unterzeichnet. Die 
Staaten vereinbaren eine enge Zusammenarbeit. In 
Zukunft können diese Staaten eine AuslieFerung an die 
BRD nicht mehr verweigern. 

Am 6. September 1977 wird über alle Ge­
Fangenen, die nach § 129 verFolgt werden, eine Kon­
taktsperre verhängt, die jeglichen Kontakt untereinan­
der und zur Außenwelt, ausgenommen den staatlichen 
Behörden, abschneidet. Da es Für diese Maßnahme 
keine gesetzliche Grundlage gibt, beruft sich die Bun­
desregierung auF den "übergesetzlichen Notstand". 
Am 2.10. wird dieser Zustand mit dem "Kontaktsper­
regesetz" legalisiert. 

Am Morgen des 19.10.'77 werden die seit dem 
6.9.'77 unter Kontaktsperre stehenden GeFangenen 
aus der RAF Andreas Baader, Gudrun Ensslin und Jan­
Carl Raspe tot in ihrer Zelle auFgeFunden. Irmgard Möl­
ler überlebt schwerverletzt. Auch hier lautet die staat­
liche Version soFort auF Selbstmord. Obwohl Irmgard 
Möller als einzige Überlebende bestreitet, daß die Ge-
Fangenen Selbstmord begangen haben und es zahl­
reiche Ungereimtheiten gibt, wird die Version auF­
rechterhalten. Jahrelang werden olle, die sagen: »das 
war Mord«, verFolgt. 

• Dokumente der Zeitgeschichte: 
BRD/RAF, GNN·Verlag, Köln, 1987 

• Schwarze Texte, Politische Zensur in der BRD 
1968 bis heute, Amsterdam, 1989 

~ 

! 
I 

I 
I 

!
I 

!
 
!
 
!
 
I
 
I
 

I
 

I
 

~ 

J I 



r-----------------------,
Entwlcldung der Roten Hilfe von 1975 bis heute •.•..•••••••••••.•••• i Die DDR·Po. der Roten Hine 

Öffnung der RHO 

Die Jahre 1978 bis 1980 brach­
ten eine Umorientierung der Roten 
Hilfe mit sich. Zwei Faktoren spiel­
ten dabei eine Rolle. Zum einen ver­
lagerte ein großer Teil der bis dahin 
sehr aktiv in der RH arbeitenden 
Kommunistlnnen ihre Aktivität auf 
andere Gebiete, wie z.B. die antifa­
schistisch-demokratische Bewegung 
und die Arbeit in den Gewerkschaf­
ten. Dies führte zu einem Rückgang 
der Aktivitäten dieser Menschen in 
der RHO, sie blieben "nur" noch 
zahlende Mitglieder, und die RHO 
war gezwungen, ihre Basis zu ver­
breitem. Zum anderen zeigte sich 
auch spätestens bei den großen De­
monstrationen der Anti-AKW-Bewe­
gung (Brokdorf, Grohnde), daß die 
Verbindung zu den in den neuen so­
zialen und alternativen Bewegungen 
Aktiven, folglich auch zu den des­
halb politisch Verfolgten, fehlte. 
Durch die Beteiligung der RH mit Sa­
nitrupps u.ä. an diesen Demonstra­
tionen und Unterstützung von ver­
folgten AKW-GegnerInnen kam es-Z!l 
ersten Kontakten mit anderen politi­
schen Gruppierungen. 

Ende oder Neubeginn 

1980 verabschiedete die 
III. zentrale Delegiertenkonferenz ei­
ne neue Satzung und neue Leitsätze. 
Die Leitsätze wurden von vielem be­
freit, was nach Auffassung der Dele­
giertenkonferenz über Sinn und 
Zweck einer Solidaritätsorganisation 
hinausging und inhaltlich von vielen 
(möglichen) RHD-Mitgliedern nicht 
geteilt werden konnte, wie z.B. die 
Einschätzung der DDR. Auch die Sat­
zung wurde entsprechend geändert; 
der Schwerpunkt wurde auf die 
Unterstützung politisch Verfolgter in 
der BRD gelegt, die Unterstützung 
von Menschen aus der DDR trat in 
den Hintergrund. Damit wurde ein 
weiterer Schritt zur Schaffung einer 
breiteren Basis für die Mitarbeit in 
der Roten Hilfe gemacht. 

In §2 der Satzung hieß es nun: 
»Die Rote Hi{fe Deutschlands ist ei­
ne überparteiliche Solidan'tätsorga­
nisation. Sie handelt nach dem 
Grundsatz: Einer für alle - alle für 

48 einen. Die Rote Hilfe Deutschlands 

organisiert die Solidantät für alle, 
unabhängig von der Partei­
zugehön'gkeit, Religion oder Weltan­
schauung, die in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Westberlin ihren 
Arbeitsplatz verlieren, Berufsverbot 
erhalten, vor Gen'chtgestellt und zu 
Geld- oder Gifängnisstrafen ver­
urteilt werden oder sonstige Nach­
teile erleiden, weil sie für die Ziele 
der Arbeiterbewegung eintreten, 
weil sie sich im antifaschistischen, 
demokratischen oder gewerkschaft­
lichen Kampfeinsetzen oder weil sie 
gegen die Kn'egsgifahr kämpfen. 

Entsprechend diesen Grundsät­
zen unterstützt die Rote Hi{fe 
Deutschlands gleichermaßen - im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten - auch 

politisch Veifolgte in und aus der 
Deutschen Demokratischen Repu­

blik. In anderen Ländern gilt die 
Solidan'tät der Roten Hilfe Deutsch­
lands den von der Reaktion politisch 
Veifolgten. « 

Anfang der 80er Jahre nahmen 
Einfluß und Stärke der kommu­
nistischen Parteien und Organisatio­
nen, auch der KPD/ML, langsam ab; 
neue Bewegungen waren entstan­
den. Bis Mitte der 80er Jahre stamm­
te jedoch der Großteil der Mitglieder 
der RHO immer noch aus der 
KPD/ML; obwohl als "proletarische 
Massenorganisation" gegründet, 
sahen einige die RHO als Parteiorga­
nisation an. So gab es mit dem 
Niedergang der Partei auch Be­
strebungen, die RHO aufzulösen. Ei­
nige der GenossInnen meinten, daß 
es für eine Organisation wie der 
Roten Hilfe keine Existenzgrundlage 
mehr gäbe. 

Diese Position fand jedoch auf 
der V. Delegiertenkonferenz 1984 
keine Mehrheit. Die GenossInnen 
und Ortsgruppen, die die weiterhin 
bestehende Notwendigkeit der Roten 
Hilfe erkannten und eine breite 
Solidaritätsorganisation schaffen 
wollten, setzten sich durch. Es wur­
de beschlossen, daß der Bundesvor­
stand sich verstärkt um Zusammen­
arbeit mit anderen Gruppen und 
Organisationen bemühen und nach 
seinen Kräften vor allem Öffentlich­
keitsarbeit unter Linken leisten 
sollte. 

: Die Rote Hilfe Deutschlands er­
: läuterte in ihrem Programm im Febru­
I ar 1975 auch ihre Position zur DDR: 
I »Die ROTE HILFE DEUTSCHLANDS 
I unterstützt den schweren KampF un­
I serer Klassenbrüder in der ehemals 
I sozialistischen DDR, die heute mit 
I dem Deckmantel des Sozialismus un­
1 ter Faschistischer Knute gehalten wer­
1I den, die man mit Mauer und Stachel­
I draht geFangen hält. Die ROTE HILFEIDEUTSCHLANDS kämpft Für ein ver­
I eintes, unabhängiges, sozialistisches 
I Deutschland... «. Als Konsequenz
I dieser Sichtweise wurden andere po­
I litische Parteien oder Gruppierungen, -.I die die DDR nicht im Sinne der RHD 
I betrachteten, stark angegriffen. So 
I heißt es im genannten Programm in 
~ Bezug auf DKP und SEW: »... Die Per­
l spektive, die sie bieten, ist den Kerker 
: in der Bundesrepublik mit dem Kerker
l in der DDR zu tauschen.« Die DDR-Be­
l richterstattung in der Zeitung der RHD 
I war in den kommenden Jahren von 
: dieser Einschä.tzung geprägt. So gab
I es Artikel mit Uberschriften wie "KZ in 
: der DDR" (Okt.1975) oder "DDR ­
I ein faschistisches Volksgefängnis"
I (März 1975). Entsprechend der da­
I maligen Ausrichtun.g der RHD auf die 
Ii Ideologie der KPDjML wurde die 
i Gründung der KPDjML Sektion DDR
I sehr begrüßt und die Mitglieder der 
I RHD wurden aufgefordert »...die 
i Klassenbrüder in der DDR gegen die 
: politische Unterdrückung durch Bre­I schnew und Honecker zu unterstüt­
: zen... « (März 19761. Für diesen 
\ Zweck wurden Häusersammlungen in 
1

I
der BRD durchgeführt. 

1977 gab es eine Kampagne 
I der RHD gemeinsam mit der KPDj ML 
I für die Freilassung des KPDjML-Mit­
I glieds Bernd Hübner. Dieser war aus 
: der BRD in die DDR gereist und dort 
I festgenommen worden. Für die Fest­
I nahme und 3 Wochen Gefängnis in
I der DDR mochte die RHD neben dem 
I "sozialfaschistischem DDR-Regime" 
I auch maßgeblich die DKP, welche als 
I "Terrorbande und Gesinnungskum­
: pane der DDR" bezeichnet wurde, 
i verantwortlich. 
:.. Diese Politik begann sich mit der 
I Offnung der RHD ab der Dritten Zen­
I tralen Delegiertenkonferenz 1980 zu 
\ ändern. 1981 gab es erstmals einen 
I längeren Beitrag über politische Ver­
: folgung in der DDR, der ohne Polemik 
\ die Verhaftungen von KPDjML-Mit­
l gliedern in der DDR beschrieb und 
: dabei auf Hintergründe und Rechts­
llage einging. Die RHD richtete ein 
I Spendenkonto ein und rief wie auch 
: bei späteren DDR-Verhaftungen dazu 
: auf, Protestschreiben on die DDR­
: Behörden zu senden und den Ge­
I fangenen zu schreiben. In den fol­
: genden Jahren gab es immer weniger 
I Unterstützungsaufrufe für politisch 
I Verfolgte in der DDR. 
: Mit der endgültigen Abkopp­
llung der Roten Hilfe von der KPDjML 
I Mitte der ochziger Jahre tauchte die 
I DDR in der Praxis der Solidaritätsar­
: beit der Roten Hilfe nicht mehr auf und 
: daren änderte sich auch bis zum En­
: de der L DDR nichts. _ : 

~ 

I 
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Entwlcldung der Roten Hilfe von 1975 bis hellte .. 

Ein neuer Anfang 

Ein erster Durchbruch zur Er­
weiterung des Spektrums in der Ro­
ten Hilfe gelang 1985 in Kiel: Das 
langjährige Bemühen zweier in Kiel 
aktiver Bundesvorstandsmitglieder 
hatte zum Aufbau guter Kontakte mit 
Menschen aus dem Hausbesetzerln­
nen- und autonomen Spektrum ge­
führt. Dies zahlte sich jetzt bei einer 
gemeinsamen Mobilisierung zur Un­
terstützung des großen Streiks der 
britischen Bergarbeiter (von denen 
Hunderte inhaftiert wurden) aus. 
Resultat der guten Zusammenarbeit 
war nicht nur, daß komplette politi­
sche Zusammenhänge (Knastgrup­
pe, autonome Gruppen, Aktive des 

)ugendwerks der Arbeiterwohlfahrt, 
Ermittlungsausschuß) in den Jahren 
1985-1987 in die Rote Hilfe eintra­
ten, sondern sich fortan auch an der 
politischen Arbeit der RH beteiligten. 

Auf der Bundesdelegiertenkon­
ferenz 1986 wurde unter anderem 
beschlossen, daß die RHO in Rote 
Hilfe (RH) umbenannt und die Dele­
giertenversammlung durch eine 
Bundesmitgliederversarnrnlung er­
setzt wurde. Damit wurde einerseits 
dem Zustand der Organisation 
Rechnung getragen, die mittlerweile 

aus nicht einmal mehr 600 Mit­
gliedern bestand, von denen der 
größte Teil Einzelmitglieder und 
nicht in einer Ortsgruppe zusam­
mengefaßt war. Andererseits gab es 
unter vielen an der Mitarbeit in der 
RH Interessierten Bedenken gegen 
das Delegiertenprinzip - vor allem 
vor dem Hintergrund der früheren 
KPD/ML-Gebundenheit und der fak­
tischen Mehrheit tatsächlicher und 
ehemaliger KPD/ML-Mitglieder in 
der RH. 

Problematik einer 

Bündnisorganisation 

In den folgenden Monaten grün­
deten sich in Schleswig-Holstein ei­

nige neue RH-Gruppen, viele Men­
schen traten in die Rote Hilfe ein. Re­
lativ schnell zeigte sich, daß die Mit­
gliederwerbung und Neugewinnung 
Aktiver ihre Tücken hatte: Die Orts­
gruppen in Schleswig-Holstein wa­
ren auch zu einem Sammelbecken für 
Menschen geworden, die auf der Su­
che nach einer allgemeinpolitischen 
Gruppe waren. 

Neben einer "Fraktion des pro­
letarischen Klassenkampfes", die 
sich in Kiel innerhalb der Roten Hil­
fe organisierte und die RH als Par­

teiersatz funktionalisieren wollte, 
waren dies vor allem Menschen aus 
dem autonomen Spektrum, die in der 
Roten Hilfe einen Ersatz für eine 
allgemeinpolitische Organisation 
suchten. 

Eine zeit lang blockierte EHe in­
terne Auseinandersetzung fast voll­
ständig die Arbeit der Roten Hilfe. 
Obwohl 1987 fast 200 Menschen in 
die RH eintraten, neue Ortsgruppen 
gegründet worden waren, kam die 
Arbeit fast ganz zum Erliegen, weil 
unterschiedliche Spektren versuch­
ten, ihre allgemeinpolitischen Ziele 
durchzusetzen. Erst im Anschluß an 
die Bundesmitgliederversammlung 

im Juni 1988 konnte der neue Bun­
desvorstand die Auseinanderset­
zungen zumindest teilweise beenden 
oder in für die RH produktive 
Bahnen lenken. 

Ein besonderes Verdienst kam 
hier der Berliner Ortsgruppe zu, die 
früh die Bedeutung einer klaren und 
eindeutigen Definition der RH als 
Schutz- und Solidaritätsorganisation 
ohne allgemeinpolitische Betätigung 
erkannte und für diese Vorstellung 
warb. 

Rote Hilfe
 

Demonstration gegen 
den Besuch des 
ehemaligen us·amerlka· 
nischen Präsidenten 
Ronald Reagan. 
11. Juni 1987, Berlin 
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Die Entwicklung seit 1990 1990 in Berlin eine Satzungskom­ kussionsbeiträgen wurde im Vorfelde 
Ende der 80er Jahre wurde es er­ mission ins Leben gerufen, die bis der BMV deutlich, wie weit die in­

forderlich. die Struktur der Roten Hil­ zur nächsten Versammlung ein neu­ haltlichen Vorstellungen nach wie 
fe zu überdenken. Die Rote Hilfe es Satzungskonzept vorlegen sollte. vor auseinandergingen . Die Diskus­
wuchs und an verschiedenen Orten Es wurde ein völlig neuer Satzungs­ sion spitzte sich um die Ausgestal­
entstanden neue Aktivitäten. Die entwurf entwickelt, der wieder eine tung des §2 der Satzung, in dem es 
Organisation der Ortsgnippen war Delegiertenversammlungen vorsah. um den Zweck der Roten Hilfe geht, 
aber nur unzureichend geregelt. Es In diesem Zusammenhang wurden zu. Auf dem Tisch lagen unter­
war nicht klar. welchen Status die erstmals die Strukturen der Orts­ schiedliche Vorschläge, an denen 
Arbeit vor Ort überhaupt hatte, so gruppen definiert und die Rechte der sich zwei Grundlinien abzeichneten: 
daß entsprechende Anfragen nicht Einzelmitglieder geregelt, so daß ein Während ein Teil der RH die Satzung 

r---------------------------------------------------------------------------------------------------, 
: Mit dem Entstehen der autono­

men Bewegung und militanter Akti-
Der Ausbau des Repressionsapparates in den aOer Jahren monstration unter Strafe gestellt und 

das Vermummungsverbot eingeführt 

onsformen ändert der Repressions- oder von Einzelpersonen begangen Am 1. Januor 1989 tritt der (die beiden Letzteren waren zuvor 
apparat seine Instrumente: Die in oder geplant wurden. Allein die Ge­ ehemalige §88a (verfassungsfeind- Ordnungswidrigkeiten und wurden 
den 80er Jahren geschaffenen Ge­ neralbundesanwaltschaft entschei­ liehe Befürwortung von Straftaten), jetzt zu Straftaten). Als weitere Ein­
setze und Gesetzesänderungen zie­ det seitdem darüber, ob das gesam­ der 1981 als "nutzlos", da er wie schränkung des Demonstrations­
len vor allem auf die militante Anti­ te für den §1290 geschaffene In­ der §1300 nur zu wenigen Verurtei­ rechts wurde des § 112 der StPO ge­
AKW-Bewegung und andere vor­ strumentarium (erweiterte Beschla­ lungen geführt hatte, abgeschafft ändert: Der Haftgrund "Wiederho­
wiegend durch die Autonomen be­ gnahme- und Durchsuchungsbefug­ worden war, als § 130b wieder in lungsgefahr", der bisher nur bei Se-
stimmten Bewegungen nisse, extensive Telefonüberwa- Kraft. Der Unterschied liegt vor allem xualstraftaten und einigen Drogen-

Mit dem "Gesetz zur Bekämp­ chung etc.) eingesetzt wird. darin, daß Ziel der befürworteten delikten galt, wurde auf schweren 
fung des Terrorismus" von 1986 wur­ 1987 wurde der § 1290 SIGB Straftaten nicht mehr nur die Unter- Landfriedensbruch erweitert. 
de die Strafandrohung für nach § auf "ausländische terroristische Ver­ stützung von "Bestrebungen gegen Im Juni 1989 tritt die Kronzeu­
1290 Verurteilte erhöht,. sowie der einigungen" ausgedehnt. den Bestand oder die Sicherheit der genregelung des § 1290, zunächst 
Umfang der Katalogstraftaten (Straf- Im Januar 1987 tritt der zwi- Bundesrepublik Deutschland oder befristet auf drei Jahre (seitdem im-
taten bei denen e,ine Verurteilung schenzeitlich abgeschaffte §130a gegen VerFassungsorgane" sein mer wieder verlängert) in Kraft. Sie 
nach §1290 möglich ist) auf Zer- SIGB (Anleitung zu Straftaten) wieder muß. Es reicht aus, daß der "öffent­ fand bisher var allem im Düsseldor­
störung wichtiger Arbeitsmittel, in Kraft. Der neue §1300 geht über liehe Friede" gestört werden soll. Um Fer Kurdenprozeß und in den durch 
Brandstiftung, Herbeiführen einer den alten hinaus; er sieht bereits eine hierüber kriminalisiert zu werden, Aussagen von RAF-Aussteigerlnnen 
Sprengstoffexplosion, Gefährliche Bestrafung vor, wenn eine Schrift "ge­ muß eine Aktion nicht unbedingt ausgelösten Prozesse gegen mehre-
Eingriffe in den Bahn-, Schiffs- und eignet ist, als Anleitung zu 9iner ... gegen das staatliche System der re bereits verurteilte Gefangene aus 
Luftverkehr, Störung öffentlicher Be­ rechtswidrigen Tat zu dienen, und BRD als Ganzes gerichtet sein, es der RAF Anwendung. 
triebe u.a.erweitert. Die Aufnahme 
dieser Straftaten sollte die neuen Ak­
tionsformen militanter Kleingruppen 
in den 80er Jahren treffen. 

noch ihrem Inhalt bestimmt ist, die Be­
reitschaft anderer zu fördern oder zu 
wecken, eine solche Tat zu begehen." 

Der Straftatenkatalog geht von 

reicht aus, daß sie sich gegen ein­
zeine amtliche Vorhaben (zu dieser 
Zeit etwa den Bau der WAA in 
Wackersdorf) richtet. 

• Dokumente der Zeitgeschichte: 
BRD/RAF, GNN-Verlag, Köln, 1987 

• Enno Brand - Staatsgewalt, 
Göttingen, 1988 

Gleichzeitig wurden die 
§§ 120 und 142 Gerichtsverfas­
sungsgesetz geändert. Damit bekam 
der Generalbundesanwalt die Straf­
verfolgungskompetenz für alle im 
neuen § 1290 aufgeführten Strafta-

Delikten wie Mord, Totschlag und räu­
berischer Erpressung bis hin zur 
Störung öffentlicher Betriebe, Störung 
von Fernmeldeanlagen und Beschä­
digung wichtiger Anlagen. Er ist da­
mit ganz klar auf die damalige Anti-

Gleichzeitig wurde mit einer 
Änderung des Versammlungsgeset­
zes das Demonstrationsrecht ver­
schärft: Die Kooperation der eine 
Demonstration anmeldenden Person 
mit der Polizei wurde zur Pflicht, das 

• RHZ 3/88, 4/92 

• Rote Hilfe - Geschichte, Praxis und 
Hintergründe der Kronzeugen, 1990 

• Schwarze Texte, Politische Zensur in 
der BRD 1968 bis heute, Amsterdam, 

1989 aufruhr _ widerstand gegen repres­
ten, egal ob sie von einer Gruppe Atombewegung ausgerichtet. Aufrufen zu einer verbotenen De­ sion und § 129a, Amsterdam, 1991 

------------------------------------------------------ ---------------------------------------------~ 

Bild Seite S1: befriedigend beantwortet werden umfassendes Konzept zur demokra­ noch enger fassen wollte, um eine 
Demonstration für konnten. Die Vergrößerung der Or­ tischen Beteiligung aller Mitglieder Entwicklung als "Parteiersatz" , 

die Freilassung Irmgard ganisation drohte die Rote Hilfe zu entstand. Die Ortsgruppen bekamen "Richtungsorganisation" oder "kari­
Möllers Im November 

1994 In Kiel 
lähmen. 

Auf mehreren Mitgliederver­
einen klaren Rahmen, in dem sie sich 
organisatorisch und politisch bewe­

tatives linkes Rotes Kreuz" 
hindern, ging es anderen 

zu ver­
darum. 

sammlungen war es zu der Situation gen können und sind dadurch in sich entweder Spielräume offen zu 
gekommen, daß die ausrichtenden ihren Rechten und Aufgaben sehr ge­ halten oder neue Tätigkeitsfelder der 
Ortsgruppen die Versammlungen in stärkt worden. Diese Satzungsände­ RH zu definieren, wie beispielsweise 
Abstimmungen und Diskussionen rungen wurden auf der Bundesmit­ die "Unterstützung von Opfern ras­
dominieren konnten. Dies wurde als gliederversammlung 1992 verab­ sistischer Gewalt" oder "allgemein­
undemokratisch kritisiert, weil die schiedet. Seither werden die Dele­ politische Stellungnahmen in be­
Mitgliedschaft aus den anderen Or­ gierten auf Orts- und Regionalmit­ stimmten Situationen". 
ten in den Abstimmungen nicht re­ gliederversammlungen gewählt. In der Auseinandersetzung um 
präsentiert wurden und Abstim­ Auf dieser Bundesmitgliederver­ die inhaltliche Ausrichtung der RH 
mungsergebnissse nach der Wahl der sammlung (BMV) 1992 sollte nicht konnte sich mit knapper Mehrheit 
Tagungsorte willkürlich zustande ka­ nur darüber entschieden werden, ob die Richtung durchsetzen, die die RH 
men. es weiter Mitglieder- oder wieder De­ eher noch eindeutiger auf die Anti­

5 
Vor diesem Hintergund wurde 

auf der Mitgliederversammlung 
legiertenversammlungen geben soll­
te. In diversen Papieren und Dis­

repressionsarbeit festlegen wollte. 
Die Debatte um die inhaltliche Ori­
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entierung wurde vor allem an den 
Punkten"Unterstützung von Neben­
klagen vergewaltigter Frauen" und 
"allgemeinpolitische Betätigung" ge­
führt. Aufgrund der auf der BMV ge­
faßten Beschlüsse löste sich eine 
Ortsgruppe, die schon vorher keine 
aktive Rote-Hilfe-Arbeit mehr gelei­
stet hatte, endgültig auf. 

Die Debatte war mit der BMV al­
lerdings nicht beendet, in den fol­
genden Monaten entspann sich eine 
heftige und polemische Diskussion 
zwischen den beiden Richtungen, 
die zu einer neuen zerreißprobe für 
die RH wurde. 

Zunächst blieben - trotz unter­
schiedlicher Auffassungen - fast alle 
Beteiligten weiter in der RH, bzw. be­
teiligten sich weiter an der aktiven 
Arbeit. Schließlich führte die Debat­
te 1994 dazu, daß ein Teil der Ber­
liner Aktivistinnen sich aus der Bun­
desorganisation löste. 

Die Auseinandersetzung wurde 
auf der ersten Bundesdelegiertenver­
sammlung (BDV) 1994 in der Dis­
kussion um neue Leitsätze für die 
Rote Hilfe weitergeführt. Die solida­
risch geführte Diskussion ist auf die­
ser BDV nicht beendet worden. 

Die Neustrukturierung der RH 
1992 dürfte jedoch dazu geführt ha­
ben, daß die sich gründenden Roten 
Hilfen sich als Ortgmppen in der 
bundesweiten Roten Hilfe organi­
sierten und nicht versuchten, sepa­
rate Fonds aufzubauen. Die klaren 
Aufgaben und Rechte der Ortsgrup­
pen haben bewirkt, daß sich neue 
Ortsgruppen gründeten, die wieder­
um ihre Arbeit langfristig und ver­
bindlich anlegten. Mit der Neustruk­
turiemng der Roten Hilfe wuchs auch 
die Anfordemng an den und die Kon­

trolle des Bundesvorstands. 
Auch die erste Delegierten­
konferenz nach der Sat­
zungsänderung im Früh­
sommer 1994 war ein Er­
folg. Es war seit Jahren das 
erste Mal, daß aus fast allen 
Orten und Regionen Dele­
gierte zur Versammlung er­
schienen. Die Rote Hilfe hat 
mit der Satzungsreform ei­
nen organisatorischen Neu­
anfang gemacht und ist seit­
dem dabei, von einer infor­
mellen Struktur zu einer 
funktionierenden Organisa­
tion heranzuwachsen. 

Fußnoten 
1 RHD - Rote Hilfe 

Deutschlands. Name der heuti­
gen RH e. V. bis 1986 

2 Statt Programm und Statut 
erhielt die RHD nun eine 

Satzung, weil sie als Verein ein­
getragen werden sollte. 

Quellen 
Die Arbeit der RHD 

verbessern, 1977 

Satzung der Roten Hilfe 
Deutschlands. verabschiedet auf 

der II. Zentralen Delegierten­
konferenz 1978 

Leitsätze und Satzung. verab­
schiedet auf der III. Zentralen 

Delegiertenkonferenz 1980 

Dokumente der III. Ordentlichen 
Zentralen Delegiertenkonferenz 

(1980) 

Anträge an die 11I. Ordentliche 
Zentrale Delegiertenkonferenz 

Anträge und Beschlüsse der 
Bundesmitglieder­

versammlung 1992 

Anträge und Beschlüsse 
der Bundesdelegierten­

versammlung 1994 

Verschiedene Rote Hilfe­
Zeitungen. Rote Hilfe­
Mitteilungsblätter und 

Mitgliederrundbriefe 

r-----------------------------------------~------~--, 

Ausbau des Repressionsapparales in den gGer Jahren ! 
IDas Zusammenwachsen der europäischen Staaten brachte in I

den 90er Jahren vor allem die weitere Vereinheitlichung des eu­ \ 

i
I 

ropäischen Sicherheitsapparats und die Abschottung Europas nach 
außen; die innereuropäischen Grenzen existieren - ins Landesin­

I 

nere verlegt - vorwiegend für Nicht-EU-Europäer. Im Zuge interna­ I 
tionaler Zusammenarbeit tut sich die BRD vor allem mit der Repres­ I

I 

sion in der BRD lebender Kurdinnen und kurdischer Politikerlnnen, : 
I

aber auch anderer ausländischer Aktivistinnen hervor. Unter Aus­ I 
nutzung der Schwäche der Linken und der Irrelevanz einer demo­ I 

I 
Ikratischen Öffentlichkeit wurden mit den Gesetzen gegen die so­ I 

genannte organisierte Kriminalität u.a. eine Vielzahl von Bespitze­ : 
lungsmöglichkeiten geschaffen, die auch die Linke betreffen. Die I

I 

Trennung von Polizei und Geheimdiensten wurde quasi abgeschafft. I 
I 

1991 beschloß die Bundesregierung im Zuge der Verlegung 
I
I 

der innereuropäischen Grenzkontrollen nach Innen die Aufgabe­ I 
nerweiterung des BGS: Seitdem wird er in Bahnhöfen und zur Über­
wachung des Flugverkehrs eingesetzt. i 

Im Juni 1992 wurde der erste Teil des "Gesetzespaketes zur 
I 

I 
Bekä~pfung der Organisierten Kriminalität" verabschiedet. Neben I 

I 
einer Anderung des Betäubungsmittelgesetzes, Bestimmungen zur I 

IGeldwäsche u.a. wurde der § 129 auf ausländische Organisatio­ I 

nen ausgedehnt. Weiter wurde die ßeobachtende Fahndung" aus I
I 

den 70er Jahren wieder aktiviert, mit dem neuen §98 StPO werden : 
alle öffentlichen und privaten Datenbesitzer zur Herausgabe der In­ ! 
formationen verpflichtet (Verwendung für Rasterfahndung). Mit dem I 

neuen § 1OOc der StPO ist das Fotografieren auf Demos von Tat­
verdächtigen und deren Begleit- und Kontaktpersonen durch Bullen 
ohne Einschränkung erlaubt, desgleichen das Abhören von Ver­ I,
dächtigen und deren Kontakt- oder Begleitpersonen bei Vorliegen 
einer Straftat "von erheblicher Bedeutung". Das Abhören von Pri­ ! 

I 
vaträumen I"Großer Lauschangriff") konnte noch nicht durchgesetzt I 
werden. Mit § 11 0 StPO hat der Einsatz verdeckter Ermittier, auch I 

Iohne richterliche Anordnung, eine rechtliche Grundlage erhalten. I 

Nachdem das Gesetzespaket gegen die "Organisierte Krimi­ I 
I

nalität" nicht in einem Zug durchgesetzt werden konnte, wurde im I 
Mai 1994 das "Verbrechensbekämpfungsgesetz" verabschiedet, 
daß die Bespitzelungsrechte des BND erweitert. Neben illegalem !

I 

Waffen- und Drogenhandel, Geldfälschung und -wäsche gilt die Er­ I
I 

weiterung auch für )nternationalen Terrorismus". Der BND wird I 
verpflichtet, strafrechtlich relevante Informationen an die Strafver­
folgungsbehörden weiterzugeben. Das Abhören sämtlicher mit 
dem Ausland geführter Gespräche nach bestimmten Stichworten 
(und das automatische Aufzeichnen nach Fallen dieser Stichwor­
te), das bis dahin "nur" bei Ausländerinnen durchgeführt werden 
durfte, wird auf alle Gespräche aus der BRD erweitert. 

Das am 1.1.1995 in Kraft getretene Schengener Abkommen 
ermöglicht im Rahmen der Vertragsstaaten die vereinfachte grenz­
überschreitende polizeiliche Observation, die polizeiliche "Nach­

Ieile", erleichterte Auslieferung, die Kooperation der staatlichen Si­ I 

cherheitsdienste, enthält die Einführung des Schengener Informati­ I
I 

I 
onssystems, das u.a. Listen nicht-erwünschter EG-Bürger, abge­ I 

J 
lehnter Asylbewerberinnen und erkennungsdienstliehe Informatio­ I 

I 

nen enthalten soll und die Sicherung der Außengrenzen der Schen­ 1
I 

gen-Staaten. I
I 

Nicht zu vergessen in dieser Auflistung sind die Verschärfun­ I
I 

gen der Länderpolizeigesetze, die Verschärfung des Ausländer­
J 
I 
I

rechts, das Verbot kurdischer Organisationen im November 1993 I 

und die Quasi-Abschaffung des Asylrechts 1994. I 
I 
I 

• RHZ 3/91, 2/92,4/92,3/94 I 
I 

-------------------------------------------------~-~ 



Die Draldlsche Arben der Roten Hilfe ~ . 

n den ersten Jahren bestimmten 
die Rote Hilfe (RH)-Gruppen das 
Bild der Organisation. Sie orga­

nisierten Straßensammlungen, Floh­
märkte, Basare und Solidaritätsfeste,' 
um Geld zusammenzubringen. In der 
zeit vor Weihnachten, wenn die 
Spendenfreudigkeit größer ist, wur­
den nach dem Vorbild der alten RHD 
besondere Kampagnen zur "Weih­
nachtshilfe" durchgeführt. Die Ge­
nossInnen der Roten Hilfe gingen re­
gelmäßig von Haus zu Haus, sam­
melten für einen bestimmten Fall 
Geld und informierten dabei über 
diesen "Fall" und über die Rote Hil­

r--------------------------------------------, 
Die KOMM·Prozesse in Nürnberg 

Am Abend des 5. März 1981 umstellte eine Son­
dereinheit der Polizei das Nürnberger Jugendzentrum 
KOMM und nahm die 164 meistJugenlichen Besucher, 
angeblich zur Personalienfeststellung, fest. 141 von ih­
nen verschwanden für mehrere Tage in bayrischen Ge­
fängnissen, ohne das die Angehörigen verständigt 
wurden. Die Haftrichter unterzeichneten für alle 141 
Festgenommenen gleichlautende, vorgedruckte Ein­
heitshaftbefehle. Der Grund für die erste große Mas­
senverhaftung in der Geschichte der BRD: Die Polizei 
vermutete unter den KOMM-Besucherlnnnen Teilneh­
merInnen einer Hausbesetzerlnnen-Demonstration am 
selben Tag, bei der einige Schaufensterscheiben zu 
Bruch gegangen waren. Diese Staatsschutzaktion rief 
in der demokratischen Öffentlichkeit einen Proteststurm 
hervor und wurde als "Staatsstreich gegen die Grund­
rechte" bezeichnet. 

Ein halbes Jahr. später wurde zunächst versucht, 
das Verfahren gegen 66 Erwachsene und ein weiteres 
gegen 14 Jugendliche zu eröffnen. Da kein konkreter 
Tatnachweis der Einzelnen erbracht werden konnte, 
sollte erstmals die "geistige Unterstützung" für eine Ver­
urteilung herhalten. Da offenkundig entlastende Akten 
zurückgehalten wurden, wurde der Prozeß zunächst 
ausgesetz, zwei Jahre später wurden die Verfahren 
eingestellt. Eine Verfassungsklage gegen den Polizei­
einsatz wurde abgelehnt. Verfahren, die gegen die 
Haftrichter und den zuständigen Staatsanwalt einge­
leitet wurden, waren bereits zuvor eingestellt worden. 
Der Polizeieinsatz und die Massenverhaftungen wur­
den damit für rechtsgültig erklärt. 

IL _ 

fe. Die Gruppen bereiteten mit den 
Angeklagten gemeinsam deren Pro­
zeß vor. Politische Gefangene wur­
den, so gut es ging, auf ihre Knast­
zeit vorbereitet und während der 
Haft betreut. Sani-Trupps der RHD 
begleiteten in einigen Fällen Demon­
strationen und leisteten Erste Hilfe. 
Die Ortsgruppen sammelten selber 
das Geld, um "ihre Fälle" unterstüt­
zen zu können. Natürlich gab es 
auch bundesweite Kampagnen und 
einen bundesweiten Unterstützungs­
fonds. Dies alles konnte nur deshalb 
geleistet werden, weil in den ersten 
Jahren jedes Mitglied der RH zumin­
dest moralisch verpflichtet war, akti­
ve Rote Hilfe-Arbeit zu leisten. 

Die Mitglieder wurden durch 
KassiererInnen aus der Aktivengrup­
pe betreut. Das heißt, einE Kassie­
rerIn betreute mehrere Mitglieder, 
sammelte ihre Mitgliedsbeiträge, 
brachte die RH-Zeitung vorbei, in­
formierte über Aktivitäten und Dis­
kussionen in der RH und sammelte 
Spenden für bestimmte Anlässe. Der 
Ortsvorstand erhielt die Beiträge und 
Spenden der KassiererInnen und 
führte diese an den zentralen Vor­
stand ab. Die Delegierten für die zen­
trale Delegiertenversammlung wur­
den auf Ortsmitgliederversammlun­
gen gewählt. 

Dieses Konzept hatte natürlich 
Vor- und Nachteile: Auf der einen 
Seite bot das Kassierersystem die 
Möglichkeit, engen politischen und 
persönlichen Kontakt zu den Mitglie­
dern zu pflegen, Diskussionen trans­
parent zu machen und die passiven 
Mitglieder immer wieder mit einzu­
beziehen. Außerdem bot dieses Sy­
stem einen gewissen Schutz vor 
staatlicher Repression, da die Be­
schlagnahme von Mitgliedskarteien 
quasi unmöglich war und das Sper­
ren von Bankkonten nur kurzfristig 

Erfolg bringen konnte. Auf der ande­
ren Seite war das Kassierersystem 
mit einem enormen Aufwand für die 
KassiererInnen verbunden, die abso­
lut diszipliniert und zuverlässig ar­
beiten mußten, wenn das System 
funktionieren sollte. Fiel ein Kassie­
rer oder eine Kassiererin aus, war es 
für den Ortsvorstand und erst recht 
für den zentralen Vorstand unmög­
lich, den Kontakt zu den Mitgliedern 
zu halten. Einzelmitglieder, die an 
Orten ohne Ortsgruppen lebten, 
konnten auf diese Weise nicht be­
treut werden und waren nicht an der 
demokratischen Entscheidungsfin­
dung beteiligt. 

Da viele Rote Hilfe-Mitglieder ih­
re Aktivitäten auf andere Bereiche 
verlegt hatten, änderte sich die Ar­
beit der Organisation ab Ende der 
70er Jahre; viele Ortsgruppen lösten 
sich auf oder leisteten keine aktive 
RH-Arbeit mehr. Die übriggebliebe­
nen Ortsgruppen betreuten weiterhin 
"ihre" Fälle und arbeiteten zu Re­
pressionsthemen am Ort. 1984 gab 
es "nur" noch 11 Kontaktadressen 
und noch drei aktive Ortsgruppen. 
Bundesweit prägten nicht mehr die 
Ortsgruppen das Bild der RHO, son­
dern die Einzelrnitglieder. Beiträge 
wurden jetzt direkt an den Bundes­
vorstand in den Solidaritätsfonds 
eingezahlt, der Bundesvorstand ent­
scheidet seitdem über Unterstüt­
zungsleistungen . 

Ortsgruppen und der Zentral­
vorstand bemühten sich verstärkt, 
Verbindungen zu anderen politischen 
Bewegungen zu knüpfen, zu Initiati­
ven, Kernkraftgegnern, Ermittlungs­
ausschüssen und zu verschiedenen 
Solidaritätskornitees. Dies geschah 
z.B. bei den Nürnberger KOMM-Pro­
zessen 1981. Die Kontakte blieben 
jedoch bis Mitte der 80er Jahre punk­
tuell und zeitweilig. 



Die praktische Arbeit der Roten Hilfe : . 

Ab 1985 kam es an einzelnen 
Orten zur Zusammenarbeit mit Men­
schen aus anderen politischen Be­
wegungen, die auch begannen, ak­
tive Rote-Hilfe-Arbeit zu machen. 
Daraufhin begann 1985/86 die Re­
organisation der Roten Hilfe. Der 
Bundesvorstand führte seine viertel­
jährlich stattfmdenden Sitzungen 
nun immer in unterschiedlichen 
Städten durch, um dadurch die örtli­
che RH-Arbeit kennenzulemen und 
diese zu unterstützen. Der erste Vor­
sitzende reiste quer durch die Repu­
blik, um an der RH-Arbeit Interes­
sierten die Organisation vorzustel­
len; er wurde dabei immer stärker 
durch weitere Kieler Mitglieder un­
terstützt. In Lübeck und Elmshorn 
entstanden neue und mitgliederstar­
ke Ortsgruppen. 

Bis 1988 kamen weitere Orts­
gruppen in Berlin und Rendsburg da­
zu. Zumindest in Schleswig-Holstein 
entstand in den Jahren 1986-1988 
eine optimistische Aufbruchstim­
mung. Angesichts von vier Orts­
gruppen wurden mehrmals Lan­
deskonferenzen durchgeführt; auf 
den wöchentlich stattfmdenden RH­
Aktiventreffen in Kiel waren z.B. ei­
nige Monate regelmäßig mehr als 20 
Menschen, die sich an der Antire­
pressionsarbeit beteiligten, nicht zu­
letzt, weil diese aufgrund diverser 
politischer Aktivitäten dringender 
wurde als zuvor. 

Zur Erinnerung: 1986 war nicht 
nur nach Tschernobyl das Strom­
mastumsägen zum Volkssport ge­
worden, es ging auch um die Volks­
zählung, später um den Volksauf­
stand in Palästina, Kurdistan, Süd­
afrika, den britischen Fährarbeiter­
streik und den Prozeß gegen Ingrid 
Strobl, um hier nur einige Stichwor­
te zu nennen. 

Vor allem den Ortsgruppen in 
Berlin und Kiel gelang es, Arbeits­
gruppen zu Schwerpunkten der Anti­
repressionsarbeit zu bilden (politi­
sche Gefangene, §129a, Europäische 
Vereinheitlichung des Sicherheitsap­
parates) . Von 1989 an gab es nun zu 
bestimmten inhaltlichen Fragen, wie 
Vereinheitlichung des Repressionsap­
parates in Europa, §129a, Repressi­
on gegen Antifas, Amnestie für poli­

tische Gefangene bundesweite Akti­
ventreffen, so daß immer auch Ein­
zelmitglieder mit in die Arbeit einbe­
zogen werden konnten. 

Bei den neugegriindeten Orts­
gruppen zeigte sich bald das Pro­
blem, daß vielerorts nur über eine 
bestimmte Zeit aktive Arbeit aufrecht 
erhalten werden konnte. So schliefen 
die Ortsgruppen in Lübeck und Etrns­
horn 1989/90 wieder ein, während 
neue in Hamburg und Heilbronn ent­
standen. 

Seit Mitte der 80er Jahre hatte 
die Rote Hilfe viele neue Mitglieder 
aus anderen politischen Spektren ge­
wonnen, die zunehmend die Politik 
der Roten Hilfe bestimmten. Erfah­
rungen aus vielen politischen Strö­
mungen kamen zusammen. Auf dem 
Geriist der alten Organisation wurde 
eine neue, der politischen Situation 
angepaßte Struktur aufgebaut. 

Letztendlich wurden die Haupt­
aktivitäten der RH von knapp zwei 
Dutzend GenossInnen bewerkstel­
ligt. Neben der Verwaltungsarbeit, 
den Treffen des Bundesvorstands 
und der Redaktion, der \1orbereitung 
von Bundesaktiventreffen, der Be­
treuung neuer Ortsgruppen und In­
teressierte, wurde vier mal im Jahr 
die RH-Zeitung produziert, die Berli­
ner OG gab dariiberhinaus noch ein 
monatliches Info heraus. Daneben 
wurden nicht nur Informationsver­
anstaltungen, Büchertische und 
Spendensammlungen orgamsiert, 
sondern allein 1989 noch drei Bro­
schüren produziert: zum Hunger­
streik der politischen Gefangenen in 
der BRD, zum Prozeß gegen die 
KurdInnen in Düsseldorf und zur po­
litischen Repression in Nordirland. 

Mitte 1990 war die Mitglieder­
zahl der RH auf 900 gestiegen. Die 
Neustrukturierung der Roten Hilfe 
1992 hatte die angenehme Folge, 
daß erstmals seit Jahren eine 
systematische Aufbereitung und 
Pflege der Mitgliederdatei folgte. Es 
wurden zunächst zwar zahlreiche 
"Karteileichen" aus der Mitglieder­
datei entfernt, seitdem zählt die Ro­
te Hilfe nur noch zahlende Mitglie­
der. Trotzdem ist die Mitgliedschaft 
seitdem um mehr als das Doppelte 
gewachsen. 

Nachdem am Tiefpunkt 1985 
nicht einmal mehr 21.000 DM ein­
genommen worden waren, waren es 
1990 wieder fast 50.000 DM an Mit­
gliedsbeiträgen. Trotzdem war die fi­
nanzielle Siuation angespannt und 
die Bundesmitgliederversammlung 
in Berlin beschloß, den Mindestbei­
trag auf 5,- DM pro Monat zu er­

höhen, der sich bis dato seit 1975 
auf 2,- DM pro Monat belief. 

1992 kamen neue Ortsgruppen 
in Delitzsch - die erste OG auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR - und 
Göttingen hinzu. Gerade der Göttin­
ger Ortsgruppe, die in den folgenden 
Monaten einen ungeheuren Mitglie­
derzuwachs in ihrer Stadt erreichen 
konnte und sich an den bundeswei­
ten Aufgaben beteiligte, kam eine 
wichtige Funktion zu. Die staatliche 
Repression richtete sich immer 
stärker gegen AntifaschistInnen, die 
GöttingerInnen waren zum Teil selbst 
durch die §129a-Ermittlungen gegen 
die Autonome Antifa (M) betroffen 
und konnten durch ihre antifaschi­
stische Arbeit die RH in anti­
faschistischen Kreisen bekannt ma­
chen. Vor allem aus diesem Bereich 
kamen in der Zeit von 1992-1995 die 
neuen Mitglieder, vor diesem Hinter­
grund konstituierten sich ein großer 
Teil der neuen Ortsgruppen in Bre­
men, München, Nürnberg, Passau, 
Plauen und im Raum Münster. 

Rote Hilfe
 

Transparent-Aktion 
während des Kirchen­
tages in Hamburg 1995 
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Alleine 1994 traten über 300 Men­
schen der RH bei, die Mitgliederzahl 
liegt Mitte 1995 bei 1500. Das Bei­
tragsaufkommen stieg 1993 auf fast 
74.000 DM und 1994 auf über 
85.000 DM. In noch größerem 
Maße wie die Mitgliederzahlen und 
Beitragszahlungen stiegen allerdings 
auch die UnterstützungsfcHle der RH 

r--------------------------------------------,
II Die ROTE HILFE-Zeitung 
I Die Zeitung "Die Rote Hilfe" ist die Mitglieder­I zeitung der RH e.V. Sie ist hervorgegangen aus derI 
I	 Zeitung "rote hilfe", die seit ca. 1970 von den damals 
I 
I existierenden verschiedenen autonomen RH-Gruppen 
I 

I
I herausgegeben worden ist. Damit ist sie wohl eine der 
I ältesten linken deutschen Publikationen und eine der
I 
I	 wenigen Zeitungen, die noch kontinuierlich über The­
I 
I	 men der Repression berichten. 
I 
I Seit 1974 war sie die Zeitung der RHD (heute RH 
I 
I	 eV). Bis 1979 war "Die Rote Hilfe" eine Zeitung, die
I 
I 
I	 über Themen der Repression berichtete, z.B. über Pro­
I 
I	 zesse gegen Kernkraftgegner und Antifaschistinnen, 
I 
I über die Beschneidung derVerteidigerrechte, über die 
I 

Stammheimer Mordnacht, über Zensurparagraphen, I 
I	 Berufsverbote, den Verfassungsschutz, Polizeiterror 
I 
I	 und die Situation der politischen Gefangenen. 
l 
I Ab 1979 wurde aus der' Zeitung dann ein reines 

l Mitteilungsblatt über die Aktivitäten der Rote-Hilfe­
I 
I	 Gruppen und die Prozesse und Gefangenen, die von 
I 
I	 der Roten Hilfe unterstützt wurden. Dieses Mitteilungs­
I 
I	 blatt wurde zwar schon bpld von vielen als zu uninter­
I 
I	 essant kritisiert; mit dieser Zeitung könne nicht gewor­
I 

ben werden. Aus Kosten- und Kräftegründen wurde die­l 
I se Form des Mitteilungsblatts jedoch zunächst beibe­
I halten.I 
I 

Seit 1987 gibt es wieder eine Rote Hilfe Zeitung, I 
I	 die regelmäßig vierteljährlich zu aktuellen Themen der 
I 
I 
I	 

Repression, wie z.B. Repression gegen Antifaschistin­
I 
I nen, den kurdischen Widerstand,über politische Ge­
I
I fangene, Gesetzesverschärfungen und Vereinheitli­
I 
I chung des europäischen Polizeiapparates berichtet 
I und über die Mitgliedschaft hinaus gelesen wird. 
I 
LI	 _ 

(vor allem im Antifa-Bereich), so daß 
die Reserven aus vergangenen jah­
ren 1994 erstmals mit herangezogen 
werden mußten. 

Im August 1995 gab es wieder 
13 Ortsgruppen und zwei Regional­
gruppen. Die Anzahl der Mitglieder 
ist in den letzten jahren stetig ge­
stiegen; es gibt eine Vielzahl von 
Mitgliedern, die keiner Ortsgruppe 
angehören. Die Orts- und Regional­
gmppen arbeiten zu Antirepressi­
onsthemen am Ort, führen Veran­
staltungen durch, organisieren Soli­

54 Partys, betreuen Prozesse am Ort 

und vieles mehr. An ein­
zelnen Orten wird eine ei­
gene zeitung herausgege­
ben. Unterstützungslei­
stungen werden in der Re­
gel nicht' mehr von den 
Ortsgruppen, sondern 
aus der Bundeskasse 
getätigt. Die Rote Hilfe or­
ganisiert und beteiligt sich 
bundesweit an Kampa­
gnen zu Antirepressi­
onsthemen, erstellt zen­
trale Flugblätter zu aktu­
ellen Anlässen und gibt 
Vierteljährlich die Rote 
Hilfe zeitung heraus. 

Neben der zeitung 
"Die Rote Hilfe" hat die DER KAMPF DER ROTEN HILFE DEUTSCHLANDS GEGEN 

Rote Hilfe in den letzten DIE KRIMINALISIERUNG EINES KERtf<RAFTWERKSGEGNERS 

Rote Hilfe Deutschlands20 jahren eine ganze Rei­
he von Broschüren, Do­
kumentationen und Flugblättern zu 
aktuellen Ereignissen herausgege­
ben. 1991 erschien erstmals die 
Rechtshilfebroschüre "Was tun 
Wenn's brennt", von der mittlerwei­
le über 50.000 Exemplare in deutsch 

•	 und türkisch gedruckt und verteilt 
worden sind. 

Titel der Rote-Hilfe-Zeitung, 
Nr.5, Juli 1978 

Solidaritätsmarken für die Routhler·Prozesse 1974 

Fonds für Fonds für 
Routhier-Prozesse Routhier-Prozes 

Bild aus: AS·Broschüre, 
"Ein Gesetz gegen 
Dich", RHO, 1976 
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ie Rote Hilfe entstand in ei­
ner Situation, in der ver­
sucht wurde, jeden revolu­

tionären Widerstand zu kriminalisie­
ren und begonnen wurde, den Re­

pressionsapparat auszubauen. In 
dieser Situation beteiligte sich die 
Rote Hilfe von Anfang an an ver­
schiedenen Kampagnen oder organi­
sierte sie. 

In der Gründungsphase waren 
dies vor allem: 
-> die Solidaritätsaktionen zum 

Hungerstreik der politischen Ge­
fangenen gegen die Isolationshaft 
und für die Freilassung der politi­
schen Gefangenen 1974. 

->	 die Kampagne "einen deutschen 
Paß für Sascha": Sascha 
Haschemi war Kommunist und ei­
ner derjenigen, die wegen Teil­
nahme an der "Roten Antikriegs­
tagsdemo .. 1972 in München zu 
Knast verurteilt worden waren; 
allerdings war er mit Abschie­
bung bedroht. Sascha ist zwar in 
Deutschland geboren, hat aber 
einen persischen Vater und sollte 
dem Schah-Regime ausgeliefert 
werden. Seine Einbürgemng 
konnte schließlich erreicht 
werden. 

-.	 die Routhier-Prozesse: Im 
Zusammenhang mit dem Tod von 
Günther Routhier wurden zwi­
schen 1974 und 1976 über 1000 
Menschen zu Haft- und Geldstra­
fen vemrteilt, weil sie gesagt ha­
ben, daß Günther von den Polizi­
sten ermordet worden ist. 
Gleich nach Günthers Tod wurden 
Kundgebungen in Duisburg und 
anderen Orten im Ruhrgebiet 
organisiert, um seine Ermordung 
bekannt zu machen. Auch die 
Rote Hilfe verteilte in allen RH­
Städten flugblätter, sammelte 
Geld zur Unterstützung der Fa­

milie und gab Presseerklärungen 
heraus. 

Die Rote Hilfe unterstützte in 
den siebziger jahren vor allem von 
Repression betroffene Menschen aus 
den folgenden Bereichen: 
->	 Der Kampf gegen die Kriminali­

sierung der linken und kommuni­
stischen Presse, z.B. mit dem 
§ 90a (Verächtlichmachung des 
Staates) und andere zu diesem 
Zweck im Laufe der jahre ge­
schaffene Paragraphen des Straf­
gesetzbuches war immer ein Be­
standteil der Rote Hilfe-Arbeit. 

Die Rote Hilfe berichtete über lau­
fende Verfahren, sammelte Geld für 
die Betroffenen und unterstützte 
Verurteilte in ihrer Knastzeit. 

->	 Im januar 1972 wurde als Ant­
wort auf die starke kommunisti­
sche Bewegung und zur Entfer­
nung von KommunistInnen aus 
dem Öffentlichen Dienst der sog. 
Radikalenerlaß eingeführt. In den 
nächsten jahren wurden tausen­
de von Berufsverboten verhängt. 
Die Solidaritätsarbeit für die 
Berufsverbotsopfer war ein wich­
tiger Bestandteil der Rote-Hilfe­
Arbeit. 

r------------------------------------------------------------~-~--------, 

IWer war Günther Routier!	 
I 

l 
Am 5.6.1974 fand in Duisburg ein Arbeitsgerichtsprozeß statt, bei dem über die Ent­ I

I 

lassung von Hanfried Brenner bei Mannesmann entschieden werden sollte. Hanfried Bren­ I
I 

ner war Mitglied der KPD/ML und ist im Betrieb als Kommunist aufgetreten. Zu diesem Pro­ ,I
I

zeß sind viele Genossinnen als BeobachterInnen gekommen, u.a. Günther Routhier. I 
I 

Die Genossinnen haben damals versucht, den Gerichtssaal politisch zu nutzen. So ver­ I 

lteilten sie vor dem Gericht Flugblätter, in der Verhandlungspause fand vor dem Gerichts­
Igebäude eine Kundgebung statt. Nach der Urteilsverkündung griff die Polizei die Zu­ I 

schauerInnen an. Es kam zu vielen Festnahmen, mehrere Menschen wurden zusam­ I
I 

I
mengeschlagen, auch Günther Routhier. Er und andere riefen den Polizisten zu, daß er I 

Bluter sei, das interessierte diese jedoch nicht. Günther Routhier wurde von den Polizisten ieine Treppe heruntergestoßen, er schlug mit dem Kopf gegen eine Wand und wurde I 

ohnmächtig. Knapp zwei Wochen später war Günther Routier tot. Laut Obduktionsbericht I
I 

starb er am 18.6.'74 an einer natürlichen Todesursache, nämlich seiner Bluterkrankheit 1 
I 

selbst. : 
Zu seiner Beerdigung kommen 5000 Genossinnen, der angemeldete Trauerzug wird l 

lwenige-Minuten zuvor verboten, die Trauergäste verprügelt und festgenommen, Blumen 
Iund Kränze zertrampelt. Nach der Beerdigung findet bis in die Nacht ein Kesseltreiben 

auF Menschen in Trauerkleidung statt; es kam zu über 100 Festnahmen. 
Gegen die beteiligten Polizisten ist"l1ie Anklage erhoben worden. Die Witwe Günther 

Routhiers versuchte vergeblich, Strafanzeige zu stellen, sie wurde nur als Nebenklägerin 
zugelassen, da die Staatsanwaltschaft schon ein VerFahren von Amts wegen eingeleitet 
habe. Wenig später wurden die Ermittlungen eingestellt. 

In Flugblättern, Betriebszeitungen, Dokumentationen, in der RHZ und anderen linken 
Zeitungen wurde über den Mord an Günther Routhier berichtet. Daraufhin begann eine Pro­
zeßFlut gegen alle, die sagten "Das war Mord", auch gegen den damaligen presserecht­
lich Verantwortlichen der Roten HilFe. In ca. 1000 Verfahren wurden wegen "Verächtlich­
machung der BRD", Beleidigung u.a. über 140.000 DM GeldstraFen und insgesamt 3 Jah­
re und 7 Monate Knast für 9 Genossinnen verhängt. Dazu kamen ZivilForderungen angeb­
lich verletzter Polizisten, Rechtsanwalts- und Gerichtskosten, insgesamt über 500.000 DM. 
Die Rote HilFe, die sich damals gerade erst gegründet hatte, zahlte in diesen Jahren über 
130.000 DM Unterstützung. Die Routhier-VerFahren zogen sich über 10 Jahre hin. I 

-----------------------------------------------------------------------~ 
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Auch die Anti-AKW-Bewegung von einem Polizisten geworfenen Die Rote Hilfe berichtete regel­
ist nun mittlerweile über 20 Jahre alt. Stein so schwer am Kopf verletzt mäßig über die Verfolgung von 
Die RH-zeitung berichtete über die wurde, daß er 1 112 Jahre in sta­ Strauß-Gegnern, erstellte Material­
brutalen Polizeieinsätze in Whyl, tionärer Behandlung war und das sammlungen und leistete einer Viel­
Brokdorf, Grohnde, Gorleben und Sprachzentrum des Gehirns langfri­ zahl der Betroffenen Unterstützung. 
Wackersorf und über Prozesse. Die stig geschädigt wurde. Die Rote Hil­ Nach dem Tief der Roten Hilfe 
Rote Hilfe stellte bei Demonstra­ fe organisierte vielfältige Unterstüt­ Anfang/Mitte der 80er Jahre konnte 
tionen Sani-Trupps und bereitete zung für den Genossen und seine die RH sich ab 1988 mit ihrer Arbeit 
Prozesse mit vor. Neben den Berich- Familie. zu repressionsspezifischen Themen 

I
r------------------------------------------------------------------------------,
:
I 

Repression gegen Sirauss-Gegnerinnen Anfang der 80er 
I 
I 
I 1980 wurde der damalige CSU-Vorsitzende Franz-Josef Strauß 
I zum Kanzler-Kandidaten der CDU/CSU nominiert. War Strauss schon 
I vor seiner Kanzler-Nominierung seinen Gegnern gegenüber sehr Kla­
I 

gefreudig (im "Schwarzbuch Franz Josef Strauß" mußten 1972 sieben!
I Stellen geschwärzt werden, Strauß-Karrikaturen, Plakate und Flugblät­
I 
I ter wurden mit hohen Geldstrafen strafrechtlich geahndet), begann nun 
I eine wahre Prozessflut gegen Strauß-Gegener; eigens dafür wurde einl 
I zweites Anwaltsbüro eingerichtet: 
\ Per Gericht unter hohen Strafandrohungen verboten wurden Äuße­

rungen wie "Stoppt Strauß! Verhindert ein neues 33!", "Pranz Josef 
Strauß, der Hitler von heute", "Wer Strauss wählt, wählt Reaktion, Fa­
schismus und Krieg" und ähnliches. Der SDAJ z.B. wurde unter Androhung von 500000 (I) DM Geld­
strafe verboten, den Aufkleber "Kanzler Strauß - Pfui Deifil" zu verbreiten. 

Die Prozeßflut spielte sich nicht nur im linksradikalen Spektrum ab: Die Zeitung der IG-Metall druck­
te in einer Ausgabe ihrer Zeitung "metall" das Strauß-Zitat "Und wenn wir hinkommen und räumen so 
auf daß bis zum Rest des Jahrhunderts von diesen Banditen keiner mehr es wagt, in Deutschland das 
Maul aufzumachen" von 1974 auf dem Titel ab. Die "metall" wurde gezwungen, auf dem Titelblatt (!) 
erläuternde Worte von Strauß zu ~iesem Satz abzudrucken. Gegen presserechtlich Verantwortliche von 

I
I Flugblättern und Betriebszeitungen wurden Beleidigungsverfahren und Verfahren wegen Verunglimpfung 
I 
I der BRD angestrengt.
I 
I Im Verlaufe der Strauß-Kandidatur kam es zu vielen Entlassungen von Menschen/die im Betrieb
I 
I "Stoppt Strauß" oder ähnliche Anstecker getragen haben, in Bayern kam es zu Schulverweisen. I 
I 
I Umfangreiche Verfolgungsmaßnahmen gab es auch im Rahmen des Wahlkampfes der Volksfront 
I 
I (gegen Reaktion, Faschismus und Krieg). Wegen angeblicher Beleidigung von Strauß wurden in der ge­
I 
I samten BRD, aber hauptsächlich in Bayern, Zehntausende von Stellschildern durch die Polizei beschlag­
I nahmt. Hauptsächlich ging es um ein Plakat, das Strauß als wütenden Stier darstellt. Jedoch wurden ver­
I 
I einzelt auch vier weitere Plakate der Volksfront kriminalisiert. Beim Aufstellen des Stier-Plakates kam es
I 
I 
I zu mindestens 50 einstweiligen Festnahmen, einer Vielzahl von Personalienfeststellungen und im nach­
I hinein zu einer Flut von ~rozessen, in denen die Betroffenen oft zur Zahlung hoher Geldstrafen verurteilt I 

l wurden. Gegen den damaligen Geschäftsführer der Volksfront.wurden wegen Flugblättern und Plaka­
I 
I ten der Volksfront mehrere Prozesse angestrengt. 
I 
I Nach einem Auftritt von Strauß in Essen, wo er angesichts der Demonstrantinnen in ein wütendes 
I 
I Gebrüll ausbrach und Worte wie "Anhänger Himmlers, Träger von Gehirnprothesen" u.ä. in Mikrofon

I stieß, verkündete sein Freund Dregger, es würde im Wahlkampf noch Tote geben. 
I 
I Diesen toten Anti-Strauß-Demonstranten gab es am 2.9.1980 in Hamburg. Dort wurde der 16jähri­
I ge Demonstrant Olaf Ritzmann im Zuge "polizeilicher Verfolgungsmaßnahmen" nach einer Anti-Strauß­

I Demo auf die Gleise der S-Bahn getrieben, dort von einem Zug erfaßt und tödlich verletzt. 

!
I 

• Arbeitsmaterialien der RHD "Die Verfolgung von Strauß.Gegnern" . diverse RH-Zeitungen 
IL _ 

ten in der zeitung gab die RH Pro­ Anfang der 80er Jahre waren die (Sicherheitsgesetze, diverse §129a­
zeßinfos und zahlreiche Flugblätter Strauß-Prozesse ein nicht unwesentli­ Verfahren, IWF/Weltbanktagung in 
heraus. cher Bestandteil der Rote-Hilfe-Arbeit: Berlin) wieder in die Diskussion ein­

Neben der materiellen Unter­ Im Zusammenhang mit dem Wahlkampf bringen. Als im Februar 1989 der 
stützung für verfolgte AKW-Gegner von Franz-Josef Strauß kam es zu einer letzte große Hungerstreik der politi­
gab es auch andere Fälle, die die So­ waren Prozeßflut, Strauß-Gegner wur­ schen Gefangenen in der BRD 
lidarität vieler forderten: So z.B. der den mit Prozessen und hohen Geldfor­ begann, konnte die RH erstmals 

5& 
Fall eines Kieler Genossen, der auf 
der Brokdorf-Demo 1976 von einem 

derungen überzogen, Plakate, Anstecker 
und Flugblätter kriminalisiert. 

wieder tatsächlich als bundesweite 
Organisation tätig werden und 
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Polizeiterror gegen AI0N-Gegner/innen 

ehen einen Tag eingekiess;e 
beteiligte sich nicht nur an zahl­
reichen Aktionen, sondern griff auch 
inhaltlich in die Debatte ein. 

Die Rote Hilfe unterstützte die 
Angeklagten im Düsseldorfer Mam­
mutprozeß gegen kurdische Politike­
rInnen finanziell und berichtet seit 
diesem Prozeß kontinuierlich über 
Repression gegen KurdInnen in der 
BRD. 

Die schleswig-holsteinischen 
Rote Hilfe Gruppen übernahmen 
während des Hungerstreiks der poli­
tischen Gefangenen 1989 eine In­
itiative des palästinensischen Befrei­
ungskampfes, um sich für die politi­
schen Gefangenen in der BRD ein­
zusetzen: Der 17.4. wurde nach der 
Niederschlagung des Gefangenen­
aufstandes von palästinensischen 
Gefangenen in dem berüchtigten is­
raelischen Gefangenenlager Ansar III 
von der vereinigten nationalen 
Führung der Intifada als Tag der po­
litischen Gefangenen ausgerufen. 

Seit 1989 rufen schleswig-hol­
steinische Rote-Hilfe-Gruppen am 
17.4. zu einer Kundgebung vorm 
Lübecker Knast auf. Dort saßen 
1989 noch Hanna Krabbe, Christine 
Kuby, Irmgard Möller und Gabriele 
Rollnik, Gefangene aus der RAF und 
der Bewegung 2. juni. 

Vor dem Hintergrund des fak­
tisch abgeschafften Asylrechts in der 
BRD bildete die Arbeit zu Flüchtlin­
gen, Asyl und Ausländergesetzen 
1991 ein Hauptarbeitsfeld. Weitere 
Themen waren nach wie vor der § 

I29a und - vor dem Hintergrund der 

RAF-Aussteigerinnen in der DDR ­
Kronzeuginnen, sowie die Angriffe 
auf die politischen Gefangenen und 
ihre Anwältinnen. 

Ein Schwerpunkt in den 90er 
Jahren blieb die Situation der Ge­
fangenen aus der RAF. Neben der 
Berichterstattung über gesundheitli­
che Situation, Haftbedingungen und 
neue Prozesse beteiligte sich die Ro­
te Hilfe z.B. an der Kampagne für die 
Freilassung von Irmgard Möller, die 
am 1. Dezember 1994 nach über 22 
jahren Knast aus der Haft entlassen 
wurde: Es gab ein zentrales Flug­
blatt, einzelne Orte beteiligten sich 
an verschiedenen Aktivitäten und 
organisierten mit anderen Gruppen 
gemeinsam Demonstrationen. 

Ein weiterer Schwerpunkt in den 
90er jahren ist ein Thema, das lei­
der schon seit 1975 fester Bestand­
teil der Rote Hilfe-Arbeit ist - Re­

pression gegen Antifas. In der Rote 
Hilfe Zeitung gibt es mittlerweile ei-

Rote Hilfe 

Polizeiterror beim 
"Kessel" in Brokdorf 
1986 

ne feste Rubrik, in der über die uns 
bekannten Repressionsfcille der letz­
ten Monate berichtet wird. Eine Viel­
zahl von AntifaschistInnen erhielt in 
den letzten jahren finanzielle Unter­
stützung von der Roten Hilfe. 

Nach dem Verbot der kurdischen 
Organisationen und Schließung der 
Vereine 1993 nahm die Repression 
gegen KurdInnen ein bisher unge­
ahntes Ausmaß an. Die Rote Hilfe 
unterstützte KurdInnen durch Veröf­
fentlichungen und finanzielle Hilfe. 

1995 beteiligte sich die Rote Hil­
fe vor allem an der Kampagne für die 
Freilassung des Spaniers Benjamin 
Ramos Vega, der in Berlin in Auslie­
ferungshaft sitzt und für die Freilas­
sung von Mumia Abu jamal, der in 
den USA hingerichtet werden soll. 
Die Rote Hilfe organisierte Unter­
schriftensammlungen, Postkartenak­
tionen, Demonstrationen, Kundge­
bungen usw. allein und gemeinsam 
mit anderen Organisationen. 

Beseb:ung des 
schleswig-holsteinischen 
Justizministeriums 
während des 
Hungerstreiks 
der politischen 
Gefangenen 1989 
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Beniamin-Ramos-Vega ­
politischer Gefangener. 
Saß bis Anfang 1995 in 

Berlin-Moabit. Wurde 
dann nach Spanaien 

abgeschoben, obwohl 
international bekannt ist, 

daß in spanischen 
Knästen gefoltert wird. 
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er Feind steht Links ". Tref­
fender und kürzer läßt sich 
die Staatsdoktrin der Bun­

desrepublik nicht zusammenfassen. 
Die BRD sieht sich als Nachfolgestaat 
des deutschen Reiches. Wie diese 

Broschüre zeigt, heißt 
diese Nachfolge seit den 
bismarckschen Soziali­
stengesetzen auch die 
Verfolgung und Unter­
drückung linker Opposi­
tion. Sei sie nun revolu­
tionär oder radikaldemo­
kratisch, sei sie soziali­
stisch, kommunistisch 
oder anarchistisch. 

Die BRD hat jeden­
falls die 
repressive Politik gegen 
die Linke, wie sie in der 
Weimarer zeit praktiziert 
und während des Fa­
schismus zum traurigen 
Höhepunkt gebracht 
wurde, fortgesetzt. 1956 
wurde die KPD in 
Deutschland nach 1923 
und 1933 innerhalb von 
kaum mehr als 30 Jahren 

zum dritten Mal verboten. Die Fort­
führung dieser Politik, der Ausbau 
der politischen Polizei und politi­
schen Justiz von den sechziger Jah­
ren bis heute, wurde in dieser Bro­
schüre aufgezeigt 

Es gibt heute in der Linken wohl 
kaum politisch arbeitende Men­
schen, Gruppen oder Organisatio­
nen, die sich im Laufe der zeit nicht 
durch staatliche Repression in ihrer 
politischen Tätigkeit verfolgt oder 
behindert sahen. 

Die Rote Hilfe e. V. war seit ihrer 
Gründung immer wieder damit kon­
frontiert, wie gegen Einzelne, Grup­
pen oder Organisationen vorge­
gangen wurde. Feststellbar ist dabei, 

daß es nicht eine Form der Repres­
sion, nicht die Repression gibt. Re­
pression wird auf die mit unter­
schiedlichem Konzept arbeitenden 
Gruppen und Organsiationen auch 
differenziert angewendet. Ob nun 
von "Terroristen", "Chaoten", "ge­
waltbereiten Jugendlichen" oder von 
"Altstalinisten " die Rede ist, gefor­
dert wird das "entschlossene 
Handeln aller Demokraten" und mit 
aller "Härte des Gesetzes" vorzuge­
hen. Staatliche Repression ist dabei 
nicht mit Kriminalisierung gleichzu­
setzen oder zu verwechseln. Es gibt 
Formen der staatlichen Repression, 
die im Vorfeld der Kriminalisierung 
verlaufen. 

Repression beginnt beispiels­
weise mit der politischen Diffamie­
rung durch vom Verfassungschutz 
lancierte Dossiers, die begierig von 
der bürgerlichen Presse aufgesaugt 
und wieder abgedruckt werden. Ab­
hören, observieren oder bespitzeln 
sind Kampfbedingungen mit denen 
sich die Linke täglich konfrontiert 
sieht. 

"Verstoß gegen das Versamm­
lungesetz" , "Verunglimpfung des 
Staates", "Unterstützung oder Bil­
dung von terroristischen Vereinigun­
gen" sind nur eine kleine Auswahl 
von Konstrukten, die sich der Re­
pressionsapparat geschaffen hat, um 
gegen Linke vorzugehen. 

Massive Aufgebote von Sonder­
einheiten auf Demonstrationen, de­
nen nicht selten Übergriffe folgen, 
Hausdurchsuchungen, Verbot oder 
Beschlagnahme von Publikationen 
gehören ebenso zum Repressionsre­
pertoire wie Versammlungs- und De­
monstrationsverbote, die Auflösung 
von Kulturvereinen und das Verbot 
von Organisationen und Parteien. 

Fortgeführt wird die Repression 
durch die Staatschutzjustiz, die ein­

geschränkten Verteidigungsmöglich­
keiten in politischen Prozessen und 
mündet in den Haftbedingungen der 
politischen Gefangenen. 

Egal, welche Formen von Re­
pression gegen Personen, Gruppen, 
Organisationen oder Strömungen in 
der Linken angewendet werden, ver­
folgen sie doch eine gemeinsame 
Strategie. 

Angriffe gegen Einzelne dienen 
dazu, sie stellvertretend für viele an­
zugreifen und sollen sie davon ab­
halten, sich weiterhin zu organisie­
ren und politisch zu kämpfen. Durch 
öffentliche Diffamierung von Grup­
pen oder Organisationen sollen die­
se zunächst diskreditiert und 
schließlich politisch isoliert werden, 
damit sie nicht mehr in Diskussionen 
und Auseinandersetzungen eingrei­
fen können. Die offene Repression 
dient dazu, Gruppen und Organisa­
tionen politisch handlungsunfähig 
zu machen. Gleichzeitig wird ver­
sucht, Kämpfe und Inhalte durch die 
Kriminalisierung zu entpolitisieren 
und die Solidarisierung zu verhin­
dern. Schließlich sollen durch Re­
pression mißliebige politische Grup­
pen und Organisationen zerschlagen 
werden. 

Vor diesem Hintergrund arbeitet 
die Rote Hilfe. Die Rote Hilfe setzt 
gegen das staatliche Konzept der Iso­
lation die Solidarität der Linken. Die 
Rote Hilfe versteht sich als linke 
Schutz- und Solidaritätsorganisati­
on, die von dem Gedanken ausgeht, 
daß es für die Linke im Kampf gegen 
staatliche Repression notwendig ist, 
gemeinsam, über alle Partei- und Or­
ganisationsgrenzen, über ideologi­
sche Differenzen hinweg, sich zu so­
lidarisieren und zu organisieren. 

Mit dieser Aufgabe verstehen 
wir uns weder als karitative Einrich­
tung noch als Rechtschutzversiche­
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rung. Die Rote Hilfe ergreift Partei für 
die durch Repression bekämpfte Lin­
ke. Dabei wird kein Unterschied ge­
macht, welche Politik von welcher 
Gruppe verfolgt wird oder welche 
Mittel gegen diese angewandt wer­
den. Die Rote Hilfe sieht ihre Aufga­
be und ihren Platz in der Linken dar­
in, den Zielen staatlicher Repression 
das Wasser abzugraben, indem wir 
durch organisierte Solidartität aller 
dafür sorgen, daß Einzelpersonen, 
Gruppen und Organisationen ihren 
Kampf auch weiterhin führen kön­
nen. 

Nur in einem gemeinsamen Vor­
gehen wird es möglich sein, der Re­
pression etwas entgegenzusetzen. In 
diesem Sinne versteht sich die Rote 
Hilfe als strömungsübergreifende 
und parteiunabhängige Bündnisor­
ganisation. Die Erfahrung hat ge­
zeigt, daß eine Solidaritätsorganisa­
tion wie die Rote Hilfe heute nur 
dann einen wirklichen Bestand ha­
ben kann, wenn sie eine übergrei­
fende Organisation bleibt. 

So wird sich die Rote Hilfe auch 
weiterhin nicht an Diskussionen, 
Aufrufen oder Kampagnen beteili­
gen, die über die Thematik der Re­
pression hinausgehen. Die Rote Hil­
fe wird auch in ZUkunft nicht politi­
sche Arbeit der Gruppen als solche 
unterstützen, sondern denjenigen 
unsere Solidarität entgegenbringen 
und sie nach unseren Kräften unter­
stützen, die für ihre politische Arbeit 
und Überzeugung von Repression 
betroffen sind. Dies sind Grundsät­
ze, die auch in Zukunft unsere Poli­
tik prägen werden. 

Die Rote Hilfe ist dabei nicht un­
politisch, sondern leistet auf ihre 
Weise politische Arbeit im Kampf 
gegen staatlich Repression. 

Dies geschieht in Form von po­
litischen Aktivitäten und Öffentlich­
keitsarbeit. Wir suchen die Zusam­
menarbeit mit anderen Antirepressi­
onsorganisationen, Prozeßgruppen, 
Soli-Fonds, Ermittlungsausschüssen 
usw., um gemeinsam gegen staat­
liche Repression vorzugehen. 

Wir geben Flugblätter und 
Informationsbroschüren zu be­
stimmten Anlässen und Frage­
stellungen heraus. In der Roten 

Hilfe zeitung wird Repression sowohl 
theoretisch untersucht wie im kon­
kreten Einzelfall veröffentlicht. Wir 
berichten, untersuchen und diskutie­
ren Entwicklungen und Tendenzen 
des Repressionsapparates, von der 
Aufrüstung der Polizeien, über die 
Verschärfung von Sicherheitsgeset­
zen, bis hin zu gerichtlichen Ent­
scheidungen. 

Doch die Rote Hilfe hat sich 
nicht nur als Aufgabe gesteckt, poli­
tisch und theoretisch zur Repression 
Stellung zu nehmen. So wie die Re­
pression Einzelne stellvertretend für 
alle angreift, unterstützen wir auch 
die Einzelnen, indem wir fortschritt­
liche Anwälte vermitteln oder Pro­
zesse mit vorbereiten und begleiten. 
So ist wohl die wichtigste Aufgabe 
der Roten Hilfe die konkrete finanzi­
elle Unterstützung bei Anklagen und 
Prozessen. Unsere Mitgliedsbeiträge 
verwenden wir zum allergrößten Teil 
für die Übernahme von Prozeß- und 
Anwaltskosten. 

In den letzten Jahren hat die Ro­
te Hilfe ihre Mitgliedschaft ständig 
gesteigert und ist mit rund 30 Ort­
gruppen bzw. Kontaktadressen bun­
desweit organisiert. Die Rote Hilfe 
hat zur zeit, im Sommer 1996, 
ca. 2.300 Mitglieder. Der starke Zu­
lauf, den wir in den letzten Jahren zu 
verzeichnen hatten und die stark 
angestiegene Beanspruchung zeigt 
deutlich, wie notwendig eine Orga­
nisation wie die Rote Hilfe ist. 

Dieser Zulauf ist auch darauf 
zurückzuführen, daß 
---> wir kontinuierlich gearbeitet 

haben 
---> die Rote Hilfe reale und z. T. 

effektive Hilfe leisten konnten 
-, wir unseren strömungsüber­

greifenden und parteiunabhän­
gigen Ansatz glaubhaft umsetzen 
konnten. 

Doch wir sind nicht selbst­
gefcillig und selbstzufrieden. Wir wis­
sen, daß es noch einiges zu verbes­
sern gibt. Wir befinden uns aufgrund 
der wechselvollen Geschichte dieser 
Organisation Z.Zt. in einer Phase des 
Auf- und Ausbaus. Organisatorisch 
gibt es noch viel zu tun, was für die 

Rote Hilfe nicht sehr leicht und mit 
einigen Schwierigkeiten verbunden 
ist. Denn die wenigsten von uns lei­
sten ausschließlich ihre Arbeit in der 
Roten Hilfe oder im Antirepressions­
bereich. Viele von uns arbeiten und 
kämpfen noch in anderen Gruppen 
oder Organisationen. Außerdem hat 
die Solidaritäts- und Antirepres­
sionsarbeit für viele zunächst ne­
benrangigen Stellenwert und dringt 
oft erst ins Bewußtsein, wenn staat­
liche Angriffe einsetzen. 

Mit gestiegener Mitgliederzahl 
und höherem Bekanntheitsgrad ist 
auch der Anspruch an die Rote 
Hilfe gestiegen. Von uns wird zu 
Recht mehr politische Einmischung 
erwartet. 

Den an uns gestellten An­
sprüchen wollen wir nach unseren 
Kräften gerecht werden. Insbesonde­
re wird die Rote Hilfe in Zukunft ver­
stärkt daran arbeiten, sich neben der 
konkreten Hilfe der besseren Organi­
sierung und den politischen Auf­
gaben im Antirepressionsbereich zu 
stellen. Doch die Rote Hilfe wird sich 
nur dann effektiv diesen Aufgaben 
stellen können, wenn ihre Arbeit auf 
vielen Schultern ruht. Dazu brau­
chen wir mehr Mitglieder und mehr 
Gruppen, die sich aktiv an der Ar­

beit der Roten Hilfe und kommenden 
Kampagnen beteiligen. 

Wir fordern Euch auf, 
werdet Mitglied in der Roten Hilfe! 

Werdet aktiv in der Roten Hilfe! 

Schafft 
Rote Hilfe! 

Solidarität ist eine 
Waffe! 

Der Bundesvorstand 

der Roten Hi{fe 

Rote Hilfe 

Mumla-Abu Jamal, politi­
scher Gefangener In den 
USA. Er sitzt seit 
mehreren Jahren In der 
Todeszelle. 
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Rote Hilfe 

ADGB Allgeminer Deutscher Gewerkschaftsbund 

APO Außerparlamentarische Opposition 

Bewegung 2. Juni Bewaffnet militant•	 kämpfende Gruppe (1980 aufgelöst) 

DLFM Deutsche Liga für Menschenrechte 

lAH Internationale Arbeiter Hilfe 

1GB Internationaler Gewerkschaftsbund 

IJV Internationale JUristische Vereinigung 

IRH Internationale Rote Hilfe 

IWF Internationaler Währungsfond 

KAPD Kommunistische Arbeiterpartei Deutschlands 

KB Kommunistischer Bund 

KBW Kommunistischer Bund Westdeutschlands 

KOMINTERN Kommunistische Internationale 

KPD/AO Kommunistische Partei Deutschland/Aufbau-Organisation 

KPD/ML Kommunistische Partei Deutschlands/Marxisten-Leninisten 

KPO (KPD-O) Kommunistische Partei Opposition 

MOPR russische Rote Hilfe 

NSV Nationalsozialistische Volkswohlfahrt 

RAP Rote Armee Fraktion 

RFB Roter Frontkämpferbund 

RH Rote Hilfe 

RHD Rote Hilfe Deutschlands 

RGO Revolutionäre Gewerkschaftsopposition 

SAP Sozialistische Arbeiter Partei 

SDAJ Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend 

SPD Sozialdemokratsiche Partei Deutschland 

USPD Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlland 

WHD Winterhilfe Deutschland 

J "" 
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Rote Hilfe Adressen
 
Bundesvorstand, Lileraturvertrieb 

Rote Hilfe ev', Postfach 6444, 24125 Kiel, Telefon und Fax 104 31) 7 51 41, 
E-mail: rote-hilfe-kiel@c1·hh.comlink.de 

Archiv 

Rote Hilfe e.v., clo Buchladen Rote Straße, Rote Stroße 10, 37073 GöHingen, 
Fax (05 511 79 21 74 

Spenden- und Beitragskonta 

Rote Hilfe e.V. 
Konto-Nr. 19 11 00-462 
Postbonk 'Dortmund, BLZ 440 100 46 

Ortsgruppen 

Berlin: Rote Hilfe e.v., clo Nachloden, Waldemarstr. 36, 10999 Berlin 

Bielefeld: Hermann Taube, Goldboch 5,33615 Bielefeld, Telefon 105 21) 123425 

Bonn: Rote Hilfe e.v., clo Informationsstelle Kurdistan, Maxstr. 50, 53111 Bann, 
Telefon und Fax 102 281 65 61 27 

Braunschweig: Rote Hilfe eV, Cyriaksring 55, 381 18 Braunschweig,
 
Telefon 105 311 8 38 28, Fax 105 311 2 809920
 

Bremen: Rofe Hilfe eV, St-Pauli-Str. 10,28203 Bremen, Fax (0421)75682
 

Delitzsch: Rote Hilfe eV, clo "Infoloden Volk und Wissen", AJZ Dessau,
 
Schlachthofstr. 25, 06844 Dessou
 

Erfurt: Rote Hilfe eV, Postlach 303, 99006 Erfurf
 

Essen - Oberhausen: Rote Hilfe eV, clo Druckluft, Am Förderturm 27,
 
46049 Oberhausen, Fox 102 01) 77 05 64· 

Göttingen: Rote Hilfe eV, clo Buchladen Rote Straße,
 
Rote Straße 10, 37073 GöHingen
 

Hamburg: Rote Hilfe eV, Postloch 306302, 20329 Hamburg,
 
Fax (040) 439 08 12
 

Harburg - Land: Rote Hilfe eV, Postloch 1435, 21251 Tostedt
 

Heilbronn: Rote Hilfe eV, clo Infoloden, Postloch 2204, 74012 Heilbronn'
 

Kemplen: Ulrike Pixner, Haus Nr. 5, 87634 Immenthai, Telefon 10 83 721 1449
 

Kiel: Rote Hilfe eV, Postlach 6444, 24125 Kiel,
 
Telefon und Fox (04 3 I) 7 51 41 

Passau: Rote Hilfe eV, clo Antifaschistische Aktion,
 
Große Messergasse 8, 94032 Possou
 

Linge~ - Nordhorn - Rheine - Gronau: W. Volk, Pestalozzistr. 81, 48527 Nordhorn,
 
Telefon 10 59 211 3 87 30
 

München: Rote Hilfe eV, Schwanthalerstr: 139, 80339 München
 

Nürnberg - Fürth - Erlangen: Rote Hilfe e.V., clo Buchhandlung libresso,
 
Peter,Vischer-Str. 25, 90403 Nürnberg
 

Plauen: Rote Hilfe eV, clo Infoladen "Tierra y libertad", Thiergartener Str. 4,
 
08527 Plauen, Tel: 1037411 3 51 30 Iinfoladen)
 

Kontaktadressen
 

Elmshorn: auf Anfrage beim Bundesvorstand
 

Rote Hilfe
 
Frankfurt / Oder: auf Anfrage beim Bundesvorstand 

Hannover: Rote Hilfe eV, c/o Infoladen, Kornstraße 28,30167 Hannover 

Heidelberg: Role Hilfe eV, Postfach 10 31 62, 69021 Heidelberg, 
Fox 10 62 21) 16 44 89 

Karlsruhe: Peter Geiger, Heilbranner SIr. 20, 76131 Karlsruhe, 
Telefon 10721)613152 

Köln: Rote Hilfe eV, clo Cafe tnternational,- Taunusstraße 120,51105 Köln 

Mannheim: Eyro A<;hterrath, Waldstr. 30 f, 68305 Mannheim 

Oldenburg: Cafe Machatschkala, Hauptstr. 2, 26209 Kirchhauen, 
Telefon 1044 821 83 26 

Potsdam: Rote Hilfe eV, clo Infoloden, lindenstr. 53, 14467 Potsdam 

Rathenow: auf Anfrage beim Bundesvorstand 

Recklinghausen: auf Anfrage beim Bundesvorstand 

Rendsburg: Rote Hilfe eV, Theprax Infoloden, Postloch 506, 24756 Rendsburg 
Telefon und Fox 10 43 311 2 58 87 

Schleswig: auf Anfrage beim Bundesvorstand 

Siegen: Rote Hilfe eV, Helsbachstr. 83, 57080 Siegen, Telefon (02 71135556 

Weil: Dirk Mauermann, Hebelsir. 64, 79576 Weil am Rhein 

Wolfsburg: Rote Hilfe ev', c/o Infoloden, ZKj Mille, 
Schachtweg 31, 38440 Wolfsburg 

Wer ist die Rote Hilfe ? 
Die Rote Hilfe ist eine parteiunabhängige, strämungsübergreifende linke Schutz' und 
Solidaritätsargonisotion. 

Die Rote Hilfe organisiert noch ihren Möglichkeiten die Solidarität für olle, unab­
hängig von Parteizugehörigkeit oder Weltanschauung, die in der Bundesrepubl k 
Deutschland aufgrurid ihrer politischen Betätigung verfolgt werden. Politische Betatrg 
in diesem Sinne ist z.B. dos Eintreten für die Ziele der ArbeiterInnenbewegung d 
antifaschistische, antisexistische, ontirassistische, demokratische oder gewerkschaft! c 
Kampf und der Kampf gegen die Kriegsgefahr. 

Unsere Unterstützung gilt denjenigen, die deswegen ihren Arbeitsplatz verlieren 
Benufsverbot erholten, vor Gericht gestellt und zu Geld- und Geföngnisstrafen ver 
werden oder sonstige Nachteile erleiden. 

Darüber hinaus gilt die Solidarität der Roten Hilfe den von der Reaktion politr 
Verfolgten in ollen ländern der Erde. lau, der 

r----------------------------------------------------- -----------~------------------------~~~ 

Beitrittserklärung + Einzugsermächtigung 

[Zutreffendes biHe ankreuzen) 

o Ich erkläre meinen BeitriH zur Roten Hilfe eV 

o Ich bin Mitglied der Roten Hilfe und ändere 

meinen Beitrag I meine Kontonummer I meine Adresse 

Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag in Hähe von 

0 jährlich 120,- DM I Anderer Betrag: ____--lI DM 

0 halbjährlich 60,- DM I Anderer Betrag: ____...J,DM 

0 vierteljährlich 30,- DM I Anderer Betrag: ~ DM 

0 monatlich 10,- DM I Anderer Betrag: ____...J DM 

Der Mindestbeitrag beträgt 5,- DM monatlich. Ermäßigt 3,- DM monatlich
 

(Dieser Beitrag ist jedoch nichteinmal kostendeckendl.
 

Ich ermächtige den Bundesvorstand der Roten Hilfe, jederzeit widerruflich,
 

meinen Beitrag jeweils zu Beginn des Fälligkeitsdatums zu last~n meines
 

rechts angegebenen Kontos durch lastschrift einzuziehen.
 

Innerhalb von 6 Wochen kann ich bereils vollzogene lastschriften
 

wieder rückgängig machen.
 

Vorname und Norne 

Stloße und Hausnummef 

I 
r 

PLZ. Stadt 

Name und Ort des Kredilinstituts 

Bankleitzahl 

Konto-Nr. 

rx Datum und Unterschrift 

o Ich bin an aktiver Mitarbeil interessiert. 

o Ich möchte Kontakt zu einer Ortsgruppe 

o Ich habe Kontakt zu einer Ortsgruppe 

I 



lesestoff für Rote HelferInnen * lesestoff für Rote HelferInnen * lesestoff für Rote HelferInnen 

Zeitung 

Die Rote Hilfe 
Bundesweite Zeitung der Roten Hilfe 

Regelmäßige Berichterstottung über 

• Prozesse und Ermittlungen 

• Entwicklungen im Polizei- und justizopporat 

• aktuelle Schwerpunktthemen 

• die Arbeit der Roten Hilfe
 

erscheint quartalsweise, 36-48 Seiten, DtN M,
 
Preis' 3,50 DM, Abonnement: 20,- DM für 4 Ausgaben 
lin der Mitgliedschah enthaltenl 

Rote Hilfe Broschüren 

Experimentierfeld Nordirland 

Technologie politischer Unterdrückung 

Historische Entwicklung • SAS - die 

Bürgerkriegsormee • Polizeibewaffnung 

und counter-insurgency 

48 Seiten, DIN M, 5,- DM 

"Denen ist es egal, 
ob es der Wahrheit entspricht" 
Geschichte, Praxis und 
Hintergründe der Kronzeugen 

• Chronologie des Kronzeugen im bundes­

deutschen Rechl 

• Der Prozeß gegen Ali Cetiner 

• Kronzeugen ohne Titel 

• juristische Aspekte 

• Kronzeugen international
 

60 Seiten, DIN AS, 5,- DM
 

Wir lassen jetzt nicht mehr los 
Broschüre zum Hungerstreik der 
polifischen Gefangenen in der BRD 1989 

Chronologie oller Hungerstreiks • Chronologie 

des 10. Hungerstreiks • Auswertung und 

Perspektiven • Dos Gehirnwäscheprogramm • 

Hohberichte • Normalvollzug • 

Völkerrechtliche Bindungen der BRD • 

Diskussionsbeiträge 

64 Seiten, DIN M, 7- DM 

"Terroristen fliegen raus" 

Die Abschaffung des politischen Delikts 

im Auslieferungsrecht - ein westeuropäischer 

Überblick 

56 Seilen, DlN A5, 5,- DM 

"Organisierte Kriminalität" 
- die Bullen mischen mit 

Die Auswirkungen des OrgKG - die 

legolisierung illegoler Polizeimethoden ­

und seine Bedeutung für die linke 

44 Seiten, DIN A5, 5,- DM 

"Wer die Interessen 
der Bundesrepublik gefährdet •••" 

Dos neue Ausländer-Gesetz: Aufenthaltsstatus, 

Ausweisungstatbestände • Dos Ausländer­

zentralregister • Ausbeutung, Einschüchterung 

und Spaltung: Ausländerrecht im Kapitalismus 

36 Seiten, DIN M, 5,- DM 

Was tun, wenn es brennt?! 
Der Klassiker für Demos und Veranstaltungen in 

über 50.000 Gesamfauflage 

Rechtshilfetips für Demonstrationen, bei Über­

griffen, bei Festnohmen, ouf der Woche 

16 Seiten, DIN A6, zum kostenlosen Verteilen,
 
Versand gegen Erstonllng det Versondkoslen
 

Broschüren & Bücher 

Mumia Abu-jamal 
•.• aus der Todesxelle 
Live fram deoth row 

Essoys
 

298 Seiten, Taschenbuch, 28,- DM
 

Freiheit gestreift 
Texte gegen den Knast 

In Berichten, Gesprächen, Dokumenten, 

Plädoyers und Anolysen werden Knostolltag, 

Zwongsarbeit, Drogen, Sexualität, Reizentzug, 

Isolation, soziale Verelendung und Strategien 

des Überlebens im Knast thematisiert. 

Hrsg.: Unrast-Kollektiv, Anores - Nord 

194 Selten, Taschenbuch, 24,80 DM 

Der BarkenhoH 
Kinderheim der Roten Hilfe 

Die Rote Hilfe Deutschlands • Die Kinderhilfe • 

Der Barkenhoff • Dos Kinderheim in Elgersburg 

• Heinrich Vogeler und die Rote Hilfe 

Zahlreiche, z.T. vierlorbige, Abbildungen
 
192 Seiten, DIN AS, 36,- DM
 

Bad Kleinen und die Erschießung 
von Wolfgang Grams 

mit Beiträgen von Birgil Hogefeld, Hans 

Branscheidt, Ulla jelpke, Rolf Gössner, 

Oliver Tolmein, u.a., erschienen im ID-Archiv 

315 Seilen, Taschenbuch, 28,80 DM 

Geschichte wird gemacht 
Der Prozeß gegen Gerhard Bögelein
 
und Karl Kielhorn
 

Broschüre zum Prozeß gegen zwei Antifaschis­

ten aus der DDR, die 1991 beschuldigt wur­

den, 1947 einen Nazirichter in einem Kriegs­

gefangenenlager umgebracht zu hoben. 

52 Seiten, DIN A 4,4,- DM 

Rote Hilfe Literaturvertrieb 
Postfach 6444 • 24125 Kiel 
Sparkasse Kiel • BLZ 210 501 70 • Konto-Nr. 91 00 92 09 

Die vergessenen Justizopfer
 
des kalten Krieges
 
von Rolf Gössner, Neuer Konkret Verlag 

Gegen weit über 200.000 Menschen wurde 

in den 50er jahren in der Bundesrepublik 

ermittelt, weil sie Kommunisten oder 

Kommunistinnen woren, oder im Verdocht ston­

den Kontokt mit solchen zu pflegen. Ein 

Tobuthema des freiheitlichsten Staotes ouf deut­

schem Boden. 

Taschenbuch, 32,- DM 

Dokumentation: 
Bad Kleinen, Steinmetz, Weiterstadt, 
Hausdurchsuchungen, Ermittlungsverfahren, 
SprengsfaHspuren, Aussageverweigerung, 
Beugehaft. 

Broschürengruppe Frankfurt 

56 Seiten, DIN M, 5,- DM 

Sonst noch: 

Aufkleberserie 
Keine Auslieferung von Beniamin Ramos Vega 
on den Folters/aat Spanien! 

8 Motive für die Freilassung von palilisehen 

gefangenen international: Gefangene aus der 

GRAPO, Baskische politische Gefangene, 

gegen das PKK-Yerbot und §-l 29-a-Prozesse, 

Benjamin Ramos Vega, Hanna Krabbe, 

Mumia Abu~amal. 

Internationalistische Studentinnen 

Serie 68 Stuck, 3,- + 2,- Porto 

Rote Hilfe Anstecknadeln 

Metall, drei farbig, mit Rote-Hilfe-logo 

mit Schriftzug .Rote Hilfe· 6,- DM 
ohne Schrihzug ,Rote HiKe' 6,- DM 

Bezugsbedingungen: 
+ 1,- DM Versondkosten 

Für den Weiterverkauf: 30% RoboN, 
+ 3,- DM Versandkosten 

Selbstdarstellung der Roten Hilfe e.V. 

Faltblon für umsonst + Versondkosten 

Postkarten zu Aussageverweigerung 

für umsonst + Versondkosten 

Postkarten zu Benjamin Ramos Vega 

für umsonst + Versondkosten 

Bezugsbedingungen für die 
Rote Hilfe Zeitung: 

Einzelbestellungen: 
lieferung gegen Vorkasse (Briefmarken, 8orgeld, 
Verrechnungsscheck oder Überweisung allf o.a. Konto, 
Rechnungsbetrag + 1,50 DM Versondkostenpouschale I nicht ver­
gessen!) 

Weiterverköuferlnnen, Buch- und Infolöden: 
Für die RH·Zeitung und.Wir lassen nicht mehr los' gibt es 30% 
RaboN, regelmößige BezieherInnen der RH-Zeitung können bei 
Abnahme von mind. 3 Ex. remillieren. Für die Broschüren 
..Experimentierfeld .. :, ..Denen isl es .. : und "Wer die Interessen 

• gibt es 25% Robon. 

Alle lieferungen mit Rechnung zzgl. Versondpouschale: 
1 Ex. 1,50 DM; 2-5 Ex.: 4,- DM; 6-10: 5,- DM; 11-20: 
8,- DM; über 20: 10,- DM 



Heinrich Vogeler . Plakat "Arbeiter, das ist Eure Not" . Farblithographie . 1924 

- Preis: 8,- DM ­




